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Nr 369 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages
(2. Session der 16. Gesetzgebungsperiode)

Vorlage der Landesregierung

GeSetZ  VOIM  .iiviiiviienionnionersnessestonsossscsnsonnes , mit dem die Salzburger
Landarbeitsordnung 1995 gedndert wird

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Die Salzburger Landarbeitsordnung 1995, LGBI Nr 7/1996, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI
Nr 17/2019 wird gedndert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. Nach der den § 7 betreffenden Zeile wird eingefiigt:
»$ 7a Entgelt bei Pauschalvereinbarungen®

1.2. Die den § 11a betreffende Zeile wird durch folgende Zeilen ersetzt:
»§ 1la Wiedereingliederungsteilzeit
§ 11b Lage der Normalarbeitszeit
§ 1lc Abgeltung von Zeitguthaben
§ 11d Abbau von Zeitguthaben
§ 1le Unabdingbarkeit*

1.3. Nach der den § 31 betreffenden Zeile wird eingefiigt:
»$ 3la Dienstrechtliche Anspriiche bei Invaliditit*

1.4. Die den § 72a betreffende Zeile lautet:
»S 72a Hochstgrenze der Arbeitszeit™

1.5. Die die §§ 74 und 75 betreffenden Zeilen werden durch folgende Zeilen ersetzt:
»$ 74 Ruhepause
§ 74a Wochentliche Ruhezeit und Feiertagsruhe
§ 74b Sonderfille der wochentlichen Ruhezeit
§ 75 Ausnahmen von der Sonn- und Feiertagsruhe
§ 75a Ausgleichsruhe*

1.6. Die den § 88 betreffende Zeile lautet:
»$ 88 Ermittlung und Beurteilung der Gefahren, Festlegung von Maflnahmen
(Arbeitsplatzevaluierung)*

1.7. Die den § 105¢ betreffende Zeile lautet:
»$ 105¢c Meldung von Mingeln*

2. Im § 3 wird angefiigt:

»(4) Die §§ 124 bis 130 gelten sinngemif auch fiir das Dienstverhiltnis einer Frau, die gemédB § 144
Abs 2 und 3 ABGB Elternteil ist.

3. Nach § 7 wird eingefiigt:
»Entgelt bei Pauschalvereinbarungen
§ 7a

Enthélt der Dienstvertrag oder der Dienstschein das Entgelt als Gesamtsumme, die Grundlohn und
andere Entgeltbestandteile einschliet, ohne den Grundlohn im Sinn des § 7 Abs2 Z 9 betragsmiBig
anzufiihren, hat dieser Dienstnehmer zwingend Anspruch auf den Grundlohn einschlieBlich der branchen-
und ortsiiblichen Uberzahlungen, der am Arbeitsort vergleichbaren Dienstnehmern von vergleichbaren
Dienstgebern gebiihrt (Ist-Grundlohn). Der Ist-Grundlohn ist der Berechnung der abzugeltenden
Entgeltbestandteile zugrunde zu legen, soweit der Kollektivvertrag in Bezug auf die Berechnung von
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Entgeltbestandteilen nicht Abweichendes vorsieht, das zwingenden gesetzlichen Bestimmungen nicht
entgegenstehen darf.

4. Im § 11 werden folgende Anderungen vorgenommen:

4.1. Im Abs 4b wird in der Z 2 die Verweisung ,,§ 72 Abs 6 durch die Verweisung ,,§ 72 Abs 2 und im
Abs 5 die Verweisung ,,§ 72 Abs 5“ durch die Verweisung ,,§ 72 Abs 3 letzter Satz* ersetzt.

4.2. Nach Abs 9 wird angefiigt:

,»(10) Der Dienstgeber hat teilzeitbeschiftigte Dienstnehmer bei Ausschreibung von im Betrieb frei
werdenden Arbeitspldtzen, die zu einem hoheren Arbeitszeitausmal} fiihren konnen, zu informieren. Die
Information kann auch durch allgemeine Bekanntgabe an einer geeigneten, fiir die Teilzeitbeschéftigten
leicht zuginglichen Stelle im Betrieb, durch geeignete elektronische Datenverarbeitung oder durch
geeignete Telekommunikationsmittel erfolgen.*

5. § 11a erhdlt die Bezeichnung ,,§ 11d*“ und wird nach § 11 eingefiigt:
»Wiedereingliederungsteilzeit
§11a

(1) Ein  Dienstnehmer kann nach einer mindestens sechswdchigen ununterbrochenen
Arbeitsunfahigkeit infolge Krankheit oder Ungliicksfall (Anlassfall) mit dem Dienstgeber schriftlich eine
Herabsetzung der wochentlichen Normalarbeitszeit um mindestens ein Viertel und hochstens die Hélfte
(Wiedereingliederungsteilzeit) fir die Dauer von mindestens einem Monat bis zu sechs Monaten
vereinbaren, sofern das Dienstverhéltnis ununterbrochen drei Monate gedauert hat. Die
Wiedereingliederungsteilzeit muss spétestens einen Monat nach dem Ende der Arbeitsunféhigkeit im Sinn
des ersten Satzes angetreten werden. Sofern weiterhin die arbeitsmedizinische ZweckmaiBigkeit der
Wiedereingliederungsteilzeit ~ gegeben  ist, kann  einmalig  eine  Verldngerung  der
Wiedereingliederungsteilzeit fiir die Dauer von mindestens einem Monat bis zu drei Monaten schriftlich
vereinbart werden. Wihrend der Wiedereingliederungsteilzeit darf die vereinbarte wochentliche
Normalarbeitszeit zwolf Stunden nicht unterschreiten und das dem Dienstnehmer im Kalendermonat
gebiihrende Entgelt muss iiber dem im § 5 Abs 2 ASVG genannten Betrag liegen. Fiir den Abschluss
einer Vereinbarung nach dem ersten Satz miissen folgende Voraussetzungen vorliegen:

1. eine Bestitigung iiber die Arbeitsfihigkeit des Dienstnehmers fiir die Zeit ab Beginn der
Wiedereingliederungsteilzeit;

2. Beratung des Dienstnehmers und des Dienstgebers iiber die Gestaltung der
Wiedereingliederungsteilzeit im Rahmen des Case Managements nach dem Arbeit-und-
Gesundheit-Gesetz (AGG). Die Beratung erstreckt sich auch auf den zwischen Dienstnehmer und
Dienstgeber zu vereinbarenden Wiedereingliederungsplan (§ 1 Abs 2 AGG). Die Beratung kann
entfallen, wenn Dienstnehmer, Dienstgeber und der Arbeitsmediziner oder das
arbeitsmedizinische Zentrum nachweislich der Wiedereingliederungsvereinbarung und dem
Wiedereingliederungsplan zustimmen.

Der Wiedereingliederungsplan muss bei der Gestaltung der Wiedereingliederungsteilzeit beriicksichtigt
werden. Der Erstellung des Wiedereingliederungsplans soll der mit der arbeitsmedizinischen Betreuung
nach § 105 Abs 1 betraute Arbeitsmediziner oder das arbeitsmedizinische Zentrum beigezogen werden.
Die Wiedereingliederungsteilzeit wird frithestens mit dem auf die Zustellung der Mitteilung iiber die
Bewilligung des Wiedereingliederungsgeldes nach § 143d ASVG folgenden Tag wirksam. Der
Dienstnehmer kann eine vorzeitige Riickkehr zur urspriinglichen Normalarbeitszeit schriftlich verlangen,
wenn die arbeitsmedizinische ZweckméBigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit nicht mehr gegeben ist.
Die Riickkehr darf frithestens drei Wochen nach der schriftlichen Bekanntgabe des Beendigungswunsches
der Wiedereingliederungsteilzeit an den Dienstgeber erfolgen.

(2) Die Vereinbarung nach Abs 1 hat Beginn, Dauer, AusmaB und Lage der Teilzeitbeschiftigung zu
enthalten, wobei die betrieblichen Interessen und die Interessen des Dienstnehmers zu beriicksichtigen
sind. In Betrieben, in denen ein fiir den Dienstnehmer zustindiger Betriebsrat eingerichtet ist, ist dieser
den Verhandlungen beizuziehen. In der Vereinbarung nach Abs1 kann die wochentliche
Normalarbeitszeit fiir bestimmte Monate auch abweichend von der im Abs 1 geregelten Bandbreite der
Arbeitszeitreduktion festgelegt werden. Bei der Festlegung dieser abweichenden Verteilung der
Arbeitszeit darf das StundenausmaBl 30 vH der urspriinglichen wochentlichen Normalarbeitszeit nicht
unterschreiten. Eine ungleichmiflige Verteilung der vereinbarten Arbeitszeit innerhalb des
Kalendermonats ist nur dann zuldssig, wenn das vereinbarte Arbeitszeitausmall im Durchschnitt
eingehalten und das vereinbarte Arbeitszeitausmal in den einzelnen Wochen jeweils nicht um mehr als
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zehn vH unter- oder iberschritten wird. Die Vereinbarung der Wiedereingliederungsteilzeit darf—
abgesehen von der befristeten Anderung der Arbeitszeit — keine Auswirkungen auf die seitens des
Dienstnehmers im Rahmen des Dienstvertrages geschuldeten Leistungen haben.

(3) Wihrend einer Wiedereingliederungsteilzeit darf der Dienstgeber weder eine Arbeitsleistung
iiber das vereinbarte Arbeitszeitausmall (Mehrarbeit) noch eine Anderung der vereinbarten Lage der
Arbeitszeit anordnen.

(4) Nach Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit darf im Einvernehmen zwischen Dienstnehmer
und Dienstgeber hochstens zweimal eine Anderung der Teilzeitbeschiftigung (Verldngerung, Anderung
des Stundenausmafes) erfolgen.

(5) Entfallt der Anspruch auf Auszahlung des Wiedereingliederungsgeldes, endet die
Wiedereingliederungsteilzeit mit dem der Entziehung des Wiedereingliederungsgeldes folgenden Tag.

(6) Wahrend der Wiedereingliederungsteilzeit hat der Dienstnehmer gegeniiber dem Dienstgeber
Anspruch auf das entsprechend der Arbeitszeitreduktion aliquot zustehende Entgelt. Die Hohe des aliquot
zustehenden Entgelts ist nach § 27 zu berechnen. Wird eine Vereinbarung im Sinn des Abs 2 dritter Satz
getroffen, ist das Entgelt gleichméaBig entsprechend dem, bezogen auf die Gesamtdauer der
Wiedereingliederungsteilzeit, durchschnittlich vereinbarten Arbeitszeitausmall zu leisten. Eine
Riickforderung dieses Entgelts auf Grund einer vorzeitigen Beendigung der Wiedereingliederungsteilzeit
ist nicht zuléssig.

(7) Wird das Dienstverhéltnis wahrend der Wiedereingliederungsteilzeit beendet, so ist bei der
Berechnung des Ersatzanspruchs im Sinn des § 46 das ungeschmaélerte Entgelt zugrunde zu legen, das
zum Beendigungszeitpunkt ohne eine Vereinbarung im Sinn des Abs 1 zugestanden wiére.

(8) Die §§ 50a Abs 3 und 4, 50e sowie 50s Abs 4 sind sinngemiB anzuwenden. Im Ubrigen darf fiir
die Dauer einer Altersteilzeit gemadll § 27 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AIVG) sowie fiir die
Dauer einer Teilpension geméll § 27a AIVG (erweiterte Altersteilzeit) eine Wiedereingliederungsteilzeit
nach Abs 1 nicht vereinbart werden.

Lage der Normalarbeitszeit
§ 11b

(1) Die Lage der Normalarbeitszeit und ihre Anderung ist zu vereinbaren, soweit sie nicht durch
Normen der kollektiven Rechtsgestaltung festgesetzt wird.

(2) Abweichend von Abs 1 kann die Lage der Normalarbeitszeit vom Dienstgeber geédndert werden,
wenn

1. dies aus objektiven, in der Art der Arbeitsleistung gelegenen Griinden sachlich gerechtfertigt ist,

2. dem Dienstnehmer die Lage der Normalarbeitszeit fiir die jeweilige Woche mindestens zwei
Wochen im Vorhinein mitgeteilt wird,

3. beriicksichtigungswiirdige Interessen des Dienstnehmers dieser Einteilung nicht entgegenstehen
und

4. keine Vereinbarung entgegensteht.

(3) Von Abs2 Z2 kann abgewichen werden, wenn dies in unvorhersehbaren Féllen zur
Verhinderung eines unverhidltnismédBigen wirtschaftlichen Nachteils erforderlich ist und andere
MaBnahmen nicht zumutbar sind. Durch Normen der kollektiven Rechtsgestaltung kdnnen wegen
tatigkeitsspezifischer Erfordernisse von Abs 2 Z 2 abweichende Regelungen getroffen werden.

Abgeltung von Zeitguthaben
§11c

(1) Besteht im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhiltnisses ein Guthaben des Dienstnehmers
an Normalarbeitszeit oder Uberstunden, fiir die Zeitausgleich gebiihrt, ist das Guthaben abzugelten,
soweit der Kollektivvertrag nicht die Verldngerung der Kiindigungsfrist im Ausmafl des zum Zeitpunkt
der Beendigung des Dienstverhiltnisses bestehenden Zeitguthabens vorsieht und der Zeitausgleich in
diesem Zeitraum verbraucht wird. Der Beendigung eines Dienstverhéltnisses ist die Beendigung einer
Arbeitskréfteliberlassung gleichzuhalten.

(2) Fiir Guthaben an Normalarbeitszeit gebiihrt ein Zuschlag von 50 %, fiir Teilzeitbeschéftigte von
25 %. Dies gilt nicht, wenn der Dienstnehmer ohne wichtigen Grund vorzeitig austritt. Der
Kollektivvertrag kann Abweichendes regeln.*
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6. Nach § 11d (neu) wird eingefiigt:
»Unabdingbarkeit
§11e

Die dem Dienstnehmer nach den §§ 11 und 11b bis 11d zustehenden Rechte kénnen durch
Dienstvertrag weder aufgehoben noch beschrinkt werden.

7. Im § 12 wird angefiigt:

»(4) Der Dienstgeber hat dem Dienstnehmer eine Kopie der Anmeldung zur Sozialversicherung
gemdl § 33 ASVG unverziiglich auszuhéndigen.*

8. § 15 Abs 5 lautet:

»(5) Dem Dienstnehmer ist bei Félligkeit des Entgelts eine schriftliche, iibersichtliche,
nachvollziehbare und vollstindige Abrechnung von Entgelt und Aufwandsentschidigungen zu
iibermitteln. Die Abrechnung kann dem Dienstnehmer auch auf elektronischem Weg zur Verfligung
gestellt werden.*

9. § 21 Abs 3 lautet:

»(3) Der Kollektivvertrag kann abweichend von Abs 2 erster Satz fiir Dienstnehmer, die in einem
Kalenderjahr hochstens drei Monate zum Zweck von Erntearbeiten beschiftigt werden, eine pauschalierte
Sonderzahlung vorsehen.*

10. Im § 26 Abs 3 wird im ersten Satz die Verweisung ,,Abs 1 durch die Verweisung ,,Abs 1 und 5
ersetzt.

11. Nach § 31 wird eingefiigt:
»Dienstrechtliche Anspriiche bei Invaliditit
§ 31a

(1) Bei einer vom Versicherungstriger geméll § 367 Abs 4 ASVG festgestellten Invaliditdt eines
Dienstnehmers ruhen fiir die Dauer des Bezuges von Rehabilitationsgeld nach § 143a ASVG oder
Umschulungsgeld nach § 39b AIVG die wechselseitigen sich aus dem Dienstverhéltnis ergebenden
Hauptleistungspflichten des Dienstnehmers und des Dienstgebers sowie die Verpflichtung des
Dienstgebers zur Fortzahlung des Entgelts, es sei denn, der Dienstnehmer wird im Sinn des § 23 Abs 2
des Landarbeitsgesetzes 1984 fiir arbeitsfahig erklért.

(2) § 119¢ Abs 5 bzw § 128b Abs 5 jeweils mit Ausnahme des vorletzten Satzes und § 119¢ Abs 6
bzw § 128b Abs 6 gelten fiir die Dauer des Bezuges von Rehabilitationsgeld nach § 143a ASVG oder
Umschulungsgeld nach § 39b AIVG sinngemél, es sei denn, der Dienstnehmer wird im Sinn des § 23
Abs 2 des Landarbeitsgesetzes 1984 fiir arbeitsfahig erklart.

12. § 37 lautet:
»Abfertigung
§37

(1) War der Dienstnehmer durch eine bestimmte Zeit ununterbrochen bei demselben Dienstgeber
oder in demselben Betrieb beschiftigt, so gebiihrt ihm bei Aufldsung des Dienstverhéltnisses eine
Abfertigung. Das Mindestausmal} der Abfertigung betrdgt nach drei vollendeten Dienstjahren 12 vH des
Jahresentgelts und erhdht sich bis zum vollendeten 25. Dienstjahr fiir jedes weitere vollendete Dienstjahr
um 4 vH. Vom vollendeten 40. Dienstjahr an erhoht sich die Abfertigung fiir jedes weitere vollendete
Dienstjahr um 3 vH des Jahresentgelts.

(2) Das Jahresentgelt umfasst den Barlohn und die Naturalbeziige (§ 8 Abs2). Im Fall einer
Ablosung der Naturalbeziige in Geld gelten fiir deren Bewertung die fiir die Zwecke der
Sozialversicherung festgesetzten Bewertungssitze.

(3) Der Anspruch auf Abfertigung besteht nicht, wenn der Dienstnehmer ohne wichtigen Grund
vorzeitig austritt, wenn ihn ein Verschulden an der vorzeitigen Entlassung trifft oder wenn er selbst
kiindigt.

(4) Der Anspruch auf Abfertigung bleibt aber erhalten, wenn

a) Dienstnehmer
aa) ab Erreichung der fiir die (vorzeitige) Alterspension erforderlichen Altersgrenze,
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bb) wegen Inanspruchnahme einer Pension aus einem Versicherungsfall der geminderten
Arbeitsfahigkeit aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung,

cc) wegen Inanspruchnahme einer Alterspension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung
nach § 4 Abs 2 des Allgemeinen Pensionsgesetzes (APG),

dd) wegen Inanspruchnahme einer Alterspension nach § 4 Abs 3 APG,

ee) wegen Feststellung einer voraussichtlich mindestens sechs Monate andauernden
Berufsunfahigkeit oder Invaliditdt durch den Versicherungstriger gemifl § 367 Abs 4
ASVG,
ff) im Fall der Arbeitsverhinderung gemdB §26 nach Ende des Anspruchs auf
Entgeltfortzahlung und nach Beendigung des Krankengeldanspruches gemifl § 138
ASVG wihrend eines anhédngigen Leistungsstreitverfahrens geméf § 354 ASVG iiber
Berufsunfahigkeit (§ 273 ASVG) oder Invaliditit (§ 255 ASVG) oder
b) weibliche Dienstnehmer spitestens drei Monate nach der Geburt eines Kindes, nach Annahme
eines Kindes, welches das 2. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, an Kindes statt oder nach
Ubernahme eines solchen Kindes in unentgeltliche Pflege, bei Inanspruchnahme einer Karenz
gemil § 119 Abs 1 oder § 119¢ Abs 1 spitestens sechs Wochen nach deren Beendigung oder
wihrend der Inanspruchnahme einer Teilzeitbeschéftigung gemif3 den §§ 120, 120a oder 120g

das Dienstverhéaltnis auflosen.

(5) Abs 4 lit b gilt auch fiir ménnliche Dienstnehmer (Véter, Adoptiv- oder Pflegeviter), wenn sie
Karenz oder Teilzeitbeschéftigung (§§ 129, 129a oder 129g) in Anspruch nehmen. Ein
Abfertigungsanspruch  gebiihrt jedoch dann nicht, wenn der ménnliche Dienstnehmer sein
Dienstverhiltnis auflost, nachdem der gemeinsame Haushalt mit dem Kind aufgehoben worden ist
(§ 128b Abs 8).

(6) Wird das Dienstverhiltnis durch den Tod des Dienstnehmers aufgeldst, gebiihrt dessen
gesetzlichen Erben, zu deren Unterhalt der Dienstnehmer im Zeitpunkt seines Todes gesetzlich
verpflichtet war, eine Abfertigung nach Mallgabe der Abs 1 und 2.

(7) Fiir die Berechnung der Abfertigung bei Teilzeitbeschiftigung und geringfiigiger Beschiftigung
gilt folgendes:

1. Fir die Berechnung der Hohe der Abfertigung geméll Abs4 lit b und Abs 5 bleiben Zeiten
geringfiigiger Beschéftigung gemdB § 119¢ Abs 2 und § 128b Abs 2 auler Betracht.

2. Bei Kiindigung durch den Dienstgeber, unverschuldeter Entlassung, begriindetem vorzeitigen
Austritt oder einvernehmlicher Auflosung ist fiir die Ermittlung des Entgelts die volle Arbeitszeit
zugrunde zu legen.

3. Bei Kiindigung durch den Dienstnehmer wéhrend einer Teilzeitbeschiftigung nach den §§ 120,
120a, 120g, 129, 129a oder 129g ist fiir die Berechnung des fiir die Hohe der Abfertigung
malBgeblichen Jahresentgelts von der in den letzten fiinf Jahren geleisteten Arbeitszeit unter
AuBerachtlassung der Zeiten einer Karenz auszugehen.

(8) Die Abfertigung wird, soweit sie den Betrag von 30 vH des Jahresentgelts nicht {ibersteigt, mit
der Auflésung des Dienstverhdltnisses féllig. Der dariiber hinausgehende Restbetrag ist, beginnend mit
dem drittfolgenden Monat, in fiinf gleichen Teilbetrdgen am Ersten jedes Monats abzustatten.*

13. § 43 Abs 3 entfillt. Der bisherige Abs 4 erhdlt die Bezeichnung ,,(3)*.
14. § 50d lautet:

sHerabsetzung der Normalarbeitszeit
§ 50d

(1) Es kann zwischen dem Dienstgeber und
1. einem Dienstnehmer, der das 50. Lebensjahr vollendet hat, oder
2.einem Dienstnehmer mit nicht nur voriibergehenden Betreuungspflichten von nahen
Familienmitgliedern, die sich aus der familidren Beistandspflicht ergeben, auch wenn kein
gemeinsamer Haushalt gegeben ist,
die Herabsetzung der Normalarbeitszeit vereinbart werden. In Betrieben, in denen ein fiir den
Dienstnehmer zustidndiger Betriebsrat errichtet ist, ist dieser auf Verlangen des Dienstnehmers den
Verhandlungen beizuziehen.
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(2) Friihestens zwei Monate, langstens jedoch vier Monate nach Wegfall einer Betreuungspflicht im
Sinn des Abs 1 Z 2 kann der Dienstnehmer die Riickkehr zu seiner urspriinglichen Normalarbeitszeit
verlangen.

(3) Hat die Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach Abs 1 zum Zeitpunkt der Beendigung des
Dienstverhiltnisses kiirzer als zwei Jahre gedauert, ist bei der Berechnung der Abfertigung die frithere
Arbeitszeit des Dienstnehmers vor dem Wirksamwerden der Vereinbarung nach Abs 1 zugrunde zu legen.
Hat die Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach Abs1 zum Zeitpunkt der Beendigung des
Dienstverhéltnisses linger als zwei Jahre gedauert, ist, wenn keine andere Vereinbarung geschlossen
wird, bei der Berechnung der Abfertigung vom Durchschnitt der wéhrend der fiir die Abfertigung
maBgeblichen Dienstjahre geleisteten Arbeitszeit auszugehen.*

15. Im § 50h Abs 4 wird im ersten Satz die Verweisung ,,§ 120 Abs 1 Z 3 ASVG* durch die Verweisung
»$ 120 Z 3 ASVG* ersetzt.

16. Im § 50q Abs 2 wird angefiigt: ,,Wurde die Mallnahme bereits voll ausgeschopft, kann diese hochstens
zweimal in der Dauer von jeweils hochstens neun Monaten verlangt werden, wenn die MaBnahme
anldsslich einer weiteren medizinisch notwendigen Therapie fiir das schwerst erkrankte Kind erfolgen
soll.

17. § 67 Abs 2 lautet:

,»(2) Die wochentliche Normalarbeitszeit darf 40 Stunden nicht iiberschreiten, soweit im Folgenden
nicht anderes bestimmt wird.*

18. Im § 68 Abs 1 entfillt die Wortfolge ,,in der Landwirtschaft®.

19. Im § 69 wird Abs 4 durch folgende Bestimmungen ersetzt:

»(4) Die tigliche Normalarbeitszeit darf zehn Stunden nicht tiberschreiten. Eine Verldngerung der
taglichen Normalarbeitszeit auf bis zu zwolf Stunden ist zuldssig, wenn die Gleitzeitvereinbarung
vorsieht, dass ein Zeitguthaben ganztigig verbraucht werden kann und ein Verbrauch in Zusammenhang
mit einer wochentlichen Ruhezeit nicht ausgeschlossen ist. Die wochentliche Normalarbeitszeit darf
innerhalb der Gleitzeitperiode die wochentliche Normalarbeitszeit gemafl § 67 Abs 2 im Durchschnitt nur
insoweit iiberschreiten, als Ubertragungsméglichkeiten von Zeitguthaben nach der Gleitzeitvereinbarung
vorgesehen sind.

(5) Ordnet der Dienstgeber Arbeitsstunden an, die tiber die Normalarbeitszeit gemall § 67 Abs 2 und
3 hinausgehen, gelten diese als Uberstunden.*

20. Die §§ 72 und 72a lauten:
,,Uberstundenarbeit
§72
(1) Uberstundenarbeit liegt vor, wenn

1. die Grenzen der nach den §§ 67 bis 71 zuldssigen wochentlichen Normalarbeitszeit oder

2. die tigliche Normalarbeitszeit {iberschritten wird, die sich aus der Verteilung dieser
wochentlichen Normalarbeitszeit gemal3 den §§ 67 bis 71 ergibt.

(2) Am Ende einer Gleitzeitperiode bestehende Zeitguthaben, die nach einer Gleitzeitvereinbarung in
die nichste Gleitzeitperiode iibertragen werden konnen, sowie am Ende eines Durchrechnungszeitraumes
bestehende Zeitguthaben, die gemaBl § 67a Abs 1 letzter Satz in den ndchsten Durchrechnungszeitraum
{ibertragen werden kdnnen, gelten nicht als Uberstunden.

(3) Dienstnehmer diirfen zur Uberstundenarbeit nur dann herangezogen werden, wenn diese nach
den Bestimmungen dieses Gesetzes zugelassen ist und beriicksichtigungswiirdige Interessen des
Dienstnehmers der Uberstundenarbeit nicht entgegenstehen. Die Leistung von Uberstunden iiber die
normale Arbeitszeit darf nicht verweigert werden, wenn auflergewdhnliche Umsténde, wie drohende
Wetterschldge und sonstige Elementarereignisse, ferner Gefahren fiir das Vieh oder drohendes Verderben
der Produkte sowie Gefahrdung des Waldbestandes eine Verldngerung der Arbeitszeit dringend
notwendig machen.
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Hochstgrenze der Arbeitszeit
§ 72a

(1) Die Tagesarbeitszeit darf einschlieBlich Uberstunden elf Stunden, wihrend der Arbeitsspitzen
sowie bei Gleitzeitvereinbarungen nach § 69 Abs 4 zweiter Satz zwolf Stunden nicht {iberschreiten.

(2) Die Wochenarbeitszeit darf einschlieBlich Uberstunden 52 Stunden, wihrend der Arbeitsspitzen
sowie bei Gleitzeitvereinbarungen nach § 69 Abs 4 zweiter Satz 60 Stunden nicht liberschreiten.

(3) Die Wochenarbeitszeit darf einschlieBlich Uberstunden in einem Zeitraum von vier Monaten im
Durchschnitt 48 Stunden nicht tiberschreiten.

(4) Abweichend von Abs 1 bis 3 darf bei Verlidngerung der Arbeitszeit bei Arbeitsbereitschaft gemal
§ 67 Abs 6 die Tagesarbeitszeit zwolf Stunden und die Wochenarbeitszeit 60 Stunden und im Fall des
§ 71 Abs 2 die Tagesarbeitszeit zwolf Stunden nicht iiberschreiten.

(5) Fiir Dienstnehmer nach § 266 Abs 4a Z 3, Abs 4b und 4c darf einschlieBlich Uberstunden die
Tagesarbeitszeit zwolf Stunden und die Wochenarbeitszeit 60 Stunden nicht {iberschreiten. Abs 3 ist nicht
anzuwenden.

(6) Diese Hochstgrenzen diirfen auch beim Zusammentreffen einer anderen Verteilung der
wochentlichen Normalarbeitszeit mit Arbeitszeitverlangerungen nicht iiberschritten werden.

21. Im § 73 Abs 3 wird im ersten Satz die Verweisung ,,§ 72 durch die Verweisung ,,§ 72 Abs 3 letzter
Satz* ersetzt.

22. Die §§ 74 und 75 werden durch folgende Bestimmungen ersetzt:
»Ruhepause
§74

Betrdgt die Gesamtdauer der Tagesarbeitszeit mehr als sechs Stunden, so ist die Arbeitszeit durch
eine Ruhepause von mindestens einer halben Stunde zu unterbrechen. Wenn es im Interesse der
Dienstnehmer des Betriebes gelegen oder aus betrieblichen Griinden notwendig ist, konnen anstelle einer
halbstiindigen Ruhepause zwei Ruhepausen von je einer Viertelstunde gewidhrt werden. Durch
Kollektivvertrag, soweit dieser keine Regelung trifft durch Betriebsvereinbarung, kann eine andere
Teilung der Ruhepause zugelassen werden.

Waochentliche Ruhezeit und Feiertagsruhe
§ 74a

(1) Der Dienstnehmer hat in jeder Kalenderwoche Anspruch auf eine ununterbrochene Ruhezeit von
35 Stunden, in die der Sonntag zu fallen hat (Wochenendruhe). Die Wochenendruhe beginnt spétestens
am Samstag um 17 Uhr. Wahrend dieser Zeit darf der Dienstnehmer nur beschiftigt werden, wenn dies
auf Grund des § 74b Abs 1 oder des § 75 zuléssig ist.

(2) Der Dienstnehmer, der nach der fiir ihn geltenden Arbeitszeiteinteilung wahrend der Zeit der
Wochenendruhe beschiftigt wird, hat in jeder Kalenderwoche an Stelle der Wochenendruhe Anspruch auf
eine ununterbrochene Ruhezeit von 35 Stunden (Wochenruhe). Die Wochenruhe hat einen ganzen
Wochentag einzuschlie3en.

(3) Folgende Feiertage sind gesetzliche Ruhetage: 1. Janner (Neujahr), 6. Janner (Heilige Drei
Konige), Ostermontag, 1. Mai (Staatsfeiertag), Christi Himmelfahrt, Pfingstmontag, Fronleichnam,
15. August (Maria Himmelfahrt), 26. Oktober (Nationalfeiertag), 1. November (Allerheiligen),
8. Dezember (Maria Empfingnis), 25.Dezember (Christtag), 26. Dezember (Stephanstag). Der
Dienstnehmer hat fiir Feiertage Anspruch auf eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 24 Stunden.

Sonderfille der wochentlichen Ruhezeit
§ 74b

(1) Der Kollektivvertrag kann fiir die Almbewirtschaftung (Sennerei, Bergweidewirtschaft und
Almausschank) im Sinn des §39 Abs2 Z 1 lita des Bewertungsgesetzes 1955 bei Vorliegen von
objektiven arbeitsorganisatorischen Griinden zulassen, dass die wochentliche Ruhezeit in einzelnen
Wochen 35 Stunden unterschreitet oder ganz unterbleibt, wenn die betroffenen Dienstnehmer
gleichwertige Ruhezeiten oder in Ausnahmefillen, in denen die Gewidhrung gleichwertiger Ruhezeiten
aus objektiven Griinden nicht moéglich ist, einen angemessenen Schutz erhalten.

(2) Zur Ermoglichung der Schichtarbeit kann im Schichtplan die wochentliche Ruhezeit abweichend
von § 74a Abs 1 und 2 geregelt werden.
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(3) Das Ausmall der wochentlichen Ruhezeit kann in den Fillen des Abs 2 bis auf 24 Stunden
gekiirzt werden. In einem Durchrechnungszeitraum von vier Wochen muss dem Dienstnehmer eine
durchschnittliche wochentliche Ruhezeit von 35 Stunden gesichert sein. Zur Berechnung diirfen nur
mindestens 24-stiindige Ruhezeiten herangezogen werden.

(4) Der Kollektivvertrag kann fiir Dienstnehmer in verantwortlicher Funktion bei der
Erntelibernahme zulassen, dass die wochentliche Ruhezeit in hochstens sechs Wochen pro Kalenderjahr,
jedoch in nicht mehr als drei aufeinanderfolgenden Wochen, auf 24 Stunden reduziert wird, wenn die
betroffenen Dienstnehmer gleichwertige Ruhezeiten oder in Ausnahmefillen, in denen die Gewdhrung
gleichwertiger Ruhezeiten aus objektiven Griinden nicht mdglich ist, einen angemessenen Schutz
erhalten.

Ausnahmen von der Sonn- und Feiertagsruhe
§75

(1) Wiahrend der Wochenend- und Feiertagsruhe diirfen Dienstnehmer mit folgenden Arbeiten
beschiftigt werden:
1. Viehpflege, Melkung und unaufschiebbare Arbeiten im Haushalt, wobei ein Sonn- oder
gesetzlicher Feiertag im Monat arbeitsfrei zu sein hat;
2. Arbeiten im Rahmen einer Almausschank im Sinn des § 2 Abs4 Z 10 GewO 1994 oder einer
Buschenschank im Sinn des § 2 Abs 1 Z5und § 111 Abs 2 Z 5 GewO 1994,

3. Tétigkeiten, die im Hinblick auf wihrend der Wochenend- oder Feiertagsruhe hervortretende
Freizeit- und Erholungsbediirfnisse und Erfordernisse des Fremdenverkehrs notwendig sind.

(2) Wihrend der wochentlichen Ruhezeit und der Feiertagsruhe diirfen Dienstnehmer beschiftigt
werden, wenn die rasche Einbringung der Ernte mit Riicksicht auf die Witterung dringend geboten ist,
ebenso bei Elementarereignissen und bei sonstigen fiir die Aufrechterhaltung des Betriebes erforderlichen
unaufschiebbaren Arbeiten.

(3) Der Kollektivvertrag kann weitere Ausnahmen von der Wochenend- und Feiertagsruhe zulassen,
wenn dies zur Verhinderung eines wirtschaftlichen Nachteils sowie zur Sicherung der Beschiftigung
erforderlich ist.

(4) Soweit dies nach der Art der Tatigkeit zweckmaBig ist, hat der Kollektivvertrag die nach Abs 3
zuldssigen Arbeiten einzeln anzufiihren und das fiir die Durchfilhrung notwendige Zeitausmal3
festzulegen.

(5) Den Dienstnehmern ist an Sonn- und Feiertagen die zur Erfiillung religioser Pflichten
erforderliche Zeit freizugeben.

Ausgleichsruhe
§ 75a

(1) Der Dienstnehmer, der wihrend seiner wodchentlichen Ruhezeit (Wochenendruhe oder
Wochenruhe) beschéftigt wird, hat spitestens in der folgenden Arbeitswoche Anspruch auf
Ausgleichsruhe, die lediglich zur Berechnung der Anspriiche nach Abs 6 auf seine Wochenarbeitszeit
anzurechnen ist. Die Ausgleichsruhe ist im Ausmafl der wihrend der wochentlichen Ruhezeit geleisteten
Arbeit zu gewihren, die innerhalb von 35 Stunden vor dem Arbeitsbeginn in der ndchsten Arbeitswoche
erbracht wurde.

(2) Die Ausgleichsruhe hat unmittelbar vor dem Beginn der folgenden wdchentlichen Ruhezeit zu
liegen, soweit vor Antritt der Arbeit, fiir die Ausgleichsruhe gebiihrt, nicht anderes vereinbart wurde.

(3) Wihrend der Ausgleichsruhe nach Abs | und 2 diirfen Dienstnehmer nur im Rahmen des § 75
Abs 2 beschiftigt werden. Nach einer solchen Beschéftigung ist diese Ausgleichsruhe im entsprechenden
Ausmal zu einer anderen, einvernehmlich festgesetzten Zeit nachzuholen.

(4) Wihrend der Ausgleichsruhe nach Abs 3 diirfen Dienstnehmer nur zur Abwendung einer
unmittelbaren Gefahr fiir die Sicherheit des Lebens oder fiir die Gesundheit von Menschen oder bei
Notstand beschéftigt werden. In diesem Fall gebiihrt keine weitere Ausgleichsruhe.

(5) Wird die Ausgleichsruhe nicht zu dem nach Abs 2 festgelegten Zeitpunkt gewdhrt, ist die nach
Abs 1 ausgleichsruhepflichtige Zeit mit einem Zuschlag von 100 % abzugelten.

(6) Das fiktive Entgelt fiir die durch die Ausgleichsruhe ausgefallene Arbeitszeit ist fiir die
Berechnung des Uberstundenzuschlages, der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, fiir sonstige,
insbesondere einmalige Beziige im Sinn des § 67 Abs 1 EStG 1988 und vergleichbare Anspriiche zu
beriicksichtigen.*
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23. Im § 76 werden folgende Anderungen vorgenommen:
23.1. Im Abs 2 entfillt der letzte Satz.

23.2. Abs 3 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

,»(2b) Abweichend von Abs 2 gebiihrt fiir Arbeiten wihrend der Nachtruhezeit, an Sonntagen und an
freien Tagen nach § 74a Abs 2 ein Zuschlag zum Stundenlohn von 100 %. Der Kollektivvertrag kann fiir
Normalarbeitszeit an Sonntagen abweichende Regelungen vorsehen. Fiir Arbeiten wéhrend der
Nachtruhezeit kann der Kollektivvertrag abweichende Regelungen vorsehen, wobei ein
Uberstundenzuschlag nach Abs 2 unberiihrt bleiben muss.

(2c) Abweichende Regelungen in Kollektivvertragen, die vor Inkrafttreten des § 76 Abs 2b in der
Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2019 in Kraft getreten sind, bleiben aufrecht, soweit sie Abs 2b
entsprechen.

(3) Fiir Feiertage, die gemidfl § 74a Abs 3 als Ruhetage gelten, ist das regelmdBige Entgelt (§ 8
Abs 2) zu leisten. Wird an diesen Tagen gearbeitet, gebiihrt auBer dem regelméfigen Entgelt das auf die
geleistete Arbeit entfallende Entgelt.*

24. Im § 87 wird nach Abs 2 eingefiigt:
,»(2a) Unter Gesundheit ist physische und psychische Gesundheit zu verstehen.*

25. Im § 88 werden folgende Anderungen vorgenommen:

25.1. Die Uberschrift lautet:

wErmittlung und Beurteilung der Gefahren, Festlegung von Mafinahmen
(Arbeitsplatzevaluierung)«

25.2. Abs 1 lautet:

»(1) Dienstgeber sind verpflichtet, die fiir die Sicherheit und Gesundheit der Dienstnehmer
bestehenden Gefahren zu ermitteln und zu beurteilen (Arbeitsplatzevaluierung). Dabei sind die
Grundsitze der Gefahrenverhiitung gemaf § 91 anzuwenden. Insbesondere sind dabei zu beriicksichtigen:

1. die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstitte,

. die Gestaltung und der Einsatz von Arbeitsmitteln,

. die Verwendung von Arbeitsstoffen,

. die Gestaltung der Arbeitsplétze,

. die Gestaltung der Arbeitsverfahren und Arbeitsvorginge und deren Zusammenwirken,

. die Gestaltung der Arbeitsaufgaben und die Art der Tétigkeiten, der Arbeitsumgebung, der
Arbeitsabldufe sowie der Arbeitsorganisation und

7. der Stand der Ausbildung und Unterweisung der Dienstnehmer.*

AN L B W

25.3. Die Abs 7 und 8 lauten:
,(7) Eine Uberpriifung und erforderlichenfalls eine Anpassung im Sinn des Abs 6 hat insbesondere
zu erfolgen:
1. nach Unfillen;
2. bei Auftreten von Erkrankungen, wenn der begriindete Verdacht besteht, dass sie arbeitsbedingt
sind;
3. nach Zwischenfillen mit erhohter arbeitsbedingter psychischer Fehlbeanspruchung;
4. bei sonstigen Umstinden oder Ereignissen, die auf eine Gefahr fiir Sicherheit oder Gesundheit
der Dienstnehmer schlieBen lassen;
5. bei Einfiihrung neuer Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe oder Arbeitsverfahren;
6. bei neuen Erkenntnissen im Sinn des § 87 Abs 3;
7. auf begriindetes Verlangen der Land- und Forstwirtschaftsinspektion.

(8) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und der Festlegung der MaBBnahmen sind
erforderlichenfalls geeignete Fachleute heranzuziehen. Mit der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren
konnen auch die Sicherheitsfachkréifte und Arbeitsmediziner sowie sonstige geeignete Fachleute wie
Chemiker, Toxikologen, Ergonomen, insbesondere auch Arbeitspsychologen, beauftragt werden.*
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26. Im § 90 Abs 3 lautet der erste Satz: ,Dienstnehmer, von denen dem Dienstgeber bekannt ist, dass sie
auf Grund ihrer gesundheitlichen Verfassung bei bestimmten Arbeiten einer besonderen Gefahr
ausgesetzt wiren oder andere Dienstnehmer geféhrden konnten, diirfen mit Arbeiten dieser Art nicht
beschiftigt werden.“

27. Im § 91 werden folgende Anderungen vorgenommen:

27.1. Im Abs 1 wird angefiigt: ,,Unter Gefahren im Sinn dieses Gesetzes sind arbeitsbedingte physische
und psychische Belastungen zu verstehen, die zu Fehlbeanspruchungen fiithren.*

27.2. Im Abs 2 werden die Z 5 bis 9 durch folgende Bestimmungen ersetzt:
.. Berticksichtigung der Gestaltung der Arbeitsaufgaben und Art der Tatigkeiten, der
Arbeitsumgebung, der Arbeitsabldufe sowie der Arbeitsorganisation;

6. Beriicksichtigung des Standes der Technik;

7. Ausschaltung oder Verringerung von Gefahrenmomenten;

8. Planung der Gefahrenverhiitung mit dem Ziel einer kohdrenten Verkniipfung von Technik,
Tatigkeiten und Aufgaben, Arbeitsorganisation, Arbeitsabldufen, Arbeitsbedingungen,
Arbeitsumgebung, sozialen Beziechungen und Einfluss der Umwelt auf den Arbeitsplatz;

9. Vorrang des kollektiven Gefahrenschutzes vor individuellem Gefahrenschutz;

10. Erteilung geeigneter Anweisungen an die Dienstnehmer.*

28. Im § 94 werden folgende Anderungen vorgenommen:

28.1. Im Abs 1 wird angefiigt: ,Sicherheitsvertrauenspersonen sind Dienstnehmervertreter mit einer
besonderen Funktion bei der Sicherheit und beim Gesundheitsschutz der Dienstnehmer. Als
Sicherheitsvertrauenspersonen diirfen nur Dienstnehmer bestellt werden. Sie miissen die fiir ihre
Aufgaben notwendigen personlichen und fachlichen Voraussetzungen erfiillen.*

28.2. Nach Abs 7 wird angefiigt:

,»(8) Sicherheitsfachkrifte oder Arbeitsmediziner diirfen, sofern sie Dienstnehmer sind, gleichzeitig
auch als Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt sein.*

29. § 99h lautet:
,Nichtraucherschutz
§ 99h

(1) Dienstgeber haben dafiir zu sorgen, dass nicht rauchende Dienstnehmer vor den Einwirkungen
von Tabakrauch am Arbeitsplatz geschiitzt sind, soweit dies nach der Art des Betriebes moglich ist.

(2) In Arbeitsstitten in Gebduden ist das Rauchen fiir Dienstgeber und Dienstnehmer verboten,
sofern nicht rauchende Dienstnehmer in der Arbeitsstétte beschéftigt werden.

(3) Ist eine ausreichende Zahl von Raumlichkeiten in der Arbeitsstitte vorhanden, kann der
Dienstgeber abweichend von Abs 2 einzelne Rdume einrichten, in denen das Rauchen gestattet ist, sofern
es sich nicht um Arbeitsraume handelt und gewihrleistet ist, dass der Tabakrauch nicht in die mit
Rauchverbot belegten Bereiche der Arbeitsstétte dringt und das Rauchverbot dadurch nicht umgangen
wird. Aufenthalts-, Bereitschafts-, Sanitdts- und Umkleiderdume diirfen nicht als Raucherrdume
eingerichtet werden.

(4) Abs 1 bis 3 gelten auch fiir die Verwendung von verwandten Erzeugnissen und Wasserpfeifen im
Sinn des Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw Nichtraucherschutzgesetzes.*

30. Im §101 Abs 1 lautet der erste Satz: ,Arbeitsstoffe im Sinn dieses Gesetzes sind alle Stoffe,
Gemische (Zubereitungen), biologischen oder chemischen Agenzien, die bei der Arbeit verwendet
werden.

31. § 102 Abs 2 lautet:

»(2) Arbeitsvorginge sind so zu gestalten, dass Zwangshaltungen moglichst vermieden werden und
Belastungen durch monotone Arbeitsablaufe, einseitige Belastungen, Belastungen durch taktgebundene
Arbeiten und Zeitdruck sowie sonstige psychische Belastungen moglichst gering gehalten und ihre
gesundheitsschadigenden Auswirkungen abgeschwacht werden.*
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32. Im § 103 werden folgende Anderungen vorgenommen:

32.1. Abs 2 lautet:

»(2) Tatigkeiten im Sinn des Abs 1 sind insbesondere Tétigkeiten, bei denen Dienstnehmer einer der
nachstehenden Einwirkungen ausgesetzt sind, wobei bei Fortdauer der Tétigkeit in den durch Verordnung
der Landesregierung festzulegenden Zeitabstdnden Folgeuntersuchungen durchzufiihren sind:

1. organische Phosphorverbindungen,;

2. Benzol, Toluol, Xylol;

3. Halogenkohlenwasserstoffe;

4. Pech und RuB mit hohem Anteil polycyclischen aromatischen Kohlenwasserstoffen;
5. gesundheitsgefdhrdender Larm.*

32.2. Im Abs 4 wird in der Z 2 der Punkt am Ende durch das Wort ,,oder ersetzt und wird nach der Z 2
angefiigt:
3. wenn das durchschnittliche Expositionsausmal3 einen durch Verordnung der Landesregierung
festzulegenden Wert nicht iiberschreitet.*

33. Im § 104a werden folgende Anderungen vorgenommen:

33.1. Im Abs 5 lautet die Z 5:

,J.die nach den Dienstnehmerschutzvorschriften erforderliche Ermittlung und Beurteilung der
Gefahren und Festlegung von MafBinahmen samt Dokumentation im Sicherheits- und
Gesundheitsschutzdokument sowie deren Uberpriifung und Anpassung,

33.2. Im Abs 7 wird die Z 2 durch folgende Bestimmungen ersetzt:

,,2. in Arbeitsstitten mit 1 bis 10 Dienstnehmern, in denen nur Biiroarbeitspldtze sowie Arbeitsplétze
mit Biiroarbeitsplatzen vergleichbaren Gefihrdungen und Belastungen eingerichtet sind,
mindestens einmal in drei Kalenderjahren;

3. in Arbeitsstédtten mit 11 bis 50 Dienstnehmern mindestens einmal im Kalenderjahr.*

34.Im § 105a Abs 8 lautet die Z 6:

,0. die nach den Dienstnehmerschutzvorschriften erforderliche Ermittlung und Beurteilung der
Gefahren und Festlegung von MafBnahmen samt Dokumentation im Sicherheits- und
Gesundheitsschutzdokument sowie deren Uberpriifung und Anpassung,*

35. Im § 105b wird angefiigt:

»(4) Die Praventivfachkrifte haben den Organen der Land- und Forstwirtschaftsinspektion auf deren
Verlangen Einsicht in die Unterlagen, insbesondere iiber die von ihnen durchgefiihrten Besichtigungen
und Untersuchungen sowie die Ergebnisse zu gewihren oder Kopien dieser Unterlagen zu iibermitteln.*

36. Im § 105¢ werden folgende Anderungen vorgenommen:

36.1. Die Uberschrift lautet:
»Meldung von Miingeln“

36.2. In den Abs 1 und 3 wird jeweils das Wort ,,Missstinde* durch das Wort ,Mangel* ersetzt.
37.Im § 112 Abs 2 wird die Verweisung ,,§ 75 Abs 3*“ durch die Verweisung ,,.§ 75 Abs 1 ersetzt.

38. Im § 115 wird nach Abs 1 eingefiigt:

»(la) Eine Kiindigung ist bis zum Ablauf von vier Wochen nach einer erfolgten Fehlgeburt
rechtsunwirksam. Auf Verlangen des Dienstgebers hat die Dienstnehmerin eine drztliche Bescheinigung
iber die Fehlgeburt vorzulegen.*

39. Im § 117 lautet der Text: ,Dienstnehmerinnen konnen wéhrend der Schwangerschaft und bis zum
Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung sowie bis zum Ablauf von vier Wochen nach einer
erfolgten Fehlgeburt bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit nur aus den im § 45 ausdriicklich angefiihrten
Griinden nach Zustimmung des Gerichtes entlassen werden.*
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40. § 118 Abs 2 lautet:

»(2) Dienstnehmerinnen, die gemifl § 109 Abs3 nicht beschiftigt werden diirfen, und
Dienstnehmerinnen, fiir die auf Grund der §§ 108a, 110, 110a, 111 Abs 3 oder des § 112 Abs 1 keine
Beschiftigungsmoglichkeit im Betrieb besteht, haben Anspruch auf ein Entgelt, fiir dessen Berechnung
Abs 1 mit der MaBigabe anzuwenden ist, dass im Fall des § 109 Abs 3 der Durchschnittsverdienst nach
den letzten 13 Wochen vor Eintritt des Beschiftigungsverbotes zu berechnen ist.*

41. Im § 119 werden folgende Anderungen vorgenommen:
41.1. Abs 2 lautet:

,»(2) Die Karenz muss mindestens zwei Monate betragen. Die Dienstnehmerin hat Beginn und Dauer
der Karenz dem Dienstgeber bis zum Ende der Frist des § 111 Abs 1 bekannt zu geben. Die
Dienstnehmerin kann ihrem Dienstgeber spitestens drei Monate, dauert die Karenz jedoch weniger als
drei Monate, spétestens zwei Monate vor dem Ende ihrer Karenz, bekannt geben, dass sie die Karenz
verldngert und bis wann. Hat der andere Elternteil keinen Anspruch auf Karenz, kann die Dienstnehmerin
Karenz auch zu einem spiteren Zeitpunkt in Anspruch nehmen. In diesem Fall hat sie ihrem Dienstgeber
Beginn und Dauer der Karenz spitestens drei Monate vor dem Antritt der Karenz bekannt zu geben.
Unbeschadet des Ablaufs dieser Fristen kann Karenz nach Abs 1 vereinbart werden.*

41.2. Im Abs 3 wird angefiigt: ,,Hat der andere Elternteil keinen Anspruch auf Karenz und nimmt die
Dienstnehmerin Karenz zu einem spéteren Zeitpunkt in Anspruch, so beginnt der Kiindigungs- und
Entlassungsschutz mit der Bekanntgabe, frithestens jedoch vier Monate vor Antritt der Karenz.*

42. Im § 119c werden folgende Anderungen vorgenommen:

42.1. Abs 1 lautet:

,»(1) Eine Dienstnehmerin, die ein Kind, welches das 2. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,
1. an Kindes Statt angenommen hat (Adoptivmutter) oder
2. ein Kind in unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegemutter)
und die mit dem Kind im selben Haushalt lebt, hat Anspruch auf Karenz.*

42.2. Im Abs 2 lautet die Z 1:

,»1. Die Karenz nach den §§ 119 und 119a beginnt mit dem Tag der Annahme an Kindes Statt oder
der Ubernahme in unentgeltliche Pflege oder im Anschluss an eine Karenz des anderen
Elternteils, Adoptiv- oder Pflegeelternteils, im Fall des § 119 Abs 2 vierter Satz auch zu einem
spateren Zeitpunkt.*

42.3. Abs 3 lautet:

»(3) Nimmt die Dienstnehmerin ein Kind nach Ablauf des 2. Lebensjahres, jedoch vor Ablauf des 7.
Lebensjahres des Kindes an Kindes Statt an oder in unentgeltliche Pflege, hat die Dienstnehmerin
Anspruch auf Karenz in der Dauer von sechs Monaten. Die Karenz beginnt mit dem Tag der Annahme an
Kindes Statt oder der Ubernahme in unentgeltliche Pflege oder im Anschluss an eine Karenz des anderen
Elternteils, Adoptiv- oder Pflegeelternteils, im Fall des § 119 Abs 2 vierter Satz auch zu einem spéteren
Zeitpunkt.*

43. § 120 Abs 1 lautet:

,»(1) Die Dienstnehmerin hat einen Anspruch auf Teilzeitbeschéftigung ldngstens bis zum Ablauf des
7. Lebensjahres oder einem spéteren Schuleintritt des Kindes, wenn
1. das Dienstverhéltnis zum Zeitpunkt des Antritts der Teilzeitbeschéftigung ununterbrochen drei
Jahre gedauert hat,
2. die Dienstnehmerin zu diesem Zeitpunkt in einem Betrieb (§ 159) mit mehr als 20
Dienstnehmern und Dienstnehmerinnen beschiftigt ist und
3. die wochentliche Normalarbeitszeit um mindestens 20 vH reduziert wird und zwolf Stunden
nicht unterschreitet (Bandbreite).
Beginn, Dauer, Ausmal} und Lage der Teilzeitbeschiftigung sind mit dem Dienstgeber zu vereinbaren,
wobei die betrieblichen Interessen und die Interessen der Dienstnehmerin zu beriicksichtigen sind.
Dienstnehmerinnen haben wéhrend eines Lehrverhéltnisses keinen Anspruch auf Teilzeitbeschéftigung.*
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44. Im § 120a lautet der Text:

,,Die Dienstnehmerin, die keinen Anspruch auf Teilzeitbeschiftigung nach § 120 Abs 1 oder 4 hat,
kann mit dem Dienstgeber eine Teilzeitbeschéftigung einschlieflich Beginn, Dauer, Ausmall und Lage
langstens bis zum Ablauf des 4. Lebensjahres des Kindes vereinbaren, bei der die wdchentliche
Normalarbeitszeit um mindestens 20 vH reduziert wird und zwolf Stunden nicht unterschreitet
(Bandbreite).*

45. Im § 120b werden folgende Anderungen vorgenommen:
45.1. Abs 2 lautet:

»(2) Die Dienstnehmerin kann die Teilzeitbeschéftigung fiir jedes Kind nur einmal in Anspruch
nehmen. Dieses Recht wird durch das Zuriickziehen eines Teilzeitantrages nach § 120 Abs 1 oder § 120a
nicht verwirkt. Die Teilzeitbeschéftigung muss mindestens zwei Monate dauern.*

45.2. Abs 5 lautet:

.(5) Die Dienstnehmerin kann sowohl eine Anderung der Teilzeitbeschiftigung (Verlingerung,
Anderung des AusmaBes oder der Lage) innerhalb der Bandbreite nach § 120 Abs 1 Z 3 oder § 120a als
auch eine vorzeitige Beendigung jeweils nur einmal verlangen. Sie hat dies dem Dienstgeber schriftlich
spatestens drei Monate, dauert die Teilzeitbeschéftigung jedoch weniger als drei Monate, spitestens zwei
Monate vor der beabsichtigten Anderung oder Beendigung bekannt zu geben.*

45.3. Im Abs 6 laute“t der erste Satz: ,Der Dienstgeber kann sowohl eine Anderung der
Teilzeitbeschiftigung (Anderung des Ausmafles oder der Lage) innerhalb der Bandbreite nach § 120
Abs 1 Z 3 oder § 120a als auch eine vorzeitige Beendigung jeweils nur einmal verlangen.*

45.4. Nach Abs 9 wird angefiigt:

»(10) Kommt es zu einer Vereinbarung iiber ein Teilzeitmodell auBerhalb der Bandbreite, liegt
dennoch eine Teilzeitbeschéftigung im Sinn des § 120 oder § 120a vor.

46. Im § 120c Abs 1 lautet der erste Satz: ,,In Betrieben, in denen ein fiir die Dienstnehmerin zustdndiger
Betriebsrat errichtet ist, ist dieser auf Verlangen der Dienstnehmerin den Verhandlungen iiber Beginn,
Dauer, AusmaB oder Lage der Teilzeitbeschéftigung nach § 120 Abs 1 beizuziehen.*

47. § 120d Abs 1 lautet:

»(1) In Betrieben, in denen ein fiir die Dienstnehmerin zusténdiger Betriebsrat errichtet ist, ist dieser
auf Verlangen der Dienstnehmerin den Verhandlungen iiber die Teilzeitbeschiftigung nach § 120a, deren
Beginn, Dauer, Lage und Ausmal beizuziehen.*

48. § 124 Abs 5 lautet:

»(5) Nimmt der Dienstnehmer Karenz zum frithestméglichen Zeitpunkt (Abs 2 oder 3) in Anspruch,
hat er seinem Dienstgeber spétestens acht Wochen nach der Geburt Beginn und Dauer der Karenz
bekannt zu geben. Der Dienstnehmer kann seinem Dienstgeber spétestens drei Monate, dauert die Karenz
jedoch weniger als drei Monate, spétestens zwei Monate vor dem Ende seiner Karenz bekannt geben, dass
er die Karenz verldngert und bis wann. Hat die Mutter keinen Anspruch auf Karenz, kann der
Dienstnehmer Karenz auch zu einem spéteren Zeitpunkt in Anspruch nehmen. In diesem Fall hat er
seinem Dienstgeber Beginn und Dauer der Karenz spétestens drei Monate vor dem Antritt der Karenz
bekannt zu geben. Unbeschadet des Ablaufs dieser Fristen kann Karenz nach Abs 1 vereinbart werden.*

49. Im § 127 werden folgende Anderungen vorgenommen:

49.1. Die Abs 1 und 2 lauten:

»(1) Anspruch auf Karenz unter den in den §§ 124 bis 126 genannten Voraussetzungen und
Bedingungen hat, sofern im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, auch ein Dienstnehmer, der ein Kind,
welches das 2. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,

1. an Kindes Statt angenommen hat (Adoptivvater);
2. in unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegevater).
(2) Bei Annahme an Kindes Statt oder der Ubernahme in unentgeltliche Pflege beginnt die Karenz

mit dem Tag der Annahme, der Ubernahme oder im Anschluss an eine Karenz des anderen Elternteils,
Adoptiv- oder Pflegeelternteils, im Fall des § 124 Abs 5 dritter Satz auch zu einem spéteren Zeitpunkt.*
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49.2. Die Abs 4 und 5 lauten:

,»(4) Nimmt ein Dienstnehmer ein Kind nach Ablauf des 18. Lebensmonates, jedoch vor Vollendung
des 2. Lebensjahres an Kindes Statt an oder in unentgeltliche Pflege, kann er Karenz im Ausmalf} bis zu
sechs Monaten auch {iber das 2. Lebensjahr des Kindes in Anspruch nehmen.

(5) Nimmt ein Dienstnehmer ein Kind nach Ablauf des 2. Lebensjahres, jedoch vor Vollendung des
7. Lebensjahres an Kindes Statt an oder in unentgeltliche Pflege, hat er aus Anlass der Adoption oder
Ubernahme in unentgeltliche Pflege Anspruch auf Karenz im AusmaB von sechs Monaten. Im Ubrigen
gelten die §§ 124 und 125.“

50. § 129 Abs 1 lautet:
,»(1) Der Dienstnehmer hat einen Anspruch auf Teilzeitbeschéftigung ldngstens bis zum Ablauf des
7. Lebensjahres oder bis zu einem spiteren Schuleintritt des Kindes, wenn

1. das Dienstverhdltnis zum Zeitpunkt des Antritts der Teilzeitbeschédftigung ununterbrochen drei
Jahre gedauert hat,

2. der Dienstnehmer zu diesem Zeitpunkt in einem Betrieb (§ 159) mit mehr als 20 Dienstnehmern
und Dienstnehmerinnen beschiftigt ist und

3. die wochentliche Normalarbeitszeit um mindestens 20 vH reduziert wird und zwolf Stunden
nicht unterschreitet (Bandbreite).

Beginn, Dauer, Ausmall und Lage der Teilzeitbeschiftigung sind mit dem Dienstgeber zu vereinbaren,
wobei die betrieblichen Interessen und die Interessen des Dienstnehmers zu beriicksichtigen sind.
Dienstnehmer haben wihrend eines Lehrverhéltnisses keinen Anspruch auf Teilzeitbeschéftigung.*

51.Im § 129a lautet der Text:

,Der Dienstnehmer, der keinen Anspruch auf Teilzeitbeschéftigung nach § 129 Abs 1 oder 4 hat,
kann mit dem Dienstgeber eine Teilzeitbeschiftigung einschlieBlich Beginn, Dauer, Ausmal} und Lage
langstens bis zum Ablauf des 4. Lebensjahres des Kindes vereinbaren, bei der die wochentliche
Normalarbeitszeit um mindestens 20 vH reduziert wird und zwolf Stunden nicht unterschreitet
(Bandbreite).*

52. Im § 129b werden folgende Anderungen vorgenommen:
52.1. Abs 2 lautet:

»(2) Der Dienstnehmer kann die Teilzeitbeschiftigung fiir jedes Kind nur einmal in Anspruch
nehmen. Dieses Recht wird durch das Zuriickziehen eines Teilzeitantrages nach § 129 Abs 1 oder § 129a
nicht verwirkt. Die Teilzeitbeschéftigung muss mindestens zwei Monate dauern.*

52.2. In den Abs 5 und 6 wird jeweils nach dem Klammerausdruck die Wortfolge ,jinnerhalb der
Bandbreite nach § 129 Abs 1 Z 3 oder § 129a“ eingefiigt.

52.3. Nach Abs 9 wird angefiigt:

»(10) Kommt es zu einer Vereinbarung iiber ein Teilzeitmodell auBerhalb der Bandbreite, liegt
dennoch eine Teilzeitbeschéftigung im Sinn des § 129 oder § 129a vor.*

53. Im § 129c Abs 1 wird im ersten Satz nach dem Wort ,Teilzeitbeschiftigung®™ die Verweisung ,,nach
§ 129 Abs 1 eingefiigt.

54. Im §129d Abs 1 wird nach dem Wort ,Teilzeitbeschiftigung die Verweisung ,nach § 129a“
eingefiigt.

55. Im § 131 werden folgende Anderungen vorgenommen:

55.1. Nach Abs 2 wird eingefiigt:

»(2a) Die  Arbeitszeit kann in den ecinzelnen Wochen eines mehrwdchigen
Durchrechnungszeitraumes ausgedehnt werden, wenn innerhalb dieses Durchrechnungszeitraumes die
Wochenarbeitszeit im Durchschnitt 40 Stunden nicht iibersteigt und

1. der Kollektivvertrag dies zuldsst,

2. fir vergleichbare erwachsene Dienstnehmer des Betriebes eine solche Arbeitszeiteinteilung

besteht und



15 von 30

3. eine abweichende Arbeitszeiteinteilung fiir Jugendliche dem Dienstgeber nicht zugemutet
werden kann.

(2b) Bei einer Verteilung der Arbeitszeit nach Abs 2a darf die Tagesarbeitszeit neun Stunden und die
Arbeitszeit in den einzelnen Wochen des Durchrechnungs- bzw Einarbeitungszeitraumes 45 Stunden
nicht tiberschreiten.*

55.2. Abs 5 lautet:

»(5) Wihrend jedes Zeitraumes von 24 Stunden ist

1. Personen unter 15 Jahren eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 14 Stunden zu
gewihren;

2. den iibrigen Jugendlichen eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens zwolf Stunden zu
gewdhren.

Fiir Jugendliche, die mit der Viehpflege und Melkung (Stallarbeit) beschéftigt sind, kann die Ruhezeit ab
Vollendung des 16. Lebensjahres auf elf Stunden verkiirzt werden, sofern innerhalb von drei Wochen
eine Ruhezeit oder Wochenfreizeit entsprechend verlangert wird.*

55.3. Im Abs 7 wird angefiigt: ,,Der Kollektivvertrag kann die Beschéftigung von Jugendlichen iiber 16
Jahre bis 22 Uhr zulassen, wenn dies wegen der Art der Tatigkeit erforderlich ist.*

55.4. Abs 9 lautet:

»(9) Den Jugendlichen ist wochentlich eine ununterbrochene Freizeit von zwei Kalendertagen zu
gewihren. Diese Wochenfreizeit hat den Sonntag zu umfassen. Fiir Jugendliche, die an einem Samstag
beschéftigt werden, hat die Wochenfreizeit am Samstag spétestens um 13 Uhr zu beginnen. Bei
Beschiftigung am Samstag diirfen diese Jugendlichen in der darauffolgenden Kalenderwoche

1. am Montag nicht beschiftigt werden,
2. von Dienstag bis Freitag neun Stunden beschéftigt werden.
Ist der Montag Berufsschultag, ist eine Beschiftigung dieser Jugendlichen am Samstag nicht zuldssig.*

55.5. Im Abs 10 wird im zweiten Satz der Klammerausdruck ,(§ 75 Abs 4)* durch den Klammerausdruck
»(§ 75 Abs 2) ersetzt.

56. Im § 150 Abs 2 lautet der letzte Satz: ,Der Abschluss des Lehrvertrages von minderjéhrigen
Lehrlingen bedarf der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters des Lehrlings; in diesem Fall bedarf der
Abschluss des Lehrvertrages gemiB3 § 128 des Landarbeitsgesetzes 1984 nicht der Genehmigung des
Pflegschaftsgerichtes.*

57.§ 152 Abs 4 lautet:

»(4) Dem Lehrling ist die zum Besuch der Berufsschule oder der vorgeschriebenen Fachkurse
notwendige freie Zeit ohne Schmilerung des Entgelts zu gewéhren. Der Lehrberechtigte hat den Lehrling
zum regelmifBigen Besuch des Unterrichts anzuhalten. Die Lehrberechtigten haben die Kosten der
Unterbringung und Verpflegung, die durch den Aufenthalt der Lehrlinge in einem fiir die Schiiler der
Berufsschule bestimmten Schiilerheim zur Erflillung der Berufsschulpflicht entstehen (Internatskosten),
zu tragen. Bei Unterbringung in einem anderen Quartier sind ebenso die bei Unterbringung in einem
Schiilerheim entstehenden Kosten zu tragen.*

58. Im § 266 werden folgende Anderungen vorgenommen:
58.1. Im Abs 1 wird in der Z 2 die Verweisung ,.§ 75 Abs 3 lit a* durch die Verweisung ,,§ 75a* ersetzt.

58.2. Nach Abs 4 wird eingefiigt:
,»(4a) Flr
1. Dienstnehmer, die die Lage ihrer Arbeitszeit oder ihren Arbeitsort weitgehend selbst bestimmen
konnen,

2. Dienstnehmer, die ihre Tatigkeit in ithrer Wohnung ausiiben, fiir jene Tage, an denen dies
durchgehend erfolgt, und

3. Dienstnehmer in Leitungsfunktion, denen mafigebliche Fiihrungsaufgaben selbstverantwortlich
libertragen sind,

sind ausschlieBlich Aufzeichnungen iiber die Dauer der Tagesarbeitszeit zu fithren.
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(4b) Fiir Angestellte, die mit der maBgeblichen Fithrung des gesamten landwirtschaftlichen oder
forstwirtschaftlichen  Betriebs  betraut sind, besteht keine Pflicht zur Fiihrung von
Arbeitszeitaufzeichnungen.

(4c) Fiir Angestellte, denen maligebliche selbstindige Entscheidungsbefugnis iibertragen ist und
deren gesamte Arbeitszeit auf Grund der besonderen Merkmale der Tétigkeit nicht gemessen oder im
Voraus festgelegt wird, besteht keine Pflicht zur Fithrung von Arbeitszeitaufzeichnungen. Der
Personenkreis ist im Kollektivvertrag festzulegen.*

59. Im § 313 Abs 1 wird die Verweisung ,,67 bis 75 durch die Verweisung ,,67 bis 75a* ersetzt.

60. § 314 Abs 1 lautet:

»(1) Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen auf bundesrechtliche Vorschriften gelten,
soweit nicht ausdriicklich anderes bestimmt wird, als Verweisungen auf die letztzitierte Fassung:

1. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 — AWG 2002, BGBI I Nr 102; Gesetz BGBI I Nr 73/2018;

2. Aktiengesetz — AktG, BGBI Nr 98/1965; Gesetz BGB1 I Nr 76/2018;

3. Allgemeines biirgerliches Gesetzbuch — ABGB, JGS Nr 946/1811; Gesetz BGBI I Nr 100/2018;

4. Allgemeines Pensionsgesetz — APG, BGBI I Nr 142/2004; Gesetz BGBI I Nr 38/2017,;

5. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz — ASVG, BGBI Nr 189/1955; Gesetz BGBI 1
Nr 23/2019;

6. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 — AVG, BGBI Nr 51; Gesetz BGBI 1
Nr 58/2018;

7. Angestelltengesetz, BGBI Nr 292/1921; Gesetz BGBI I Nr 100/2018;
8. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz — ASchG, BGBI Nr 450/1994; Gesetz BGBI I Nr 100/2018;
9. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 — AIVG, BGBI Nr 609; Gesetz BGB1 I Nr 100/2018;
10. Arbeitsmarktforderungsgesetz — AMFG, BGBI Nr 31/1969; Gesetz BGBI I Nr 71/2013;
11. Arbeitsmarktservicegesetz — AMSG, BGBI Nr 313/1994; Gesetz BGBI I Nr 100/2018;
12. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 — APSG, BGBI Nr 683; Gesetz BGBI I Nr 126/2017;
13. Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz — AGG, BGB1 I Nr 111/2010; Gesetz BGBI 1 Nr 100/2018;
14. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz — ASGG, BGBI Nr 104/1985; Gesetz BGBI I Nr 44/2016;
15. Arbeitsverfassungsgesetz — ArbVG, BGBI Nr 22/1974; Gesetz BGBI I Nr 104/2017,
16. Arztegesetz 1998 — ArzteG 1998, BGBI I Nr 169; Gesetz BGBI I Nr 20/2019;
17. Bauern-Sozialversicherungsgesetz — BSVG, BGBI Nr 559/1978; Gesetz BGBI I Nr 7/2019;
18. Behinderteneinstellungsgesetz — BEinstG, BGBI Nr 22/1970; Gesetz BGB1 I Nr 32/2018;

19. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbstdndigenvorsorgegesetz — BMSVG, BGBI 1 Nr 100/2002;
Gesetz BGB1 1 Nr 25/2019;

20. Betriebspensionsgesetz — BPG, BGBI Nr 282/1990; Gesetz BGBI I Nr 100/2018;
21. Bewertungsgesetz 1955 — BewG 1955, BGBI Nr 148; Gesetz BGB1 1 Nr 77/2016;
22. Biozidproduktegesetz — BiozidprodukteG, BGBI I Nr 105/2013; Gesetz BGBI I Nr 109/2015;

23. Bundesgesetz tiber die Spaltung von Kapitalgesellschaften — SpaltG, BGBI Nr 304/1996; Gesetz
BGBIINr 107/2017;

24. Bundespflegegeldgesetz — BPGG, BGBI Nr 110/1993; Gesetz BGBI I Nr 59/2018;

25. Chemikaliengesetz 1996 — ChemG 1996, BGBI I Nr 53/1997; Gesetz BGBI I Nr 44/2018;

26. Einkommensteuergesetz 1988 — EStG 1988, BGBI Nr 400; Gesetz BGB1 I Nr 98/2018;

27. Entwicklungszusammenarbeitsgesetz — EZA-G, BGBI I Nr 49/2002; Gesetz BGB1 I Nr 37/2018;
28. Exekutionsordnung — EO, RGBI Nr 79/1896; Gesetz BGBI I Nr 32/2018;

29. Gebiihrenanspruchsgesetz — GebAG, BGBI Nr 136/1975; Gesetz BGBI I Nr 71/2014;

30. Gesetz iiber Gesellschaften mit beschrankter Haftung — GmbHG, RGBI Nr 58/1906; Gesetz
BGBI1Nr 71/2018,;

31. Gewerbeordnung 1994 — GewO 1994, BGBI Nr 194; Gesetz BGB1 I Nr 112/2018;

32. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz — GSVG, BGBI Nr 560/1978; Gesetz BGBI 1 Nr
7/2019;

33. Gutsangestelltengesetz, BGBI Nr 538/1923; Gesetz BGBI I Nr 100/2018;
34. Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, BGBI Nr 235/1962; Gesetz BGBI1 I Nr 100/2018;
35. Heimarbeitsgesetz 1960, BGBI Nr 105/1961; Gesetz BGB1 I Nr 61/2018;
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36. Landarbeitsgesetz 1984 — LAG, BGBI Nr 287; Gesetz BGBI I Nr 16/2019;

37.Land- und forstwirtschaftliches Berufsausbildungsgesetz — LFBAG, BGBI Nr 298/1990;
Verordnung BGBI II Nr 59/2014;

38. Mutter-Kind-Pass-Verordnung 2002 — MuKiPassV, BGBI II Nr 470/2001; Verordnung BGBI II
Nr 420/2013;

39. Opferfiirsorgegesetz, BGBI Nr 183/1947; Gesetz BGBI I Nr 100/2018;

40. Pensionskassengesetz — PKG, BGBI Nr 281/1990; Gesetz BGBI I Nr 81/2018;

41. Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBI I Nr 10; Gesetz BGBI I Nr 163/2015;

42. SCE-Gesetz — SCEG, BGBI I Nr 104/2006; Gesetz BGBI I Nr 69/2018,;

43. Schulorganisationsgesetz, BGB1 Nr 242/1962; Gesetz BGBI1 I Nr 35/2019;

44. Schulunterrichtsgesetz — SchUG, BGBI Nr 472/1986; Gesetz BGBI1 I Nr 35/2019;

45. Unternehmensgesetzbuch — UGB, dRGBI S 219/1897; Gesetz BGBI1 I Nr 58/2018;

46. Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw Nichtraucherschutzgesetz — TNRSG, BGBI Nr 431/1995;
Gesetz BGBI I Nr 37/2018,;

47. Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 — VAG 2016, BGBI I Nr 34/2015; Gesetz BGBI I Nr
26/2019;

48. Wehrgesetz 2001 — WG 2001, BGBI1 I Nr 146; Gesetz BGB1 I Nr 61/2018;

49. Zivildienstgesetz 1986 — ZDG, BGBI1 Nr 679; Gesetz BGBI I Nr 107/2018,;

50. Zivilprozessordnung — ZPO, RGBI1 Nr 113/1895; Gesetz BGBI I Nr 109/2018;

51. Zivilrechts-Mediations-Gesetz — ZivMediatG, BGBI1 I Nr 29/2003 .

61. Im § 315 werden folgende Anderungen vorgenommen:

61.1. Nach der Z 21 wird eingefiigt:

»21a. Richtlinie 2003/88/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 tiber
bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, ABI Nr L 299 vom 18. November 2003;*

61.2. Nach der Z 24 wird eingefiigt:
,»24a. Richtlinie 2009/148/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009
iiber den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefdhrdung durch Asbest am Arbeitsplatz, AB1 Nr L
330 vom 16. Dezember 2009;*

62. Im § 324 wird angefiigt:

»(12) Die §§ 3 Abs 4, 7a, 11 Abs 4b, 5 und 10, 11a bis 11e, 12 Abs 4, 15 Abs 5, 21 Abs 3, 26 Abs 3,
31a, 37,43 Abs 3, 50d, 50h Abs 4, 50q Abs 2, 67 Abs 2, 68 Abs 1, 69 Abs 4 und 5, 72, 72a, 73 Abs 3, 74,
74a, 74b, 75, 75a, 76 Abs 2, 2b, 2c und 3, 87 Abs 2a, 88 Abs 1, 7 und 8, 90 Abs 3, 91 Abs 1 und 2, 94
Abs 1 und 8, 99h, 101 Abs 1, 102 Abs 2, 103 Abs 2 und 4, 104a Abs 5 und 7, 105a Abs 8, 105b Abs 4,
105¢ Abs 1 und 3, 112 Abs 2, 115 Abs 1a, 117, 118 Abs 2, 119 Abs 2 und 3, 119¢ Abs 1, 2 und 3, 120
Abs 1, 120a, 120b Abs 2, 5, 6 und 10, 120c Abs 1, 120d Abs 1, 124 Abs 5, 127 Abs 1, 2, 4 und 5, 129
Abs 1, 129a, 129b Abs 2, 5, 6 und 10, 129¢c Abs 1, 129d Abs 1, 131 Abs 2a, 2b, 5, 7, 9 und 10, 150 Abs 2,
152 Abs 4, 266 Abs 1, 4a, 4b und 4c, 313 Abs 1, 314 Abs 1 und 315 in der Fassung des Gesetzes LGBI
Nr ..../2019 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Monatsersten in Kraft.

(13) § 7a in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2019 gilt fiir Pauschalentgeltvereinbarungen, die
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gemall Abs 12 neu abgeschlossen werden.

(14) Die §§ 129 Abs 1, 129a, 129b Abs 5, 6 und 10, 129¢ Abs 1, 129d Abs 1 in der Fassung des
Gesetzes LGBI Nr ..../2019 gelten fiir Viter (Adoptiv- oder Pflegeviter) und die §§ 120 Abs 1, 120a,
120b Abs 5, 6 und 10, 120c und 120d in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2019 fiir Miitter
(Adoptiv- oder Pflegemiitter), deren Kinder ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes gemaf3
Abs 12 geboren (adoptiert oder in unentgeltliche Pflege genommen) werden.*
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Erlduterungen
1. Allgemeines:

Im bundesrechtlichen Landarbeitsgesetz 1984 — LAG, BGBI Nr 287, erfolgten mit den Gesetzen BGBI [
Nr 59/2018, 100/2018 und 16/2019 im Wesentlichen folgende Anderungen:

Das Gesetz BGBI 1T Nr 59/2018 dient der Anpassung der bundesrechtlichen Materiengesetze des
Bereiches Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz an das 2. Erwachsenenschutz-Gesetz,
BGBI I Nr 59/2017, welches mit 1. Juli 2018 in Kraft getreten ist und Anderungen insbesondere im
Vertretungsrecht vorgenommen hat. Im LAG (Artikel 30) waren Begrifflichkeiten anzupassen.

Mit dem Gesetz BGB1 I Nr 100/2018 wurde das Sozialversicherungs-Organisationsgesetz — SV-OG
erlassen, das auf eine Organisationsreform des Osterreichischen Sozialversicherungssystems abzielte. Das
Reformprojekt wurde auch geniitzt, um auf Grund von Anderungen im Sozialversicherungsrecht obsolet
gewordene Bestimmungen des Arbeitsrechtes zu streichen, so etwa Regelungen betreffend die bereits
aufler Kraft getretenen Pensionsarten der Gleitpension und der vorzeitigen Alterspension wegen
geminderter Arbeitsfihigkeit nach dem ASVG. Diese Anderungen betrafen ua das LAG (Artikel 50).

Mit Artikel I des Gesetzes BGBI I Nr 16/2019 soll eine Vielzahl arbeitsrechtlicher Bestimmungen im
land- und forstwirtschaftlichen Bereich nachvollzogen werden. Die Hauptpunkte sind dabei:

- Erstattung von Internatskosten fiir auszubildende Lehrlinge in den Berufen der Land- und
Forstwirtschaft

- Angleichungen im Bereich der Arbeitszeit an das Arbeitszeitgesetz — AZG, BGBI Nr 461/1969, wie
zB die Anhebung der tiglichen Hochstarbeitszeit auf zw6lf und der wochentlichen Hochstarbeitszeit
auf 60 Stunden fiir Arbeitsspitzen, der Entfall der Uberstundenkontingente oder die Anhebung der
tiaglichen Hochstarbeitszeit auf zwolf Stunden bei Gleitzeit

- Nachvollziehung von Anderungen des Arbeitnehmerlnnenschutzgesetzes — ASchG, BGBI Nr
450/1994, im Bereich des technischen Dienstnehmerinnen- und Dienstnehmerschutzes, wie zB die
Betonung der Priavention von arbeitsbedingten psychischen Belastungen, die grundsitzliche
Erneuverung der Terminologie bei gefdhrlichen Arbeitsstoffen oder die Neuregelung des
Nichtraucherschutzes

- Ubernahme von Anderungen des Mutterschutzgesetzes 1979 — MSchG, BGB1 Nr 221, und des
Viter-Karenzgesetzes — VKG, BGBI Nr 651/1989, wie zB Karenz und Teilzeit auch fiir Pflegeeltern
ohne Adoptionsabsicht, die Einfithrung einer Bandbreite bei der Elternteilzeit (Reduktion um
mindestens 20 %, aber mindestens zwolf Stunden), die Schaffung eines Kiindigungs- und
Entlassungsschutzes fiir Dienstnehmerinnen nach einer Fehlgeburt

- Angleichungen bei der Arbeitszeit von Jugendlichen an das Kinder- und Jugendlichen-
Beschiftigungsgesetz 1987 — KIBG, BGBI Nr 599, wie zB die Einfithrung der Moglichkeit einer
Durchrechnung der Normalarbeitszeit, die Ermdglichung der Arbeit bis 22 Uhr fiir Jugendliche iiber
16 Jahre durch Kollektivvertrag oder die Festlegung der wochentlichen Ruhezeit (in der Regel zwei
freie Tage)

- Ubernahme von Regelungen aus dem Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz — AVRAG, BGBI Nr
459/1993, wie zB betreffend die Wiedereingliederungsteilzeit, die Transparenz bei der Anmeldung
zur Sozialversicherung oder die Familienhospizkarenz.

Mit der vorliegenden Novelle soll nun eine Anpassung der Salzburger Landarbeitsordnung 1995 —
LArbO 1995, LGBI Nr 7/1996, an die Grundsatzbestimmungen des LAG erfolgen.

Der LAG-Novelle BGBI I Nr 22/2019 ist bereits mit der LArbO 1995-Novelle LGBl Nr 17/2019
entsprochen worden.

2. Verfassungsrechtliche Grundlage:

Art 12 Abs 1 Z 6 B-VG.

3. Ubereinstimmung mit dem EU-Recht:

Der Gesetzesvorschlag steht im Einklang mit dem Unionsrecht.

4. Kosten:

Mit dem Vorhaben sind keine Mehrkosten fiir die Gebietskorperschaften verbunden.

5. Ergebnis des Begutachtungsverfahrens:

Im Begutachtungsverfahren sind gegen das Gesetzesvorhaben keine Einwinde erhoben worden.
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6. Zu den einzelnen Bestimmungen:

Zu Z 1 (Inhaltsverzeichnis):

Die Anpassungen im Inhaltsverzeichnis sind durch die Anderungen im Gesetzestext bedingt.
Zu Z2 (§3 Abs 4):

§ 3 Abs 4 entspricht § 3 Abs 3 LAG. Es wird damit die Anpassung an die Novelle BGBI I Nr 149/2015
zum VKG und eine Klarstellung zu § 144 Abs 2 und 3 ABGB bezweckt.

Mit Erkenntnis vom 10. Dezember 2013, G 16/2013, G 44/2013, hob der Verfassungsgerichtshof Teile
des Fortpflanzungsmedizingesetzes, BGBI Nr 275/1992, auf. Die Mdglichkeiten medizinisch unterstiitzter
Fortpflanzung sollen — dem Erkenntnis des VfGH folgend — miteinander in eingetragener Partnerschaft
oder Lebensgemeinschaft lebenden Frauen offen stehen. Mit § 144 ABGB werden einer Frau, deren
Lebensgefihrtin oder eingetragene Partnerin durch medizinisch unterstiitzte Fortpflanzung schwanger
wird, die Rechte und Pflichten eines Elternteiles eingeraumt. Demgemal sollen diesen Frauen, auf der
Regelung des § 144 ABGB fullend, auch die Moglichkeiten der Elternkarenz nach dem VKG offen
stehen. Mit der VKG-Novelle BGB1 I Nr 149/2015 wurde § 1 Abs 1a VKG entsprechend ergénzt. Diese
Erweiterung des Geltungsbereiches des VKG ist insbesondere im Hinblick auf Art3 Abs 1 litc der
Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens fiir
die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschéftigung und Beruf, ABI Nr L 303 vom 2. Dezember
2000, geboten.

Zu Z 3 (§ 7a):

Die Bestimmung wird aus § 7a LAG ibernommen. Damit wird § 2g AVRAG in der Fassung des
Arbeitsrechts-Anderungsgesetzes 2015, BGBI I Nr 152, nachvollzogen.

In Dienstvertrigen werden immer Ofter Pauschalentlohnungen vereinbart, mit denen sidmtliche
Arbeitsleistungen abgegolten werden sollen. Die Besonderheit dieser so genannten ,echten All-in-
Vereinbarungen® besteht darin, dass nur ein Entgelt fiir die gesamte Arbeitszeit vereinbart wird und daher
nicht zwischen Grundlohn und Mehrleistungsentgelt unterschieden wird. Die Judikatur hat solche
Klauseln in mehreren Entscheidungen akzeptiert, es wurde bei der Berechnung der abgedeckten
Uberstunden ein ,angemessenes Entgelt gemidB § 1152 ABGB bzw das kollektivvertragliche
Mindestentgelt fiir die Normalarbeitszeit als Grundlohn zugrunde gelegt. Wenn im Durchschnitt mehr
Uberstunden geleistet werden als von der Pauschalvereinbarung — unter Beriicksichtigung des Grundlohns
fiir die Normalarbeitszeit — abgedeckt werden konnen, sind diese nach der Judikatur eigens abzugelten.
Im Vergleich zu einer Uberstundenpauschale, soweit sie im Zusammenhang mit einem hoheren branchen-
und ortsiiblichen Grundlohn als dem angemessenen Entgelt bzw dem kollektivvertraglichen
Mindestentgelt fiir die Normalarbeitszeit steht, findet in der All-in-Vereinbarung, deren Grundlohn sich
nach der Rechtsprechung ,nur“ nach dem angemessenen Entgelt bzw dem kollektivvertraglichen
Mindestentgelt bemisst, eine hohere Anzahl an Uberstunden Deckung. Mangels Ausweisung des
Grundlohns bleibt jedoch der Dienstnehmerin oder dem Dienstnehmer der Grundlohn und damit auch die
Grundlage fiir die Berechnung der abgegoltenen Uberstunden im Dunkeln. Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer werden somit regelmiBig zu einem spéteren Zeitpunkt von der Ungiinstigkeit von All-in-
Vereinbarungen {iberrascht. Besonders aus Griinden des Gesundheitsschutzes besteht dringender
Handlungsbedarf. All-in-Vereinbarungen werden auch immer 6fter als ein Grund fiir Burn-out genannt.

Das Regierungsprogramm der Bundesregierung fiir die XXV. Gesetzgebungsperiode sicht unter dem
Punkt ,Transparenz bei All-In-Vertrigen” als MaBnahme die ,ziffernméfige Ausweisung des
Grundlohnes, widrigenfalls [die] Geltung des dem personlichen Titigkeitsniveau angemessenen Ist-
Grundlohns (dh einschlieBlich der branchen- und ortsiiblichen KV-Uberzahlung)* vor. In Umsetzung
dieser MaBinahme ist im § 2g AVRAG vorgesehen, dass bei pauschalen Entgeltvereinbarungen kiinftig
der der Dienstnehmerin oder dem Dienstnehmer zustehende Grundlohn jedenfalls ausgewiesen werden
muss. Ist dies nicht der Fall, hat die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer zwingend Anspruch auf den
branchen- und ortsiiblichen Normalstundenlohn (Ist-Lohn), der am Arbeitsort vergleichbaren
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern von vergleichbaren Dienstgeberinnen und Dienstgebern gebiihrt.
Der branchen- und ortsiibliche Normalstundenlohn ist der Berechnung der abzugeltenden zeitbezogenen
Entgeltbestandteile zugrunde zu legen. Die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer hat damit einen
doppelten Vorteil: einerseits einen hoheren Grundlohn, andererseits eine eindeutige Grundlage fiir die
Geltendmachung bzw Berechnung der iiber das Pauschale hinaus geleisteten Uberstunden. Dies soll auch
fiir den Bereich der Land- und Forstwirtschaft zur Anwendung kommen.

§ 7a gilt fiir nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes neu abgeschlossene Pauschalentgeltvereinbarungen
(§ 324 Abs 13).
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Zu Z 4 (§ 11 Abs 4b, 5 und 10):
Im § 11 Abs 4b und 5 werden die Verweisungen aktualisiert.

Dariiber hinaus wird ein neuer Abs 10 angefiigt, der § 10a Abs 10 LAG nachvollzieht. Damit wird eine
Angleichung an Anderungen im § 19d Abs2a AZG durch die Novelle BGBI I Nr 152/2015
vorgenommen. Es handelt sich bei der neuen Bestimmung um ein Informationsrecht fiir
Teilzeitbeschéftigte iiber freie Vollzeitstellen: Plant eine Dienstgeberin oder ein Dienstgeber, eine Stelle
mit héherem Arbeitszeitausmall auszuschreiben, so hat sie oder er diese Stelle vorher der oder dem
Teilzeitbeschéftigten anzubieten. Der Begriff ,,Ausschreibung® ist im Sinn des §9
Gleichbehandlungsgesetz, BGBI I Nr 66/2004, zu verstehen. Darunter fillt jede Form der externen und
internen Bekanntmachung einer geplanten Besetzung, die sich an mehr als eine Person richtet. Der
Ausdruck ,,bei Ausschreibung® umfasst sowohl eine zeitliche als auch eine anlassbezogene Komponente.

Zu den Z 5 und 6 (§§ 11a bis 11e):

Mit § 11a soll die Wiedereingliederungsteilzeit des § 10b LAG bzw § 13a AVRAG nachvollzogen
werden.

Die Wiedereingliederungsteilzeit dient der Erleichterung der Wiedereingliederung von
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern nach langer Krankheit. Fiir die Dauer von einem Monat bis zu
sechs Monaten soll der Dienstnehmerin oder dem Dienstnehmer die Mdoglichkeit erdffnet werden, sich
Schritt fiir Schritt wieder in den Arbeitsprozess einzufiigen. Voraussetzung ist das Vorliegen eines
mindestens sechswochigen Krankenstands im selben Dienstverhdltnis. Das Dienstverhiltnis muss vor
dem Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit mindestens drei Monate gedauert haben, diese
Voraussetzung zielt auf den rechtlichen Bestand des Dienstverhdltnisses ab. Demgeméil sind auch
allfillige Karenzzeiten sowie alle Zeiten des Krankenstands auf die Mindestbeschéftigungsdauer
anzurechnen.

In Einzelfdllen kdnnte mit einer Wiedereingliederungsteilzeit in der Dauer von maximal sechs Monaten
fiir eine nachhaltige und erfolgreiche Riickkehr nicht das Auslangen gefunden werden. Im Hinblick
darauf ist bei Vorliegen der medizinischen Notwendigkeit eine schriftliche Vereinbarung iiber eine
einmalige Verldngerung der Wiedereingliederungsteilzeit zuldssig, wobei das Gesamtausmal} der
Wiedereingliederungsteilzeit neun Monate nicht {ibersteigen darf. Die Beratung im Sinn des § 11a Abs 1
Z 2 erstreckt sich auch auf die Vereinbarung der Verldngerung.

Grundlage der Wiedereingliederungsteilzeit ist eine schriftliche Vereinbarung zwischen Dienstgeberin
bzw Dienstgeber und Dienstnehmerin bzw Dienstnehmer iiber eine befristete Reduzierung der Arbeitszeit
nach erfolgter Beratung der beiden Vertragsparteien im Rahmen des Case-Management nach dem Arbeit-
und-Gesundheit-Gesetz — AGG, BGBI 1 Nr 111/2010. Uberdies muss ein Wiedereingliederungsplan
gemdfl §1 Abs2 AGG vorliegen, der bei der Gestaltung der Wiedereingliederungsteilzeit zu
berticksichtigen ist. In diesem Plan kdnnen auch bereits Vorgaben fiir die Lage der Arbeitszeit (zB keine
Nachtarbeit) sowie andere UnterstiitzungsmaBBnahmen (zB hinsichtlich der Arbeitsmittel) vorgesehen
werden. Diesbeziigliche Gesprache zwischen Dienstgeberin bzw Dienstgeber und Dienstnehmerin bzw
Dienstnehmer, Beratungsgespriache und die Erstellung des Wiedereingliederungsplans kdnnen bereits
wihrend des Krankenstands begonnen werden.

Die Vereinbarung iiber die Herabsetzung der Arbeitszeit bleibt jedoch bis zur Gesundung der
Dienstnehmerin  oder des Dienstnehmers und Mitteilung iiber die Bewilligung des
Wiedereingliederungsgeldes schwebend unwirksam. Die Arbeitszeitreduktion kann somit frithestens ab
dem auf die Zustellung der Bewilligung der Geldleistung folgenden Tag erfolgen. Die
Wiedereingliederungsteilzeit kann nicht nur im unmittelbaren Anschluss an den Krankenstand, sondern
auch zu einem spédteren Zeitpunkt angetreten werden. Die Arbeitszeitreduktion muss im zeitlichen und
ursdchlichen Zusammenhang mit dem mindestens sechswochigen Krankenstand erfolgen. Um den
zeitlichen Zusammenhang zu gewahrleisten, muss die Wiedereingliederungsvereinbarung spitestens zum
Ablauf von einem Monat nach dem Ende dieses Krankenstands erfolgen. Der Moglichkeit des Antritts der
Wiedereingliederungsteilzeit innerhalb eines Monats nach dem Arbeitsbeginn soll ein zwischenzeitiger
neuerlicher Krankenstand (infolge einer anderen Erkrankung wie zB eines grippalen Infekts oder eines
Wiederauflebens jener Erkrankung, die fir die Inanspruchnahme der Wiedereingliederungsteilzeit
ursdchlich ist) nicht entgegenstehen. Die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer kann eine vorzeitige
Riickkehr zur urspriinglichen Normalarbeitszeit schriftlich verlangen, wenn die arbeitsmedizinische
ZweckmaBigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit nicht mehr gegeben ist. Die Riickkehr darf frithestens
drei  Wochen nach der schriftlichen Bekanntgabe des  Beendigungswunsches  der
Wiedereingliederungsteilzeit an die Dienstgeberin oder den Dienstgeber erfolgen. In Betrieben, in denen
ein fiir die Dienstnehmerin oder den Dienstnehmer zusténdiger Betriebsrat eingerichtet ist, ist dieser den
Verhandlungen iiber die Ausgestaltung der Wiedereingliederungsteilzeit beizuziehen. Das bedeutet, dass



21 von 30

der Betriebsrat zu diesbeziiglichen Gesprichen eingeladen werden muss. Kommt er der Einladung nicht
nach, so hat dies keine Auswirkungen auf das rechtmidBige Zustandekommen der
Wiedereingliederungsvereinbarung.

Die Ausiibung der Wiedereingliederungsteilzeit schafft keinen Sonderstatus zwischen ,,arbeitsfahig* und
narbeitsunfdhig®. Zum Unterschied zu einem Teilkrankenstand gilt die Dienstnehmerin oder der
Dienstnehmer im Rahmen der Wiedereingliederungsteilzeit als absolut arbeitsfédhig. Voraussetzung fiir
den Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit ist daher eine drztliche Bestétigung iiber die Arbeitsfahigkeit
der Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers. Diese muss zum Antrittszeitpunkt gegeben sein. Das Gesetz
enthilt keine bestimmte Vorgabe dariiber, welcher Arzt die Bestétigung auszustellen hat. Diese kann zB
als ,,reguliire” Gesundmeldung durch die behandelnde Arztin oder den behandelnden Arzt erfolgen. Die
Vereinbarung der Wiedereingliederungsteilzeit bewirkt — abgesehen von der befristeten Herabsetzung der
wochentlichen Normalarbeitszeit — keine inhaltliche Anderung des Dienstvertrages. So erfolgt
insbesondere auch keine Anderung der kollektivvertraglichen Einstufung der Dienstnehmerin oder des
Dienstnehmers. Durch die Arbeitszeitreduktion bedingte Anderungen des Titigkeitsfeldes sind zuléssig,
soweit sich diese nach wie vor im Rahmen der arbeitsvertraglich festgelegten Pflichten bewegen.

Aus dem Sinn und Zweck der Wiedereingliederungsteilzeit ergibt sich, dass die Arbeitszeitreduktion der
Wiedererlangung und Erhaltung der langfristigen Arbeitsfahigkeit der Dienstnehmerin oder des
Dienstnehmers dienen muss. Vollstindig ausgeheilte Erkrankungen ohne gewisse Nachwirkungen
beziiglich der Einsatzfahigkeit der Arbeitskraft rechtfertigen nicht die Inanspruchnahme des Instruments
der Wiedereingliederungsteilzeit. Diese ist fiir jene Falle schwerer physischer oder psychischer
Erkrankungen gedacht, in denen dennoch zu erwarten ist, dass die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer
in absehbarer Zeit am Arbeitsplatz wieder voll einsatzfahig sein wird.

Im Rahmen der Ausiibung der Wiedereingliederungsteilzeit darf seitens der Dienstgeberin oder des
Dienstgebers keine Mehrarbeit und auch keine Anderung der Lage der Arbeitszeit angeordnet werden
(Abs 3).

Nach Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit darf die urspriingliche Vereinbarung, die auch in Form
eines Stufenplans erfolgen kann, zweimal im Einvernehmen zwischen Dienstgeberin bzw Dienstgeber
und Dienstnehmerin bzw Dienstnehmer hinsichtlich der Dauer (bis zum Hoéchstausmall von sechs
Monaten) und hinsichtlich des gemal Abs 1 zuldssigen Stundenausmafes gedndert werden (Abs 4). Auch
die Vereinbarung iiber die Anderung der Teilzeitbeschiftigung bedarf der Schriftform.

Gemil Abs 6 hat die Dienstgeberin oder der Dienstgeber das dem vereinbarten Arbeitszeitausmall
entsprechende anteilige Entgelt inklusive anteiliger Lohnnebenkosten zu leisten. Wird eine Vereinbarung
getroffen, wonach die Arbeitszeit zundchst um mehr als 50 % der urspriinglichen Normalarbeitszeit
reduziert wird, so ist das Entgelt samt Nebenkosten gleichmifig entsprechend der wiahrend der
Wiedereingliederungsteilzeit vereinbarungsgemil3 durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit zu bezahlen.
Die Entgelteinbufle auf Seiten der Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers soll mit einer Sozialleistung
(Wiedereingliederungsgeld = anteiliges virtuelles Krankengeld) kompensiert werden. Die Berechnung des
seitens der Dienstgeberin oder des Dienstgebers geschuldeten Entgelts erfolgt analog zu § 27.

Die neuen §§ 11b, 1lc und 1le entsprechen den §§ 10c, 10d und 10f LAG. Mit ihnen wird die
Angleichung an die noch fehlenden Regelungen der §§ 19¢, 19¢ und 19g AZG betreffend die Lage der
Normalarbeitszeit, die Abgeltung von Zeitguthaben und die Unabdingbarkeit dieser Bestimmungen durch
Dienstvertrag bezweckt. Unvorhersehbar im Sinn des § 11b Abs 3 konnen in der Landwirtschaft wéhrend
der Erntezeit insbesondere Arbeitsbeginn und Arbeitsende sein. Abweichend von § 19¢ Abs 2 AZG wird
fir Teilzeitbeschéftigte die Abgeltung von Zeitguthaben aus Normalarbeitszeit mit einem Zuschlag von
25 % vorgesehen (§ 11c Abs 2).

Zu den Z 7 und 8 (§§ 12 Abs 4 und 15 Abs 5):

Diese Bestimmungen griinden auf den §§ 11 Abs4 und 14 Abs 4 LAG. Diese beiden neuen Absétze
entsprechen den Regelungen des § 2f AVRAG aus BGBI I Nr 152/2015.

Das Regierungsprogramm der Bundesregierung fiir die XXV. Gesetzgebungsperiode sicht einen
zivilrechtlichen ,,Anspruch auf Lohnabrechnung .... sowie auf Aushéndigung der Anmeldung zur
Sozialversicherung ...* vor. In Umsetzung dessen normiert § 2f Abs 1 AVRAG, dass die Dienstnehmerin
oder der Dienstnehmer bei Filligkeit des Entgelts Anspruch auf Ubermittlung einer schriftlichen,
iibersichtlichen, nachvollziehbaren und vollstindigen Abrechnung fiir die in der jeweiligen
Lohnzahlungsperiode zustehenden Beziige (Entgelt und Aufwandsentschiddigungen) hat. Weiters sind in
der Lohnabrechnung auch die im jeweiligen Abrechnungszeitraum zu leistenden Sachbeziige und
Aufwandsentschiddigungen darzustellen. Die Lohnabrechnung hat — um der Dienstnehmerin oder dem
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Dienstnehmer den Nachvollzug zu ermoéglichen — die jeweilige Bemessungsgrundlage der in der
Abrechnung angefiihrten Beziige zu enthalten.

Soweit die Abgeltung von Anspriichen zuldssigerweise pauschaliert vereinbart wurde, ist die Darstellung
des Pauschalbetrages samt der zugehorigen Widmung ausreichend, eine betragsméfige Aufsplittung der
Zulage in ihre einzelnen Bestandteile ist nicht erforderlich. Beispielsweise geniigt im Fall der
Vereinbarung einer pauschalen Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulage die Angabe der
Gesamtsumme samt Ausweisungen als ,,SEG-Zulage®. Die Lohnabrechnung ist der Dienstnehmerin oder
dem Dienstnehmer schriftlich zu iibermitteln oder elektronisch zur Verfiigung zu stellen. Soweit
Kollektivvertrage eine Verpflichtung zur Erstellung und Aushéndigung einer Lohnabrechnung vorsehen,
gehen diese der gesetzlichen Regelung vor.

§ 2f Abs 2 AVRAG stellt klar, dass die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer einen Anspruch auf
Aushéndigung einer Kopie der Anmeldung zur Sozialversicherung gemél § 33 ASVG hat.

Dies soll kiinftig auch fiir Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer in der Land- und Forstwirtschaft gelten.
Zu 79 (§ 21 Abs 3):

In Ausfithrung des § 16 Abs 3 LAG in der Fassung des Gesetzes BGBI I Nr 100/2018 (SV-OG) entfillt
im § 21 der bisherige Regelungsinhalt des Abs 3, da sich dieser auf die bereits aufgehobene Gleitpension
bezieht.

In Ausfithrung des § 16 Abs 4 LAG in der Fassung des Gesetzes BGBI I Nr 16/2019 wird ein neuer
Regelungsinhalt im § 21 Abs 3 aufgenommen. Danach kann der Kollektivvertrag fiir Dienstnehmerinnen
und Dienstnehmer, die in einem Kalenderjahr hochstens drei Monate zum Zweck von Erntearbeiten
beschéftigt werden, eine pauschalierte Sonderzahlung vorsehen. Durch diese kollektivvertragliche
Abweichungsmoglichkeit soll den Betrieben eine Erleichterung bei der Beschiftigung von
Erntehelferinnen und Erntehelfern geboten werden. Es wird eine Pauschalierung der Sonderzahlungen,
jedoch kein Entfall ermdglicht.

Zu 7,10 (§ 26 Abs 3):

In dieser Bestimmung wird die Verweisung aktualisiert.

Zu Z 11 (§ 31a):

Mit dieser Bestimmung soll § 39z LAG ausgefiihrt werden, welcher § 15b AVRAG nachvollzieht.

Es wird zunédchst angeordnet, dass sich die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer fiir die Dauer des
Bezuges von Rehabilitations- oder Umschulungsgeld in einer Karenz befindet — es ruhen die
Hauptleistungspflichten inklusive der Pflicht zur Entgeltfortzahlung.

Weiters wird nach Vorbild des § 15f Abs 1 und 2 MSchG angeordnet, dass fiir die Dauer dieser Karenz
dienstzeitabhéngige Rechte von Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern nicht weiter anwachsen sowie
der Urlaubsanspruch in dem Urlaubsjahr, in das die Karenz fillt, im aliquoten Ausmal} zusteht. Ebenso
verkiirzt sich der Anspruch auf sonstige, einmalige Beziige im Sinn des § 67 Abs 1
Einkommensteuergesetz 1988, BGB1 Nr 400, nach Maligabe des § 15f Abs 1 MSchG.

Zu Z 12 (§ 37):

Die Anderungen im § 37 dienen zum einen der Ausfiihrung des Artikels 50 des Gesetzes BGBI I Nr
100/2018 (SV-OG). Die Bestimmung enthédlt noch Regelungen zur Gleitpension nach sowie zur
vorzeitigen Alterspension wegen geminderter Arbeitsfahigkeit nach dem ASVG, die bereits auBer Kraft
getreten sind, weshalb sie aus dem Rechtsbestand zu entfernen sind.

Zum anderen bezwecken die Anderungen die Ausfiihrung der Vorgaben der LAG-Novelle BGBI I Nr
16/2019. Im Abs 4 wird § 23a Abs 1 Z 3 und 4 Angestelltengesetz — AngG, BGBI Nr 292/1921, in der
Fassung des Arbeitsrechts-Anderungsgesetzes 2015 nachvollzogen.

Gemil § 23a Abs 1 Z 2 AngG bestand bis zu dieser Novelle ein Anspruch auf Abfertigung bei
Kiindigung seitens der Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers ua wegen Inanspruchnahme einer
Pension aus dem Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfahigkeit, nicht jedoch ausdriicklich wegen
Rehabilitationsgeldbezug bzw Umschulungsgeldbezug aus dem Versicherungsfall der geminderten
Arbeitsfahigkeit. Die Leistungen unterscheiden sich zwar in ihrem Verwendungszweck, jedoch ist der
Versicherungsfall, aus dem die Leistungen resultieren, jeweils der gleiche. Um Unsicherheiten einer
gebotenen analogen Anwendung zu vermeiden, wurde durch die mit dem Arbeitsrechts-
Anderungsgesetzes 2015 erfolgte Einfiigung der Z 3 und 4 in § 23a Abs 1 AngG ausdriicklich festgelegt,
dass der Abfertigungsanspruch auch dann besteht, wenn das Dienstverhdltnis wegen bescheidmafiger
Feststellung der Berufsunfihigkeit gemédl § 367 Abs 4 ASVG in der Dauer von mindestens sechs
Monaten durch Kiindigung seitens der Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers endet.
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Im Zusammenhang mit der Aufhebung des Pensionsvorschusses ergab sich das Problem, dass
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer, deren Anspruch auf Krankengeld bereits ausgeschopft wurde, im
Fall der Arbeitsunfihigkeit bezogen auf das konkrete Dienstverhidltnis nach Rechtslage vor dem
Arbeitsrechts-Anderungsgesetz 2015 dieses nicht wihrend eines Leistungsstreitverfahrens iiber die
Berufsunfahigkeit beenden konnten, ohne ihren Anspruch auf Abfertigung zu verlieren. Dabei handelte es
sich zwar um duBlerst seltene Konstellationen, doch wurde mit der durch das Arbeitsrechts-
Anderungsgesetz erfolgten Novelle zum AngG auch in diesen Fillen die Méglichkeit geschaffen, das
Dienstverhidltnis unter Wahrung der Abfertigungsanspriiche zu kiindigen, insbesondere um
zwischenzeitig eine Leistung aus der Arbeitslosenversicherung zu erhalten.

Dies soll nun auch fiir den Bereich des Landarbeitsrechtes nachvollzogen werden (§ 37 Abs 4).
Zu den Z 13 und 14 (§§ 43 Abs 3 und 50d):

In diesen Bestimmungen werden Anderungen zur Ausfiihrung des Artikels 50 des Gesetzes BGB1 I Nr
100/2018 (SV-OG) vorgenommen. Die Bestimmungen enthalten noch Regelungen zur Gleitpension nach
sowie zur vorzeitigen Alterspension wegen geminderter Arbeitsfahigkeit nach dem ASVG, die bereits
auBer Kraft getreten sind und deshalb aus dem Rechtsbestand zu entfernen sind. Dariiber hinausgehende
inhaltliche Anderungen erfolgen nicht.

Zu Z. 15 (§ 50h Abs 4):
Im § S0h Abs 4 erfolgt eine Aktualisierung der Verweisung.
Zu Z.16 (§ 50q Abs 2):

Diese Bestimmung dient der Ausfithrung von § 39u LAG, welcher die Bestimmung des § 14b AVRAG in
der Fassung des Gesetzes BGBI I Nr 30/2017 nachvollzieht.

Derzeit ist im § 50q vorgesehen, dass eine Familienhospizkarenz zur Begleitung eines schwerst
erkrankten Kindes zunichst fiir einen bestimmten, fiinf Monate nicht {ibersteigenden Zeitraum verlangt
werden kann. Bei einer Verldngerung darf die Gesamtdauer der Mafnahme neun Monate nicht
libersteigen. Das hat zur Konsequenz, dass die Familienhospizkarenz bei unverédndertem Sachverhalt nach
Ablauf der neun Monate nicht ein weiteres Mal verldangert werden kann.

Ist der Anspruch auf Familienhospizkarenz bereits ausgeschopft, so ist eine neuerliche Inanspruchnahme
durch die Dienstnehmerin oder den Dienstnehmer jeweils bei Vorliegen eines neuen Anlassfalls zuldssig.
Dieser liegt grundsdtzlich im Fall des Hinzukommens eines neuen, die Familienhospizkarenz
rechtfertigenden  Krankheitsbildes oder im  Fall einer Verbesserung/Stabilisierung  des
Gesundheitszustandes mit einer nachfolgenden Verschlechterung vor. Die Erfahrungen haben gezeigt,
dass rund 20 bis 25 % der notwendigen Therapien fiir schwerst erkrankte Kinder ldnger als neun Monate
dauern bzw weitere notwendige Therapien nach einer Unterbrechung (zB von einigen Wochen oder
Monaten) erforderlich sind. Um Hairtefdlle abzumildern wurde in der Verwaltungspraxis bei der
Begleitung schwerst erkrankter Kinder dariiber hinaus vom Vorliegen eines neuen Anlassfalls
ausgegangen, wenn die Karenzierung der Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers anldsslich einer
weiteren notwendigen Therapie erfolgen sollte, selbst wenn sich keine Hinweise auf ein neues
Krankheitsbild oder eine maf3gebliche Verschlechterung des Gesundheitszustandes fanden. Entsprechend
der Verwaltungspraxis wurde in diesen Fillen auch schon bisher das Pflegekarenzgeld gewéhrt. Die
nunmehrige Neuregelung des § 50q stellt somit eine gesetzliche Klarstellung der bisherigen
Auslegungspraxis dar.

Zu Z 17 (§ 67 Abs 2):

Die Regelung wird nach den Vorgaben des § 56 Abs2 LAG umgestaltet. Die hohere wdchentliche
Normalarbeitszeit fiir Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer in Hausgemeinschaft mit freier Station
entfillt.

Zu Z 18 (§ 68 Abs 1):

Entsprechend § 57 Abs 1 LAG wird die Arbeitsspitzenregelung auf die Forstwirtschaft ausgedehnt. Eine
Anpassung der Arbeitszeit an die Jahreszeiten ist zB bei Forstern und Revierjidgern notwendig.

Zu Z.19 (§ 69 Abs 4 und 5):

Nach den Vorgaben des § 58 Abs 4 und 5 LAG wird die Normalarbeitszeit bei Gleitzeit analog zur letzten
Novelle zum AZG (§ 4b Abs 4 und 5 in der Fassung des Gesetzes BGBI I Nr 53/2018) erweitert. Eine
Verlangerung der Normalarbeitszeit kann bei Gleitzeit nur vorliegen, wenn die Arbeitszeitausdehnung auf
Initiative bzw im Interesse der Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers erfolgt. Liegt jedoch eine
Dienstgeberinnen-  oder  Dienstgeberanordnung  vor, handelt es sich um  Uberstunden.
Gleitzeitvereinbarungen, die eine tigliche Normalarbeitszeit von zwolf Stunden zulassen, miissen kiinftig
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vorsehen, dass die Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer mit langen Tagesarbeitszeiten einen
entsprechenden Ausgleich durch lédngere zusammenhdngende Freizeit erhalten. Da dies auch in
Zusammenhang mit der wdchentlichen Ruhezeit moglich sein muss, ist auch bei Gleitzeit in mehreren
Wochen eine 4-Tage-Woche moglich.

Zu Z.20 (§§ 72 und 72a):

Die Regelungen tiber die Definition der Uberstunden und zur Verpflichtung der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer zur Leistung von Uberstunden (§ 72) wird an das AZG (§ 6) angepasst.

Die bisherige komplizierte Regelung der zuldssigen Uberstundenkontingente, die auf dem jeweiligen
Modell der Normalarbeitszeit aufbaut, wird durch klare Hochstgrenzen fiir die tégliche und die
wochentliche Normalarbeitszeit ersetzt (§ 72a). Unter Arbeitsspitzen ist ein erhohter Arbeitsbedarf auf
Grund besonderer Umstdnde zu verstehen.

Zu 7.21 (§ 73 Abs 3):

In dieser Bestimmung wird die Verweisung auf § 72 aktualisiert.

Zu den Z 22 und 23 (§§ 74, 74a, 74b, 75, 75a sowie 76 Abs 2, 2b, 2¢ und 3):

Diese Bestimmungen fiihren die §§ 63, 63a, 63b, 64, 64a sowie 65 Abs 2, 2b 2c und 3 LAG aus.

§ 74 enthélt Regelungen zu den Ruhepausen. Die Mindestruhepause wird von einer Stunde auf eine halbe
Stunde verkiirzt, weil ein besonderes Bediirfnis nach ldangeren Ruhepausen in der Land- oder
Forstwirtschaft nicht mehr feststellbar ist und ldngere Einsatzzeiten nicht im Interesse der
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer liegen.

Im § 75 werden zusitzliche Ausnahmen von der Sonntags- und Feiertagsruhe zugelassen, und zwar fiir
Buschen- und Almausschanken, die als Nebengewerbe der Land- und Forstwirtschaft von der
Gewerbeordnung 1994, BGBI Nr 194, ausgenommen sind, sowie fiir Tétigkeiten in Zusammenhang mit
dem Fremdenverkehr. Ausnahmen aus wirtschaftlichen Griinden sollen nach dem Vorbild des § 12a
Arbeitsruhegesetz — ARG, BGBI Nr 144/1983, durch Kollektivvertrag zugelassen werden kénnen. Abs 5
entspricht § 8 ARG.

Dadurch kann es vermehrt dazu kommen, dass an Sonntagen Normalarbeitszeit geleistet wird. Dies
erfordert eine Neuregelung der wochentlichen Ruhezeit in Form von Wochenendruhe oder Wochenruhe
(§ 74a) nach dem Vorbild des ARG. Bisher war die Dauer der wochentlichen Ruhezeit von der
Ausfithrungsgesetzgebung zu bestimmen, nunmehr wird die Mindestdauer nach der Arbeitszeitrichtlinie
(Art 5 der Richtlinie 2003/88/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003
iiber bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, ABl Nr L 299 vom 18. November 2003) von 35
Stunden festgelegt.

§ 74b Abs 1 ermdglicht fiir die Bewirtschaftung von Almen, die weitab von Siedlungen liegen, eine
abweichende Regelung der wdchentlichen Ruhezeit durch Kollektivvertrag unter Einhaltung der
Vorgaben des Art 17 Abs 2 der Arbeitszeitrichtlinie. Abs 2 und 3 enthalten eine Sonderregelung fiir die
Schichtarbeit nach Vorbild des §5 Abs1 und 2 ARG. Die Sonderregelung des Abs4 betrifft
insbesondere Silomeisterinnen und -meister sowie Kellermeisterinnen und -meister, die typischerweise
nicht ersetzt werden kdnnen.

Die im § 75a vorgesehene Ausgleichsruhe fiir Arbeiten wihrend der wochentlichen Ruhezeit orientiert
sich hinsichtlich Dauer und Lage an der Ersatzruhe nach dem ARG.

Die Ausgleichsruhezeit ist auf die Arbeitszeit anzurechnen, sie ist jedoch nicht zu entlohnen. Der
Ausgleich fiir die Arbeit wihrend der wochentlichen Ruhezeit erfolgt vielmehr durch den Zuschlag von
100 % nach § 76 Abs 2b. Ein zusétzlicher Zuschlag gebiihrt nach Abs 5 dann, wenn die Ausgleichsruhe
nicht zum vorgesehenen Zeitpunkt eingehalten wird. Dies ist nach Abs 3 zB bei witterungsbedingter
Notwendigkeit zur raschen Einbringung der Ernte moglich.

Das fiktive Entgelt wird jedoch auf die Bemessungsgrundlage fiir verschiedene Anspriiche angerechnet.

Der Zuschlag von 100 % (§ 76 Abs 2b) gebiihrt nunmehr auch fiir Arbeit am freien Tag der Wochenruhe.
Bei 5-Tage-Woche wird dies der letzte der freien Tage sein. Der Sonntagszuschlag, soweit es sich um
Normalarbeitszeit handelt, sowie eingeschrankt der Nachtarbeitszuschlag sind kollektivvertragsdispositiv.
Kollektivvertrage, die eine abweichende Regelung schon bisher ohne Rechtsgrundlage vorgesehen haben,
miissen nicht neu abgeschlossen werden, soweit sie der Neuregelung entsprechen (§ 76 Abs 2c).

Beim Feiertagszuschlag (Abs 3) entfillt die Ausnahme fiir Viehpflege, Melkung und unaufschiebbare
Arbeiten im Haushalt.
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Zu den Z 24 und 27.1 (§§ 87 Abs 2a und 91 Abs 1):

Durch Ausfiihrung der §§ 76a Abs 1a und 80 Abs 1 LAG wird § 2 Abs 7 und 7a ASchG in der Fassung
des Gesetzes BGBI I Nr 118/2012 nachvollzogen.

In der Arbeitswelt ist eine Zunahme psychischer Belastungen und Gefdhrdungen, die zu
Fehlbeanspruchungen fiihren, als Ursache fiir arbeitsbedingte Beschwerden und Erkrankungen zu
beobachten. Ungiinstige psychische Belastungen verursachen nicht nur psychische Beeintrdchtigungen
und Erkrankungen, sondern verstirken auch andere Erkrankungen wie zB Herz-Kreislauf-Erkrankungen,
Muskel-Skelett-Erkrankungen, Magen-, Darmerkrankungen, Schlafstorungen, Diabetes. Immer mehr
Personen miissen infolge psychischer Fehlbeanspruchung krankheitsbedingt die Frithpension antreten.
Dies verursacht viel menschliches Leid, aber auch enorme Dbetricbswirtschaftliche und
volkswirtschaftliche Kosten. Die Ursachen arbeitsbedingter psychischer Fehlbeanspruchungen sind
héufig:

- widerspriichliche Arbeitsaufgaben,

- Arbeitsverdichtung, unangemessene Zeit- und Terminvorgaben, stindige Erreichbarkeit,
- unangemessene Wiederholung immer gleicher Arbeitsvorginge,

- Informationsmangel oder -iiberflutung,

- knappe Personalbemessung,

- Verwischen der Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit,

- haufige Umstrukturierungen, Angst vor Arbeitsplatzverlust,

- fehlende Handlungsspielraume und mangelnde Beteiligungsmoglichkeiten,

- isoliertes Arbeiten ohne Moglichkeit zu sozialen Kontakten, fehlende Unterstiitzung durch
Vorgesetzte.

Es handelt sich um bloe Klarstellungen, bereits nach geltender Rechtslage sind die dort angefiihrten
Begrifflichkeiten so zu verstehen. Die Klarstellung dient der stirkeren Betonung der Wichtigkeit
psychischer Belastungen, die zu Fehlbeanspruchungen fiihren, im Dienstnehmerinnen- und
Dienstnehmerschutz, um damit den notwendigen Bewusstseinsbildungsprozess bei den Verantwortlichen
in den Betriecben zu unterstiitzen und damit den FEinsatz von Arbeitspsychologinnen und
Arbeitspsychologen in den Betrieben zu intensivieren. Gefahrdungen kénnen sowohl durch physische als
auch durch psychische (psychosoziale, psychomentale oder psychoemotionale) Belastungen und durch
deren Wechselwirkung entstehen. Physische Belastungen kénnen zu psychischen Beeintrdchtigungen
fithren oder auch umgekehrt.

Zu Z 25 (§ 88 Abs 1, 7 und 8):

Durch Ausfiihrung des § 77 LAG wird § 4 ASchG in der Fassung des Gesetzes BGBI I Nr 118/2012
nachvollzogen.

Mit dem neuen Klammerausdruck in der Uberschrift und im Abs 1 des § 88 soll der fiir die ,, Ermittlung
und Beurteilung der Gefahren und Festlegung von Malnahmen® bereits seit jeher gebrduchliche
Kurzbegriff ,,Arbeitsplatzevaluierung* auch direkt im Gesetzestext selbst verankert werden.

Im Abs 1 wird weiters ausdriicklich klargestellt, dass im Rahmen der Ermittlung und Beurteilung der
Gefahren die Grundsitze der Gefahrenverhiitung nach § 91 zu beriicksichtigen sind. Aulerdem wird eine
neue Z 6 aufgenommen. Die Ergénzung orientiert sich va am Leitfaden der Arbeitsinspektion zu
arbeitsbedingten psychischen Belastungen bzw der ONORM EN ISO 10075 ,,Ergonomische Grundlagen
beziiglich psychischer Arbeitsbelastungen (Teil 1-3) und stellt die grundlegenden Dimensionen
arbeitsbedingter psychischer Belastungen dar, die in Abhéngigkeit von individuellen Voraussetzungen
und Bewiltigungsstrategien zu Fehlbeanspruchungen fithren konnen. Bei der Arbeitsplatzevaluierung
sind diese Dimensionen sowie deren Zusammen- und Wechselwirkung und die Schnittstelle Mensch-
Technik-Organisation zu beriicksichtigen. Beispiele fiir solche Zwischenfille, die eine akute psychische
Belastungsreaktion auslosen konnen (Abs7 Z3), sind etwa die Haufung von Konflikten oder
Beschwerden, Gewaltiibergriffe, posttraumatische Belastungsstorung nach einem Arbeitsunfall, etc.

Im Abs 8 werden die zu beauftragenden Fachleute beispielhaft aufgezahlt, wobei im Hinblick auf die
Evaluierung  psychischer  Beanspruchungen insbesondere die  Arbeitspsychologinnen und
Arbeitspsychologen hervorzuheben sind.
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Zu Z.26 (§ 90 Abs 3):

Durch Ausfithrung des § 79 Abs 3 LAG wird § 6 Abs 3 ASchG in der Fassung des Gesetzes BGBI I Nr
118/2012 nachvollzogen. Im § 90 Abs 3 soll eine Formulierung beseitigt werden, die von Menschen mit
Behinderung als nachteilig empfunden werden konnte.

Zu Z.27.2 (§ 91 Abs 2):

Im §91 Abs2 wird eine neue Z5 eingefiigt und die bisherige Z7 (nun Z 8) iiberarbeitet, um
sicherzustellen, dass auch bei der Gefahrenverhiitung die grundlegenden Dimensionen arbeitsbedingter
psychischer Belastungen sowie deren Zusammen- und Wechselwirkung und die Schnittstelle Mensch-
Technik-Organisation zu beriicksichtigen sind. Damit wird § 80 Abs2 LAG ausgefiihrt, welcher § 7
ASchG in der Fassung des Gesetzes BGBI I Nr 118/2012 im land- und forstwirtschaftlichen Bereich
nachvollzieht.

Zu Z 28 (§ 94 Abs 1 und 8):

§ 94 Abs 1 fihrt § 83 Abs 1 LAG aus. Nach dem Vorbild des § 10 Abs 1 und 6 ASchG in der Fassung
des Gesetzes BGBI I Nr 118/2012 soll zur Klarstellung der Ausdruck ,,Arbeitnehmervertreter mit einer
besonderen Funktion bei der Sicherheit und beim Gesundheitsschutz* (vgl Art3 litc der Richtlinie
89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 iiber die Durchfiihrung von MaBnahmen zur Verbesserung der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit, AB1 Nr L 183 vom 29. Juni
1989) in das Gesetz iibernommen werden. Weiters wird klargestellt, dass nur Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer (und nicht etwa externe Dienste) zu Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt werden kénnen.

Daneben wird § 83 Abs 9 LAG ausgefiihrt, der die Anderung des § 10 Abs 10 ASchG durch die Novelle
BGBI I Nr 94/2014 nachvollzieht. Es erfolgt eine Klarstellung, dass die Funktionen Préventivfachkraft
(Sicherheitsfachkraft und Arbeitsmedizinerin bzw Arbeitsmediziner) und Sicherheitsvertrauensperson
vereinbar sind (§ 94 Abs 8). Bereits bisher war dies gidngige Auslegung, nun soll eine gesetzliche
Klarstellung erfolgen. Selbstverstidndlich kann diese Moglichkeit nur in Anspruch genommen werden,
wenn es sich bei den Praventivfachkréiften um Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer handelt.

Zu Z.29 (§ 99h):

Mit dieser Bestimmung wird die Neuregelung des Nichtraucherschutzes des § 30 ASchG aus der Novelle
BGBI I Nr 126/2017 umgesetzt (§ 88h LAG).

Mit dem Gesetz BGBI I Nr 101/2015 wurde eine Novelle zum Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw
Nichtraucherschutzgesetz — TNRSG, BGB1 Nr 431/1995, kundgemacht, mit der — bis auf wenige
Ausnahmen — ein Rauchverbot im 6ffentlichen Raum festgelegt wurde. Im § 30 ASchG wurde darauthin
der Schutz von nichtrauchenden Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern am Arbeitsplatz vor schadlichem
Passivrauchen an die Schutzstandards des Gesundheitsrechts im TNRSG angepasst. Im Sinn des BGBI 1
Nr 101/2015 wurde ein allgemeines Rauchverbot in Arbeitsstétten in Gebauden festgelegt. Raucherinnen-
bzw Raucherrdume diirfen eingerichtet werden. Allerdings diirfen Arbeitsraume sowie sonstige Raume,
die nach den Dienstnehmerinnen- und Dienstnehmerschutzvorschriften einzurichten sind (Aufenthalts-,
Bereitschafts-, Sanitdts- und Umkleiderdume), nicht als Raucherinnen- bzw Raucherrdume vorgesehen
werden.

Zur Einrichtung von Raucherinnen- bzw Raucherrdumen ist auf § 225 Abs 1 Z 8 hinzuweisen, wonach zu
MaBnahmen und Einrichtungen zur Verhiitung von Unfdllen und Berufskrankheiten sowie Maflnahmen
zum Schutz der Gesundheit der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer Betriebsvereinbarungen
abgeschlossen werden konnen.

Vom Rauchverbot am Arbeitsplatz sollen auch Wasserpfeifen und verwandte Erzeugnisse erfasst sein,
das sind nach § 1 Zle TNRSG jedes neuartige Tabakerzeugnis, pflanzliche Raucherzeugnis, die
elektronische Zigarette und deren Liquids.

Zu 7 30 (§ 101 Abs 1):
§ 101 Abs 1 erster Satz wird nach den Vorgaben des § 90 Abs 1 LAG angepasst.
Zu 7 31 (§ 102 Abs 2):

§ 102 Abs 2 soll entsprechend § 60 Abs 2 ASchG in der Fassung des Gesetzes BGB1 I Nr 118/2012
angepasst werden (§ 92 Abs 2 LAG). Die stindige Durchfiihrung von Arbeiten in Zwangshaltung,
insbesondere mit nicht gestiitzten oder tiber den Kopf gestreckten Armen sowie in stark gebiickter oder
kniender Stellung, muss moglichst vermieden sein. Um die Durchfithrung von Arbeiten in nicht
korpergerechter Stellung zu vermeiden, sind erforderlichenfalls entsprechende Betriebseinrichtungen und
Betriebsmittel, wie Hebe- oder Absenkvorrichtungen, zur Verfiigung zu stellen. Weiters wird klargestellt,
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dass bei der Gestaltung der Arbeitsvorginge auch sonstige psychische Belastungen, die zu
Fehlbeanspruchungen fiihren, mdglichst gering gehalten werden.

Zu Z 32 (§ 103 Abs 2 und 4):

Entsprechend § 92 Abs2 LAG wird die Stoffaufzdhlung im § 103 Abs 2 an die Erfordernisse und
Vorkommen in der Land- und Forstwirtschaft angepasst. Die Zeitabstinde und Zeitpunkte fiir
Folgeuntersuchungen werden aus Abs 2 herausgenommen und die Festlegung der Landesregierung durch
Verordnung iibertragen, da so flexiblere Anpassungen nach dem Stand der Wissenschaft moglich sind
(§ 92 Abs 7 LAG).

Ebenso wird die Z3 des Abs4 neu geschaffen, um raschere Anderungen im technischen
Dienstnehmerinnen- und Dienstnehmerschutz zu ermoglichen (§ 92 Abs 4 LAG).

Zu den Z 33 und 34 (§§ 104a Abs 5 und 7 sowie 105a Abs 8):

Die Neuerungen in den §§ 93a Abs 4 und 6 sowie 94a Abs 8 LAG sind Anpassungen an die Regelungen
des ASchG in der Fassung des Gesetzes BGB1 I Nr 126/2017. Diese Anderungen sollen in den §§ 104a
und 105a nachvollzogen werden.

Zuden Z 33.1 und 34:

Fiir Arbeitsstitten mit mehr als 50 Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern kommt nicht das Begehungs-,
sondern das Préventionszeitenmodell zur Anwendung. Nach geltendem Recht darf in die Praventionszeit
der Préaventivdienste in Bezug auf die Evaluierung nur jene Zeit eingerechnet werden, die fiir ,die
Uberpriifung und Anpassung der nach diesem Gesetz erforderlichen Ermittlungen und Beurteilungen der
Gefahren und der festgelegten MaBnahmen samt Anpassung der Sicherheits- und
Gesundheitsschutzdokumente* aufgewendet wird (Folgeevaluierungen; bisheriger § 104a Abs 5 Z 5 bzw
§ 105a Abs 8 Z 6).

Entsprechend den Erfahrungen und Bediirfnissen der Praxis sollen in Zukunft nicht nur Tétigkeiten im
Zuge der Uberpriifung und Anpassung der Evaluierung, sondern auch die erstmalige Auseinandersetzung
mit den im Betrieb fiir die Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer bestehenden Gefahren (Erstevaluierung)
in die Praventionszeit mit eingerechnet werden konnen (§ 104a Abs 5 Z 5 und § 105a Abs 8 Z 6).

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass gesetzlich im § 105f Mindest-Praventionszeiten
festgelegt sind. Insbesondere in Zusammenhang mit Neu- oder umfangreichen Umbauten ist daher zu
priifen, ob bei Einrechnung der Erstevaluierung auf Grund des Umfangs die Mindestpraventionszeit zu
erhdhen ist, um den Aufgaben der Praventivfachkréfte gerecht zu werden.

ZuZ33.2:

Das verpflichtende Begehungsintervall fiir die praventivdienstliche Betreuung soll fiir Arbeitsstitten mit 1
bis 10 Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern, in denen ausschlieflich Biiroarbeitsplitze sowie
Arbeitspldtze mit Biiroarbeitspldtzen vergleichbaren Gefahrdungen und Belastungen eingerichtet sind, —
auf Grund des geringen Gefdhrdungspotenzials — von zwei auf drei Jahre verlingert werden. Die
Formulierung erfolgte entsprechend der Regelung zur Priaventionszeit in § 105f Abs2 Z 1 (entspricht
§ 82a Abs2 Z1 ASchG). Als Beispiele fiir Arbeitspldtze mit Biiroarbeitspldtzen vergleichbaren
Gefdhrdungen konnen also in diesem Sinn (vgl RV 802 BIgNR XXI. GP, 22 f) angefiihrt werden:
Arbeiten in Warten, an Bankschaltern, an Hotelrezeptionen, Arbeiten als Ordinationsassistentinnen mit
iberwiegend organisatorischen Aufgaben, Arbeiten im strategischen Unternehmensbereich sowie
Arbeiten  vorwiegend im  Bereich der  Unternehmensberatung  (Managementaufgaben,
Verwaltungsaufgaben), Arbeiten in der Informationstechnologie. Die Gefdhrdungen und Belastungen an
Arbeitsplitzen im Einzelhandel kénnen dort mit Biiroarbeitspldtzen vergleichbar sein, wo keine oder nur
geringe manuelle Lastenhandhabung erforderlich ist und {iberwiegend administrativen Aufgaben
vergleichbare Arbeiten zu erledigen sind. GefdhrdungsméBig nicht mit Biiroarbeitspldtzen vergleichbar
sind demnach etwa: Kassenarbeitsplédtze in Selbstbedienungsldden, Arbeitspldtze an Feinkosttheken oder
Arbeitsplétze, an denen schwere Lasten hiandisch bewegt werden miissen.

Bei der zur Intervallfestlegung erforderlichen Beurteilung der Dienstgeberin oder des Dienstgebers, ob es
sich um eine Arbeitsstitte handelt, in der nur Biiroarbeitspldtze oder diesen vergleichbare Arbeitsplétze
eingerichtet sind, ist auf die Arbeitsplatzeinrichtung als solche abzustellen. AuBler Betracht bleiben hier
allfdllige zur Aufrechterhaltung des laufenden Geschiftsbetriebs iiblicherweise verbundene Tétigkeiten,
wie etwa die regelmidBige Reinigung der Riumlichkeiten. Die Beschéftigung einer einzelnen
Reinigungskraft als Dienstnehmerin oder Dienstnehmer neben Biirobeschiftigten soll nicht dazu fiihren,
dass alleine auf Grund dieses Umstands statt des 3-Jahresintervalls fiir Biiroarbeitspldtze doch ein 2-
Jahresintervall vorzusehen wére (weil zusétzlicher Reinigungsarbeitsplatz im Biirobetrieb).
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Zu Z 35 (§ 105b Abs 4):

§94b Abs4 LAG ibernimmt zur Intensivierung der Zusammenarbeit von Behdrde und
Praventivkraften auch in der Land- und Forstwirtschaft Regelungen aus der ASchG-Novelle BGBI I Nr
118/2012. Dies soll im § 105b Abs 4 nachvollzogen werden. Da die Praventivfachkrifte in den meisten
Féllen nicht stindig im Betrieb anwesend sind und daher oft von den Land- und
Forstwirtschaftsinspektorinnen oder -inspektoren nicht angetroffen werden, ist fiir beide Teile die
Anforderung und Ubermittlung von Unterlagen einfacher als eine Einsichtnahme im Betrieb.

Zu Z 36 (§ 105¢ Abs 1 und 3):

Im § 105¢ wird der Begriff ,,Missstand* durch eine zeitgeméBere Formulierung (,,Mangel) ersetzt. Dies
entspricht § 94c LAG und § 86 ASchG.

Zu 737 (§ 112 Abs 2):
Im § 112 Abs 2 wird die Verweisung aktualisiert.
Zu den Z 38 und 39 (§§ 115 Abs 1a und 117):

Da in der Vergangenheit immer wieder Dienstverhdltnisse von Dienstgeberinnen und Dienstgebern nach
einer Fehlgeburt der Dienstnehmerin geldst wurden, soll nun den Frauen, insbesondere auch um die
psychische Belastung moglichst gering zu halten, ein zeitlich begrenzter Schutz vor Kiindigung und
Entlassung zukommen. Dies erfolgte mit der Novelle BGBI I Nr 149/2015 im MSchG und wird nun nach
den Vorgaben der §§ 102 Abs 1 und 103 LAG in das Landarbeitsrecht iibertragen.

Zu 7. 40 (§ 118 Abs 2):

§ 118 Abs 2 fiihrt § 104 Abs 2 LAG aus, der § 14 Abs 2 MSchG in der Fassung des Gesetzes BGB1 I Nr
149/2015 nachvollzieht.

Die Wochengeldfalle kann nur eintreten, wenn in den letzten 32 Wochen vor Eintritt des
Beschiftigungsverbotes keine Pflichtversicherung bestand. Dies bedeutet (abgesehen von der
geringfiigigen Beschiftigung) aber zwingend, dass die Durchschnittsberechnung fiir die letzten 13
Wochen vor Eintritt des Beschéftigungsverbotes null ergibt. Durch die Neuformulierung wird
ausgeschlossen, dass ein fritherer Zeitraum, etwa vor der Geburt des ersten Kindes, herangezogen wird.

Zu Z 41 (§ 119 Abs 2 und 3):

Nach den Vorgaben des § 105 Abs 3 und 4 LAG soll einem Elternteil nunmehr die Inanspruchnahme der
Karenz auch zu einem spiteren Zeitpunkt ermdglicht werden, sofern der andere Elternteil keinen
Karenzanspruch hat (§ 119 Abs 2). Der Elternteil soll im zeitlichen Rahmen zwischen Ende der
Schutzfrist und vollendetem 2. Lebensjahr des Kindes das Recht haben, die Karenz spétestens drei
Monate vor dem geplanten Antritt bekannt zu geben und in Anspruch zu nehmen. Im Abs 4 wird der dazu
notwendige Kiindigungsschutz geregelt.

Zu 7. 42 (§ 119¢c Abs 1, 2 und 3):

Pflegeeltern sind ein wichtiges soziales Netz, um Kindern ein stabiles Umfeld zu geben, die in ihren
eigenen Familien nicht verbleiben kénnen. Entsprechend § 105¢ Abs 1, 2 und 3 LAG wird daher im
§ 119c auch fiir diese Pflegeeltern ein solcher Karenzanspruch geschaffen, jedoch soll dieser nur gelten,
wenn aus der Ubernahme der Pflege kein Entgelt bezogen wird. Ein solcher Anspruch wurde bereits mit
den Novellen BGBI I Nr 149/2015 und 162/2015 im MSchG und VKG eingefiihrt und wird nun im land-
und fortwirtschaftlichen Bereich nachvollzogen.

Zu den Z 43 und 44 (§§ 120 Abs 1 und 120a):

Die §§ 120 Abs | und 120a werden entsprechend den §§ 105f Abs 1 und 105g LAG umgestaltet. Bei der
Elternteilzeit soll die Arbeitszeitreduktion zumindest 20 vH der wochentlichen Normalarbeitszeit
betragen. Die Mindestarbeitszeit wahrend der Elternteilzeit sollte mit zw6lf Stunden pro Woche festgelegt
werden. Im § 120 wird daher neben den beiden bereits bestehenden Anspruchsvoraussetzungen die
Bandbreite als dritter Anspruchstatbestand festgelegt. Diese Bandbreite soll auch fiir die vereinbarte
Elternteilzeit gelten.

Zu den Z 45 bis 47 (§§ 120b Abs 2, 5, 6 und 10, 120c Abs 1 sowie 120d Abs 1):

Auf Grund der Einfiilhrung der Bandbreite bei der Elternteilzeit werden zahlreiche Anpassungen in
anderen Paragrafen notwendig. Dies entspricht den Anpassungen in den §§ 105h Abs 2, 5, 6 und 11, 1051
Abs 1, 105j Abs 1 sowie § 285 Abs 72 LAG, welche Anderungen der MSchG- und VKG- Novelle BGBI
I Nr 149/2015 nachvollziehen. Im § 324 Abs 14 wird fiir die Anwendung der Bandbreitenvoraussetzung
samt den dazugehdrenden Anpassungen eine Ubergangsregelung geschaffen.
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Zu den Z 48 bis 54 (§§ 124 Abs 5, 127 Abs 1, 2, 4 und 5, 129 Abs 1, 129a, 129b Abs 2, 5, 6 und 10,
129c¢ Abs 1 sowie 129d Abs 1):

Diese neuen Regelungen dienen der Ausfithrung der §§ 26a Abs 5, 26d Abs 1, 2, 4 und 5, 26j Abs 1, 26k,
261 Abs2, 5 und 6, 26m Abs 1 sowie 26n Abs 1 LAG, womit eine Angleichung der land- und
forstwirtschaftlichen Dienstverhiltnisse an die VKG-Novellen BGBI I Nr 149/2015 und 162/2015
vorgenommen werden soll. Diese Novellen betreffen die Schaffung eines Anspruchs auf Karenz fiir
Pflegeviter, die Schaffung des sogenannten 2. Meldezeitpunktes, wenn die Kindesmutter keinen
Karenzanspruch hat, sowie die Einfilhrung einer Bandbreite bei der Elternteilzeit. In § 324 Abs 14 werden
fiir die neuen Regelungen zu Elternteilzeit und Pflegeeltern Ubergangsfristen geschaffen.

Zu Z 55 (§ 131 Abs 2a, 2b, 5,7, 9 und 10):

Im Bereich des Jugendarbeitsschutzes sieht § 109 Abs 2a, 2b, 5, 7, 9 und 10 LAG nachstehende
Anderungen vor, welche im § 131 Beriicksichtigung finden sollen:

- Die Durchrechnung der Normalarbeitszeit wird aus § 11 Abs 2a und 3 KJBG iibernommen (Abs 2a
und 2b).

- Die tégliche Ruhezeit bei Viehpflege und Melkung kann nur mehr auf elf Stunden verkiirzt werden
(Abs 5).

- Der Kollektivvertrag kann die Arbeit von Jugendlichen iiber 16 Jahren bei tétigkeitsspezifischer
Notwendigkeit bis 22 Uhr zulassen (Abs 7). Dies betrifft zB Buschenschanken.

- Entsprechend der Jugendarbeitsschutzrichtlinie (Art 10 Abs 2 der Richtlinie 94/33/EG des Rates
vom 22. Juni 1994 {iber den Jugendarbeitsschutz, ABl Nr L 216 vom 20. August 1994) wird eine
wochentliche Ruhezeit von zwei zusammenhéngenden Tagen eingefiihrt (Abs 9). Die Beschiftigung
am Samstag ist bis 13 Uhr zuldssig. In diesem Fall muss der nachste Montag arbeitsfrei bleiben. Um
in diesem Fall dennoch eine Wochenarbeitszeit von 40 Stunden zu erreichen, wird von Dienstag bis
Freitag eine Tagesarbeitszeit von neun Stunden ermoglicht.

- Aktualisierung der Verweisung (Abs 10).
Zu Z.56 (§ 150 Abs 2):

Die Bestimmung des § 150 Abs 2 iiber den Lehrvertrag wird an § 127 Abs 2 LAG angepasst, der mit dem
Gesetz BGB1 1 Nr 59/2018 eine Anderung erfahren hat.

Zu Z.57 (§ 152 Abs 4):

Der Nationalrat hat mit Initiativantrag vom 20. September 2017 (IA 2304/A XXV. GP) fiir die Lehrlinge,
die auf der Grundlage des Berufsausbildungsgesetzes — BAG, BGBI Nr 142/1969, ausgebildet werden,
eine Forderung der Unterkunftskosten (inkl Verpflegung) in den Lehrlingsheimen beschlossen.

Fiir den Bereich der in den Berufen der Land- und Forstwirtschaft auszubildenden Lehrlinge konnte diese
Mafinahme aus Kompetenzgriinden bislang nicht angewendet werden, da die Land- und
forstwirtschaftliche Berufsausbildung eine ,,Annexmaterie” zum Landarbeitsrecht (Art 12 Abs 1 Z 6 B-
VQ) darstellt und die im gewerblichen BAG relevanten Bestimmungen iiber die Verpflichtungen des
Lehrberechtigten (§ 9 BAG) fiir die duale Ausbildung im Bereich der Land- und Forstwirtschaft in § 130
LAG verankert sind. Um eine rechtlich gleichférmige Losung zu erreichen, war es erforderlich, die
einschldgigen Bestimmungen des § 130 Abs 4 LAG anzupassen. Dieses ist ein Grundsatzgesetz und
bedarf der Ausfiihrung durch die Lander. Inhaltlich darf auf die Begriindung des Initiativantrages
verwiesen werden.

Zu 758 (§ 266 Abs 1, 4a, 4b und 4c):

Anderungen im § 266 sind zur Ausfiihrung des § 236a Abs 1, 4a, 4b und 4c LAG erforderlich. Fiir
bestimmte Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer soll nur die Dauer der Tagesarbeitszeit aufgezeichnet
werden miissen (Abs 4a). Z 1 und 2 entsprechen weitgehend § 26 Abs 3 AZG. Bei der Teleheimarbeit
wird jedoch nicht auf das Uberwiegen der Titigkeit zu Hause abgestellt, sondern auf den jeweiligen Tag.

Nach Abs 4b miissen fiir Angestellte, die mit der maBgeblichen Fithrung des gesamten
landwirtschaftlichen oder forstwirtschaftlichen Betriebs betraut sind, keine Arbeitszeitaufzeichnungen
gefithrt werden.

Fiir Angestellte mit sonstiger Entscheidungsbefugnis (die Definition entspricht § 1 Abs 2 Z 8 AZG) sind
zwar grundsétzlich Arbeitszeitaufzeichnungen zu fithren. Durch Definition des umfassten
Personenkreises im Kollektivvertrag werden diese Personen jedoch von den Arbeitszeitaufzeichnungen
ausgenommen (Abs 4c¢).
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Zu 7.59 (§ 313 Abs 1):

In dieser Bestimmung erfolgt eine Aktualisierung der Verweisung.

Zu 760 (§ 314 Abs 1):

Die Bestimmung iiber die Verweisungen auf Bundesrecht wird aktualisiert.

Zu 7 61 (§ 315):

Der Katalog der mit diesem Gesetz umgesetzten Richtlinien wird auf den neuesten Stand gebracht.
Zu Z 62 (§ 324 Abs 12, 13 und 14):

Die Ubergangsbestimmungen entsprechen § 285 Abs 72 LAG.

Die Landesregierung stellt sohin den

Antrag,
der Salzburger Landtag wolle beschlie3en:
1. Das vorstehende Gesetz wird zum Beschluss erhoben.

2. Die Gesetzesvorlage wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur Beratung,
Berichterstattung und Antragstellung zugewiesen.
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Textgegeniiberstellung

Geltende Fassung

Ausnahmen; familieneigene Dienstnehmer und eingetragene Partner

83
(1) bis (3) ...
Teilzeitarbeit
8§11
(1) bis (4a) ...
(4b) Kein Zuschlag geméR Abs 4a gebuhrt, wenn
1. ..

2. bei gleitender Arbeitszeit die vereinbarte Arbeitszeit innerhalb der
Gleitzeitperiode im Durchschnitt nicht tberschritten wird. § 72 Abs 6 ist

Vorgeschlagene Fassung

Ausnahmen; familieneigene Dienstnehmer und eingetragene Partner
83
(1) bis (3) ...

(4) Die 8§ 124 bis 130 gelten sinngeméR auch fir das Dienstverhltnis einer
Frau, die gemal § 144 Abs 2 und 3 ABGB Elternteil ist.

Entgelt bei Pauschalvereinbarungen
8§ 7a

Enthélt der Dienstvertrag oder der Dienstschein das Entgelt als Gesamt-
summe, die Grundlohn und andere Entgeltbestandteile einschlief’t, ohne den
Grundlohn im Sinn des § 7 Abs 2 Z 9 betragsmaRig anzufiihren, hat dieser
Dienstnehmer zwingend Anspruch auf den Grundlohn einschlieBlich der bran-
chen- und ortsiiblichen Uberzahlungen, der am Arbeitsort vergleichbaren
Dienstnehmern von vergleichbaren Dienstgebern gebihrt (Ist-Grundlohn). Der
Ist-Grundlohn ist der Berechnung der abzugeltenden Entgeltbestandteile zugrun-
de zu legen, soweit der Kollektivvertrag in Bezug auf die Berechnung von Ent-
geltbestandteilen nicht Abweichendes vorsieht, das zwingenden gesetzlichen
Bestimmungen nicht entgegenstehen darf.

Teilzeitarbeit

8§11
(1) bis (4a) ...
(4b) Kein Zuschlag geméR Abs 4a gebiihrt, wenn
1. ..

2. bei gleitender Arbeitszeit die vereinbarte Arbeitszeit innerhalb der
Gleitzeitperiode im Durchschnitt nicht Gberschritten wird. § 72 Abs 2 ist



sinngemaR anzuwenden.
(4c) bis (4f) ...

(5) Bei Leistung von Mehrarbeit Uber das vereinbarte AusmaR findet Abs 4
Z 3 inden Fallen des § 72 Abs 5 keine Anwendung.

(6) bis (9) ...
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sinngeman anzuwenden.
(4c) bis (4f) ...

(5) Bei Leistung von Mehrarbeit Uber das vereinbarte AusmaR findet Abs 4
Z 3inden Féallen des § 72 Abs 3 letzter Satz keine Anwendung.

(6) bis (9) ...

(10) Der Dienstgeber hat teilzeitbeschaftigte Dienstnehmer bei Ausschrei-
bung von im Betrieb frei werdenden Arbeitsplatzen, die zu einem hdheren Ar-
beitszeitausmaR flhren kdnnen, zu informieren. Die Information kann auch
durch allgemeine Bekanntgabe an einer geeigneten, fur die Teilzeitbeschéftigten
leicht zugédnglichen Stelle im Betrieb, durch geeignete elektronische Datenverar-
beitung oder durch geeignete Telekommunikationsmittel erfolgen.

Wiedereingliederungsteilzeit
§1la

(1) Ein Dienstnehmer kann nach einer mindestens sechswdchigen ununter-
brochenen Arbeitsunfahigkeit infolge Krankheit oder Ungliicksfall (Anlassfall)
mit dem Dienstgeber schriftlich eine Herabsetzung der wdchentlichen Normal-
arbeitszeit um mindestens ein Viertel und hdchstens die Hélfte (Wiedereinglie-
derungsteilzeit) fur die Dauer von mindestens einem Monat bis zu sechs Mona-
ten vereinbaren, sofern das Dienstverhaltnis ununterbrochen drei Monate gedau-
ert hat. Die Wiedereingliederungsteilzeit muss spétestens einen Monat nach dem
Ende der Arbeitsunfahigkeit im Sinn des ersten Satzes angetreten werden. So-
fern weiterhin die arbeitsmedizinische ZweckmaRigkeit der Wiedereingliede-
rungsteilzeit gegeben ist, kann einmalig eine Verlangerung der Wiedereingliede-
rungsteilzeit fur die Dauer von mindestens einem Monat bis zu drei Monaten
schriftlich vereinbart werden. Wéhrend der Wiedereingliederungsteilzeit darf die
vereinbarte wochentliche Normalarbeitszeit zwdlf Stunden nicht unterschreiten
und das dem Dienstnehmer im Kalendermonat gebihrende Entgelt muss Gber
dem im 8§85 Abs2 ASVG genannten Betrag liegen. Fir den Abschluss einer
Vereinbarung nach dem ersten Satz missen folgende Voraussetzungen vorlie-
gen:

1. eine Bestatigung uber die Arbeitsfahigkeit des Dienstnehmers flr die
Zeit ab Beginn der Wiedereingliederungsteilzeit;

2. Beratung des Dienstnehmers und des Dienstgebers Uber die Gestaltung
der Wiedereingliederungsteilzeit im Rahmen des Case Managements
nach dem Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz (AGG). Die Beratung erstreckt
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sich auch auf den zwischen Dienstnehmer und Dienstgeber zu vereinba-
renden Wiedereingliederungsplan (8 1 Abs 2 AGG). Die Beratung kann
entfallen, wenn Dienstnehmer, Dienstgeber und der Arbeitsmediziner
oder das arbeitsmedizinische Zentrum nachweislich der Wiedereinglie-
derungsvereinbarung und dem Wiedereingliederungsplan zustimmen.

Der Wiedereingliederungsplan muss bei der Gestaltung der Wiedereingliede-
rungsteilzeit berticksichtigt werden. Der Erstellung des Wiedereingliederungs-
plans soll der mit der arbeitsmedizinischen Betreuung nach § 105 Abs 1 betraute
Arbeitsmediziner oder das arbeitsmedizinische Zentrum beigezogen werden. Die
Wiedereingliederungsteilzeit wird friihestens mit dem auf die Zustellung der
Mitteilung Uber die Bewilligung des Wiedereingliederungsgeldes nach § 143d
ASVG folgenden Tag wirksam. Der Dienstnehmer kann eine vorzeitige Ruck-
kehr zur urspriinglichen Normalarbeitszeit schriftlich verlangen, wenn die ar-
beitsmedizinische ZweckmaRigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit nicht mehr
gegeben ist. Die Rickkehr darf frihestens drei Wochen nach der schriftlichen
Bekanntgabe des Beendigungswunsches der Wiedereingliederungsteilzeit an den
Dienstgeber erfolgen.

(2) Die Vereinbarung nach Abs 1 hat Beginn, Dauer, Ausmal} und Lage der
Teilzeitbeschaftigung zu enthalten, wobei die betrieblichen Interessen und die
Interessen des Dienstnehmers zu bertcksichtigen sind. In Betrieben, in denen ein
fur den Dienstnehmer zustadndiger Betriebsrat eingerichtet ist, ist dieser den
Verhandlungen beizuziehen. In der Vereinbarung nach Abs 1 kann die wochent-
liche Normalarbeitszeit fir bestimmte Monate auch abweichend von der im
Abs 1 geregelten Bandbreite der Arbeitszeitreduktion festgelegt werden. Bei der
Festlegung dieser abweichenden Verteilung der Arbeitszeit darf das Stunden-
ausmalf’ 30 vH der urspriinglichen wdchentlichen Normalarbeitszeit nicht unter-
schreiten. Eine ungleichmaRige Verteilung der vereinbarten Arbeitszeit inner-
halb des Kalendermonats ist nur dann zuldssig, wenn das vereinbarte Arbeits-
zeitausmaf im Durchschnitt eingehalten und das vereinbarte Arbeitszeitausmal
in den einzelnen Wochen jeweils nicht um mehr als zehn vH unter- oder Uber-
schritten wird. Die Vereinbarung der Wiedereingliederungsteilzeit darf — abge-
sehen von der befristeten Anderung der Arbeitszeit — keine Auswirkungen auf
die seitens des Dienstnehmers im Rahmen des Dienstvertrages geschuldeten
Leistungen haben.

(3) Waéhrend einer Wiedereingliederungsteilzeit darf der Dienstgeber weder
eine Arbeitsleistung Uber das vereinbarte Arbeitszeitausmal (Mehrarbeit) noch
eine Anderung der vereinbarten Lage der Arbeitszeit anordnen.
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(4) Nach Antritt der Wiedereingliederungsteilzeit darf im Einvernehmen
zwischen Dienstnehmer und Dienstgeber hichstens zweimal eine Anderung der
Teilzeitbeschaftigung (Verlangerung, Anderung des Stundenausmalies) erfolgen.

(5) Entfallt der Anspruch auf Auszahlung des Wiedereingliederungsgeldes,
endet die Wiedereingliederungsteilzeit mit dem der Entziehung des Wiederein-
gliederungsgeldes folgenden Tag.

(6) Wéhrend der Wiedereingliederungsteilzeit hat der Dienstnehmer gegen-
tber dem Dienstgeber Anspruch auf das entsprechend der Arbeitszeitreduktion
aliquot zustehende Entgelt. Die Hohe des aliquot zustehenden Entgelts ist nach
8§ 27 zu berechnen. Wird eine Vereinbarung im Sinn des Abs 2 dritter Satz ge-
troffen, ist das Entgelt gleichmalRig entsprechend dem, bezogen auf die Gesamt-
dauer der Wiedereingliederungsteilzeit, durchschnittlich vereinbarten Arbeits-
zeitausmal zu leisten. Eine Rickforderung dieses Entgelts auf Grund einer vor-
zeitigen Beendigung der Wiedereingliederungsteilzeit ist nicht zuldssig.

(7) Wird das Dienstverhaltnis wahrend der Wiedereingliederungsteilzeit be-
endet, so ist bei der Berechnung des Ersatzanspruchs im Sinn des § 46 das unge-
schmélerte Entgelt zugrunde zu legen, das zum Beendigungszeitpunkt ohne eine
Vereinbarung im Sinn des Abs 1 zugestanden ware.

(8) Die §8 50a Abs 3 und 4, 50e sowie 50s Abs 4 sind sinngemal anzuwen-
den. Im Ubrigen darf fir die Dauer einer Altersteilzeit gemaR § 27 des Arbeits-
losenversicherungsgesetzes (AIVG) sowie flr die Dauer einer Teilpension ge-
malk 8 27a AIVG (erweiterte Altersteilzeit) eine Wiedereingliederungsteilzeit
nach Abs 1 nicht vereinbart werden.

Lage der Normalarbeitszeit
§11b

(1) Die Lage der Normalarbeitszeit und ihre Anderung ist zu vereinbaren,
soweit sie nicht durch Normen der kollektiven Rechtsgestaltung festgesetzt wird.

(2) Abweichend von Abs1 kann die Lage der Normalarbeitszeit vom
Dienstgeber geandert werden, wenn

1. dies aus objektiven, in der Art der Arbeitsleistung gelegenen Griinden
sachlich gerechtfertigt ist,

2. dem Dienstnehmer die Lage der Normalarbeitszeit fir die jeweilige
Woche mindestens zwei Wochen im Vorhinein mitgeteilt wird,

3. beriicksichtigungswirdige Interessen des Dienstnehmers dieser Eintei-
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lung nicht entgegenstehen und
4. keine Vereinbarung entgegensteht.
(3) Von Abs 2 Z 2 kann abgewichen werden, wenn dies in unvorhersehba-
ren Fallen zur Verhinderung eines unverhéltnismaRigen wirtschaftlichen Nach-
teils erforderlich ist und andere MaBnahmen nicht zumutbar sind. Durch Normen

der kollektiven Rechtsgestaltung kénnen wegen tétigkeitsspezifischer Erforder-
nisse von Abs 2 Z 2 abweichende Regelungen getroffen werden.

Abgeltung von Zeitguthaben
§11c
(1) Besteht im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhaltnisses ein Gut-
haben des Dienstnehmers an Normalarbeitszeit oder Uberstunden, fir die Zeit-
ausgleich gebihrt, ist das Guthaben abzugelten, soweit der Kollektivvertrag
nicht die Verldngerung der Kiindigungsfrist im Ausmal des zum Zeitpunkt der
Beendigung des Dienstverhdltnisses bestehenden Zeitguthabens vorsieht und der
Zeitausgleich in diesem Zeitraum verbraucht wird. Der Beendigung eines

Dienstverhéltnisses ist die Beendigung einer Arbeitskrafteiberlassung gleichzu-
halten.

(2) Fur Guthaben an Normalarbeitszeit gebiihrt ein Zuschlag von 50 %, fiir
Teilzeitbeschéftigte von 25 %. Dies gilt nicht, wenn der Dienstnehmer ohne
wichtigen Grund vorzeitig austritt. Der Kollektivvertrag kann Abweichendes
regeln.

Abbau von Zeitguthaben Abbau von Zeitguthaben
§1la §11d

Unabdingbarkeit
8 1le

Die dem Dienstnehmer nach den 88 11 und 11b bis 11d zustehenden Rechte
koénnen durch Dienstvertrag weder aufgehoben noch beschrankt werden.

Dienstantritt Dienstantritt
§12 8§12
(1) bis (3) ... (1) bis (3) ...

(4) Der Dienstgeber hat dem Dienstnehmer eine Kopie der Anmeldung zur
Sozialversicherung geméRi § 33 ASVG unverziiglich auszuhéndigen.



Allgemeine Vorschriften
8§15
(1) bis (4) ...
(5) Dem Dienstnehmer ist eine Abrechnung, aus der die Berechnung der

Hohe des Entgelts zu ersehen ist, mindestens einmal monatlich sowie dann aus-
zufolgen, wenn sich dessen Hohe @ndert.

(6) ...

Sonderzahlungen
§21

(1) und (2) ...

(3) Dienstnehmern, deren Arbeitszeit bei demselben Dienstgeber wegen In-
anspruchnahme der Gleitpension auf ein im § 253c Abs 2 ASVG genanntes
Ausmal’ vermindert wird, geblhren im Kalenderjahr der Umstellung sonstige,
inshesondere einmalige Bezlige im Sinne des § 67 Abs 1 EStG 1988, in dem der
Vollzeitbeschéftigung und der Beschéftigung mit verminderter Arbeitszeit ent-
sprechenden AusmaR im Kalenderjahr.

Anspruch auf Entgeltfortzahlung
§26

(1) und (2) ...

(3) Fur die Bemessung der Dauer des Anspruchs gemaR Abs. 1 sind Ar-
beitszeiten bei demselben Dienstgeber, die keine langeren Unterbrechungen als
jeweils 60 Tage aufweisen, zusammenzurechnen. Diese Zusammenrechnung
unterbleibt jedoch, wenn die Unterbrechung durch eine Kiindigung des Dienst-

verhaltnisses seitens des Dienstnehmers oder einem Austritt ohne wichtigen
Grund oder eine vom Dienstnehmer verschuldete Entlassung eingetreten ist.

(4) bis (7) ...
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Allgemeine Vorschriften
§15
(1) bis (4) ...

(5) Dem Dienstnehmer ist bei Falligkeit des Entgelts eine schriftliche, Giber-
sichtliche, nachvollziehbare und vollstandige Abrechnung von Entgelt und Auf-
wandsentschadigungen zu tbermitteln. Die Abrechnung kann dem Dienstnehmer
auch auf elektronischem Weg zur Verfiigung gestellt werden.

(6) ...
Sonderzahlungen
§21
() und (2) ...
(3) Der Kollektivvertrag kann abweichend von Abs 2 erster Satz fiir
Dienstnehmer, die in einem Kalenderjahr hochstens drei Monate zum Zweck

von Erntearbeiten beschaftigt werden, eine pauschalierte Sonderzahlung vorse-
hen.

Anspruch auf Entgeltfortzahlung
§26
() und (2) ...

(3) Fur die Bemessung der Dauer des Anspruchs gemaR Abs 1 und 5 sind
Arbeitszeiten bei demselben Dienstgeber, die keine langeren Unterbrechungen
als jeweils 60 Tage aufweisen, zusammenzurechnen. Diese Zusammenrechnung
unterbleibt jedoch, wenn die Unterbrechung durch eine Kindigung des Dienst-
verhéltnisses seitens des Dienstnehmers oder einem Austritt ohne wichtigen
Grund oder eine vom Dienstnehmer verschuldete Entlassung eingetreten ist.

(4) bis (7) ...
Dienstrechtliche Anspriche bei Invaliditat
§ 3la

(1) Bei einer vom Versicherungstrager gemall § 367 Abs 4 ASVG festge-
stellten Invaliditat eines Dienstnehmers ruhen fiir die Dauer des Bezuges von
Rehabilitationsgeld nach § 143a ASVG oder Umschulungsgeld nach § 39b



Abfertigung
§37

(1) War der Dienstnehmer durch eine bestimmte Zeit ununterbrochen bei
demselben Dienstgeber oder in demselben Betrieb beschaftigt, so geblhrt ihm
bei Auflésung des Dienstverhaltnisses oder dann, wenn dieses unter Inanspruch-
nahme einer Gleitpension aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung bei dem-
selben Dienstgeber mit einem im § 253c Abs 2 ASVG genannten verminderten
Arbeitszeitausmal fortgesetzt wird, eine Abfertigung. Das Mindestausmaf3 der
Abfertigung betrdgt nach drei vollendeten Dienstjahren 12 vH des Jahresentgelts
und erhéht sich bis zum vollendeten 25. Dienstjahr fir jedes weitere vollendete
Dienstjahr um 4 vH. Vom vollendeten 40. Dienstjahr an erhéht sich die Abferti-
gung fur jedes weitere vollendete Dienstjahr um 3 vH des Jahresentgelts.

(2) Das Jahresentgelt umfalit den Barlohn und die Naturalbeziige (8 8 Abs
2). Im Fall einer Ablgsung der Naturalbezige in Geld gelten fur deren Bewer-
tung die flr die Zwecke der Sozialversicherung festgesetzten Bewertungssatze.

(3) Der Anspruch auf Abfertigung besteht nicht, wenn der Dienstnehmer
ohne wichtigen Grund vorzeitig austritt, wenn ihn ein Verschulden an der vor-
zeitigen Entlassung trifft oder wenn er selbst kiindigt.

(4) Der Anspruch auf Abfertigung bleibt aber erhalten, wenn

a) Dienstnehmer
aa) ab Erreichung der fir die (vorzeitige) Alterspension erforderli-
chen Altersgrenze,
bb) wegen Inanspruchnahme einer Pension aus einem Versicherungs-
fall der geminderten Arbeitsfahigkeit aus einer gesetzlichen Pen-
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AIVG die wechselseitigen sich aus dem Dienstverhéltnis ergebenden Hauptleis-
tungspflichten des Dienstnehmers und des Dienstgebers sowie die Verpflichtung
des Dienstgebers zur Fortzahlung des Entgelts, es sei denn, der Dienstnehmer
wird im Sinn des § 23 Abs 2 des Landarbeitsgesetzes 1984 fir arbeitsfahig er-
klart.

(2) § 119e Abs 5 bzw § 128b Abs 5 jeweils mit Ausnahme des vorletzten
Satzes und § 119e Abs 6 bzw § 128b Abs 6 gelten fir die Dauer des Bezuges
von Rehabilitationsgeld nach § 143a ASVG oder Umschulungsgeld nach § 39b
AIVG sinngemaB, es sei denn, der Dienstnehmer wird im Sinn des § 23 Abs 2
des Landarbeitsgesetzes 1984 fur arbeitsfahig erklart.

Abfertigung
§37

(1) War der Dienstnehmer durch eine bestimmte Zeit ununterbrochen bei
demselben Dienstgeber oder in demselben Betrieb beschaftigt, so gebihrt ihm
bei Auflésung des Dienstverhéltnisses eine Abfertigung. Das Mindestausmaf
der Abfertigung betragt nach drei vollendeten Dienstjahren 12 vH des Jahresent-
gelts und erhdht sich bis zum vollendeten 25. Dienstjahr fiir jedes weitere voll-
endete Dienstjahr um 4 vH. Vom vollendeten 40. Dienstjahr an erhéht sich die
Abfertigung fur jedes weitere vollendete Dienstjahr um 3 vH des Jahresentgelts.

(2) Das Jahresentgelt umfasst den Barlohn und die Naturalbeziige (88
Abs 2). Im Fall einer Abldsung der Naturalbeziige in Geld gelten fur deren Be-
wertung die fur die Zwecke der Sozialversicherung festgesetzten Bewertungssat-
ze.

(3) Der Anspruch auf Abfertigung besteht nicht, wenn der Dienstnehmer
ohne wichtigen Grund vorzeitig austritt, wenn ihn ein Verschulden an der vor-
zeitigen Entlassung trifft oder wenn er selbst kiindigt.

(4) Der Anspruch auf Abfertigung bleibt aber erhalten, wenn

a) Dienstnehmer
aa) ab Erreichung der fir die (vorzeitige) Alterspension erforderli-
chen Altersgrenze,
bb) wegen Inanspruchnahme einer Pension aus einem Versicherungs-
fall der geminderten Arbeitsfahigkeit aus einer gesetzlichen Pen-



sionsversicherung,

cc) einer vorzeitigen Alterspension wegen geminderter Arbeitsfahig-
keit aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung,

dd) wegen Inanspruchnahme einer Alterspension aus der gesetzli-
chen Pensionsversicherung nach § 4 Abs 2 des Allgemeinen Pen-
sionsgesetzes (APG),

ee) wegen Inanspruchnahme einer Alterspension nach § 4 Abs 3
APG oder

b) weibliche Dienstnehmer spatestens drei Monate nach der Geburt
eines Kindes, nach Annahme eines Kindes, welches das zweite Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, an Kindes statt oder nach der zum
Zweck der Adoption erfolgten Ubernahme eines solchen Kindes in
unentgeltliche Pflege, bei Inanspruchnahme einer Karenz geméaR §
119 Abs 1 oder § 119c Abs 1 spéatestens sechs Wochen nach deren
Beendigung oder wahrend der Inanspruchnahme einer Teilzeitbe-
schéaftigung geman den §§ 120, 120a oder 120g

das Dienstverhéltnis auflésen.

(5) Der Anspruch auf Abfertigung bleibt weiters erhalten, wenn der Dienst-
nehmer wegen Inanspruchnahme einer Gleitpension aus einer gesetzlichen Pen-
sionsversicherung das Dienstverhéltnis auflost oder mit einem im § 253c Abs 2
ASVG genannten verminderten ArbeitszeitausmaR fortsetzt.

(6) Die Inanspruchnahme der Gleitpension ist hinsichtlich der Abferti-
gungsanspriiche, die auf Normen der kollektiven Rechtsgestaltung beruhen, der
Inanspruchnahme einer vorzeitigen Alterspension bei langer Versicherungsdauer
gleichzuhalten. Wenn der Dienstnehmer bei Inanspruchnahme einer Gleitpensi-
on im Zeitpunkt der Herabsetzung der Arbeitszeit auf ein im § 253c Abs. 2
ASVG genanntes Ausmal} eine Abfertigung erhalten hat, sind die bis zu diesem
Zeitpunkt zuriickgelegten Dienstzeiten flr einen weiteren Abfertigungsanspruch
nicht zu berlcksichtigen.
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sionsversicherung,

cc) wegen Inanspruchnahme einer Alterspension aus der gesetzli-
chen Pensionsversicherung nach § 4 Abs 2 des Allgemeinen Pen-
sionsgesetzes (APG),

dd) wegen Inanspruchnahme einer Alterspension nach § 4 Abs 3
APG,

ee) wegen Feststellung einer voraussichtlich mindestens sechs Mo-
nate andauernden Berufsunfahigkeit oder Invaliditdt durch den
Versicherungstrager geméaR § 367 Abs 4 ASVG,

ff) im Fall der Arbeitsverhinderung geméaR § 26 nach Ende des An-
spruchs auf Entgeltfortzahlung und nach Beendigung des Kran-
kengeldanspruches geméR § 138 ASVG waéhrend eines anhéngi-
gen Leistungsstreitverfahrens geméaR § 354 ASVG Uber Berufs-
unfahigkeit (§ 273 ASVG) oder Invaliditat (§ 255 ASVG) oder

b) weibliche Dienstnehmer spatestens drei Monate nach der Geburt
eines Kindes, nach Annahme eines Kindes, welches das 2. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat, an Kindes statt oder nach Ubernahme
eines solchen Kindes in unentgeltliche Pflege, bei Inanspruchnahme
einer Karenz gemald § 119 Abs 1 oder § 119c Abs 1 spétestens sechs
Wochen nach deren Beendigung oder wéhrend der Inanspruchnahme
einer Teilzeitbeschaftigung gemal den 8§ 120, 120a oder 120g

das Dienstverhéltnis auflosen.

(5) Abs 4 lit b gilt auch fur ménnliche Dienstnehmer (Véter, Adoptiv- oder
Pflegevéter), wenn sie Karenz oder Teilzeitbeschéftigung (88 129, 129a oder
129g) in Anspruch nehmen. Ein Abfertigungsanspruch gebiihrt jedoch dann
nicht, wenn der ménnliche Dienstnehmer sein Dienstverhéltnis auflgst, nachdem
der gemeinsame Haushalt mit dem Kind aufgehoben worden ist (§ 128b Abs 8).

(6) Wird das Dienstverhaltnis durch den Tod des Dienstnehmers aufgeldst,
gebihrt dessen gesetzlichen Erben, zu deren Unterhalt der Dienstnehmer im
Zeitpunkt seines Todes gesetzlich verpflichtet war, eine Abfertigung nach MaR-
gabe der Abs 1 und 2.



(7) Wird das Dienstverhaltnis durch den Tod des Dienstnehmers aufgeldst,
gebihrt dessen gesetzlichen Erben, zu deren Unterhalt der Dienstnehmer im
Zeitpunkt seines Todes gesetzlich verpflichtet war, eine Abfertigung nach MaR-
gabe der Abs 1 und 2.

(8) Abs 4 lit b gilt auch fiir mannliche Dienstnehmer (Véter, Adoptiv- oder
Pflegevéter), wenn sie Karenz oder Teilzeitbeschéftigung (88 129, 129a oder
129g) in Anspruch nehmen. Ein Abfertigungsanspruch gebiihrt jedoch dann
nicht, wenn der mannliche Dienstnehmer sein Dienstverhéltnis aufldst, nachdem
der gemeinsame Haushalt mit dem Kind aufgehoben worden ist (§ 128b Abs 8).

(9) Fur die Berechnung der Abfertigung bei Teilzeitbeschéftigung und ge-
ringfugiger Beschéftigung gilt folgendes:
1. Fur die Berechnung der Hohe der Abfertigung geméaR Abs 4 lit b und
Abs 8 bleiben Zeiten geringfligiger Beschaftigung gemal § 119e Abs 2
und § 128b Abs 2 aufer Betracht.

2. Bei Kindigung durch den Dienstgeber, unverschuldeter Entlassung,
begriindetem vorzeitigen Austritt oder einvernehmlicher Auflésung ist
fur die Ermittlung des Entgelts die volle Arbeitszeit zugrunde zu legen.

3. Bei Kuindigung durch den Dienstnehmer wahrend einer Teilzeitbeschaf-
tigung nach den 8§ 120, 120a, 120g, 129, 129a oder 129g ist fur die Be-
rechnung des fur die Hohe der Abfertigung malgeblichen Jahresentgelts
von der in den letzten fiinf Jahren geleisteten Arbeitszeit unter AuBer-
achtlassung der Zeiten einer Karenz auszugehen.

(10) Die Abfertigung wird, soweit sie den Betrag von 30 vH des Jahresent-
gelts nicht Ubersteigt, mit der Auflésung des Dienstverhéltnisses oder bei Fort-
setzung des Dienstverhaltnisses bei demselben Dienstgeber unter Inanspruch-
nahme einer Gleitpension mit dem Zeitpunkt der Herabsetzung der Arbeitszeit
auf ein im § 253c Abs 2 ASVG genanntes Ausmal fallig. Der darlber hinausge-

9 von 40

(7) Fur die Berechnung der Abfertigung bei Teilzeitbeschéftigung und ge-
ringfugiger Beschaftigung gilt folgendes:
1. Fur die Berechnung der Hohe der Abfertigung gemaR Abs 4 lit b und
Abs 5 bleiben Zeiten geringfligiger Beschaftigung gemaR § 119e Abs 2
und 8§ 128b Abs 2 aulRer Betracht.
2. Bei Kindigung durch den Dienstgeber, unverschuldeter Entlassung,
begrindetem vorzeitigen Austritt oder einvernehmlicher Auflésung ist
fiir die Ermittlung des Entgelts die volle Arbeitszeit zugrunde zu legen.

3. Bei Kuindigung durch den Dienstnehmer wahrend einer Teilzeitbeschaf-
tigung nach den 8§ 120, 120a, 120g, 129, 129a oder 129g ist fur die Be-
rechnung des fiir die Héhe der Abfertigung maf3geblichen Jahresentgelts
von der in den letzten funf Jahren geleisteten Arbeitszeit unter AuRer-
achtlassung der Zeiten einer Karenz auszugehen.

(8) Die Abfertigung wird, soweit sie den Betrag von 30 vH des Jahresent-
gelts nicht ubersteigt, mit der Auflésung des Dienstverhdltnisses fallig. Der dar-
Uber hinausgehende Restbetrag ist, beginnend mit dem drittfolgenden Monat, in
funf gleichen Teilbetrdgen am Ersten jedes Monats abzustatten.



hende Restbetrag ist, beginnend mit dem drittfolgenden Monat, in fiinf gleichen
Teilbetrdgen am Ersten jedes Monats abzustatten.

Freizeit wahrend der Kiindigungsfrist
843
(1) und (2) ...

(3) Abs. 2 gilt nicht bei Kiindigung wegen Inanspruchnahme einer Gleit-
pension gemal § 253c ASVG.

(4) Durch Kollektivvertrag koénnen abweichende Regelungen getroffen
werden.

Herabsetzung der Normalarbeitszeit
§50d

(1) Dem Dienstnehmer, der die sozialversicherungsrechtlichen Vorausset-
zungen fir die Inanspruchnahme einer Gleitpension nach § 253¢c ASVG erfiillt,
ist in Betrieben mit mehr als zehn Beschaftigten auf sein Verlangen unter Riick-
sichtnahme auf die Interessen des Dienstnehmers und auf die Erfordernisse des
Betriebes die Herabsetzung der Normalarbeitszeit auf ein im § 253c ASVG
genanntes Ausmal} zu gewdhren. Der Dienstnehmer hat Beginn, Dauer, Lage
und Ausmal der Herabsetzung der Normalarbeitszeit spatestens sechs Monate
vor dem beabsichtigten Termin bekannt zu geben. Kommt eine Einigung zwi-
schen dem Dienstgeber und dem Dienstnehmer nicht zu Stande, sind in Betrie-
ben, in denen ein fur den Dienstnehmer zustandiger Betriebsrat errichtet ist, die
Verhandlungen unter Beiziehung des Betriebsrates fortzusetzen. Kommt auch
dann keine Einigung zu Stande, kann der Dienstnehmer spétestens drei Monate
vor dem dem Dienstgeber bekannt gegebenen Termin den Dienstgeber auf Ein-
willigung in die Herabsetzung der Normalarbeitszeit klagen.

(2) Dartiber hinaus kann zwischen dem Dienstgeber und
1. einem Dienstnehmer, der das 50. Lebensjahr vollendet hat, oder

2. einem Dienstnehmer mit nicht nur voriibergehenden Betreuungspflich-
ten von nahen Familienmitgliedern, die sich aus der familidren Bei-
standspflicht ergeben, auch wenn kein gemeinsamer Haushalt gegeben
ist,

die Herabsetzung der Normalarbeitszeit vereinbart werden. In Betrieben, in
denen ein fir den Dienstnehmer zustandiger Betriebsrat errichtet ist, ist dieser
auf Verlangen des Dienstnehmers den Verhandlungen beizuziehen.
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Freizeit wahrend der Kiindigungsfrist
8§43
(1) und (2) ...

(3) Durch Kollektivvertrag konnen abweichende Regelungen getroffen
werden.

Herabsetzung der Normalarbeitszeit
§ 50d

(1) Es kann zwischen dem Dienstgeber und
1. einem Dienstnehmer, der das 50. Lebensjahr vollendet hat, oder

2. einem Dienstnehmer mit nicht nur voriibergehenden Betreuungspflich-
ten von nahen Familienmitgliedern, die sich aus der familidren Bei-
standspflicht ergeben, auch wenn kein gemeinsamer Haushalt gegeben
ist,

die Herabsetzung der Normalarbeitszeit vereinbart werden. In Betrieben, in
denen ein fir den Dienstnehmer zustdndiger Betriebsrat errichtet ist, ist dieser
auf Verlangen des Dienstnehmers den Verhandlungen beizuziehen.

(2) Fruhestens zwei Monate, langstens jedoch vier Monate nach Wegfall ei-
ner Betreuungspflicht im Sinn des Abs 1 Z 2 kann der Dienstnehmer die Rick-
kehr zu seiner urspriinglichen Normalarbeitszeit verlangen.



(3) Fruhestens zwei Monate, langstens jedoch vier Monate nach Wegfall ei-
ner Betreuungspflicht im Sinn des Abs. 2 Z 2 kann der Dienstnehmer die Riick-
kehr zu seiner urspriinglichen Normalarbeitszeit verlangen.

(4) Hat die Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach Abs. 2 zum Zeitpunkt
der Beendigung des Dienstverhdltnisses kiirzer als zwei Jahre gedauert, ist bei
der Berechnung der Abfertigung die friihere Arbeitszeit des Dienstnehmers vor
dem Wirksamwerden der Vereinbarung nach Abs. 2 zugrunde zu legen. Hat die
Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach Abs. 2 zum Zeitpunkt der Beendigung
des Dienstverhaltnisses l&nger als zwei Jahre gedauert, ist, wenn keine andere
Vereinbarung geschlossen wird, bei der Berechnung der Abfertigung vom
Durchschnitt der wahrend der fir die Abfertigung mafgeblichen Dienstjahre
geleisteten Arbeitszeit auszugehen.

Beitragsleistung in besonderen Fallen
§ 50h
(1) bis (3) ...

(4) Fir die Dauer eines Anspruchs auf Wochengeld nach dem ASVG hat
die Dienstnehmerin bei weiterhin aufrechtem Dienstsverhaltnis Anspruch auf
eine Beitragsleistung durch den Dienstgeber in H6he von 1,53 % einer fiktiven
Bemessungsgrundlage in der Hohe eines Monatsentgelts, berechnet nach dem in
den letzten drei Kalendermonaten vor dem Versicherungsfall der Mutterschaft (8
120 Abs 1 Z 3 ASVG) gebuhrenden Entgelt. Bei der Ermittlung der fiktiven
Bemessungsgrundlage sind Sonderzahlungen nur anteilig zu berlcksichtigen,
soweit sie nicht auf Grund einzel- oder kollektivvertraglicher Regelungen fort-
zuzahlen sind. Bei einem neuerlichen Eintritt eines Beschéftigungsverbotes nach
§111

1. unmittelbar im Anschluss an eine vorherige Karenz nach diesem Gesetz
im selben Dienstverhaltnis,

2. nach einer Beschéaftigung im selben Dienstverhdltnis zwischen einer
Karenz und dem neuerlichen Beschéftigungsverbot nach § 111, die kir-
zer als drei Kalendermonate dauert, oder

3. nach einer Beschéftigung in einem Dienstverhaltnis, das nach der Been-
digung des karenzierten Dienstverhaltnisses und vor dem neuerlichen
Beschaftigungsverbot begriindet worden ist, die kiirzer als drei Kalen-
dermonate dauert,

ist als Bemessungsgrundlage das nach dem ersten Satz berechnete, fiir den Ka-
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(3) Hat die Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach Abs 1 zum Zeitpunkt
der Beendigung des Dienstverhaltnisses kiirzer als zwei Jahre gedauert, ist bei
der Berechnung der Abfertigung die friihere Arbeitszeit des Dienstnehmers vor
dem Wirksamwerden der Vereinbarung nach Abs 1 zugrunde zu legen. Hat die
Herabsetzung der Normalarbeitszeit nach Abs 1 zum Zeitpunkt der Beendigung
des Dienstverhdltnisses langer als zwei Jahre gedauert, ist, wenn keine andere
Vereinbarung geschlossen wird, bei der Berechnung der Abfertigung vom
Durchschnitt der wahrend der fir die Abfertigung maRgeblichen Dienstjahre
geleisteten Arbeitszeit auszugehen.

Beitragsleistung in besonderen Féllen
§ 50h
(1) bis (3) ...

(4) Fir die Dauer eines Anspruchs auf Wochengeld nach dem ASVG hat
die Dienstnehmerin bei weiterhin aufrechtem Dienstsverhaltnis Anspruch auf
eine Beitragsleistung durch den Dienstgeber in Hohe von 1,53 % einer fiktiven
Bemessungsgrundlage in der Hohe eines Monatsentgelts, berechnet nach dem in
den letzten drei Kalendermonaten vor dem Versicherungsfall der Mutterschaft (§
120 Z 3 ASVG) gebiihrenden Entgelt. Bei der Ermittlung der fiktiven Bemes-
sungsgrundlage sind Sonderzahlungen nur anteilig zu beriicksichtigen, soweit sie
nicht auf Grund einzel- oder kollektivvertraglicher Regelungen fortzuzahlen
sind. Bei einem neuerlichen Eintritt eines Beschaftigungsverbotes nach § 111

1. unmittelbar im Anschluss an eine vorherige Karenz nach diesem Gesetz
im selben Dienstverhaltnis,

2. nach einer Beschéftigung im selben Dienstverhaltnis zwischen einer
Karenz und dem neuerlichen Beschéftigungsverbot nach § 111, die kiir-
zer als drei Kalendermonate dauert, oder

3. nach einer Beschéftigung in einem Dienstverhaltnis, das nach der Been-
digung des karenzierten Dienstverhdltnisses und vor dem neuerlichen
Beschéftigungsverbot begriindet worden ist, die kirzer als drei Kalen-
dermonate dauert,

ist als Bemessungsgrundlage das nach dem ersten Satz berechnete, fir den Ka-
lendermonat vor dem Beschéftigungsverbot, das dieser Karenz unmittelbar vo-



lendermonat vor dem Beschaftigungsverbot, das dieser Karenz unmittelbar vo-
rangegangen ist, gebiihrende Monatsentgelt, im Fall der Z 3 das fiir den letzten
Kalendermonat vor dem neuerlichen Eintritt des Beschaftigungsverbotes gebiih-
rende volle Monatsentgelt heranzuziehen.

(5) und (6) ...
Begleitung von schwerst erkrankten Kindern
§ 50q
) ...
(2) Abweichend von § 50p Abs. 1 kann die Malinahme zundchst flr einen
bestimmten, fiinf Monate nicht Ubersteigenden Zeitraum verlangt werden. Bei

einer Verladngerung der MaRRnahme darf die Gesamtdauer der Mafinahme neun
Monate nicht iberschreiten.

Arbeitszeit
8§67
) ...
(2) Die wochentliche Normalarbeitszeit darf 40 Stunden, fur Dienstnehmer

mit freier Station, die mit dem Dienstgeber in Hausgemeinschaft leben, 42 Stun-
den nicht Gberschreiten, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist.

(3) bis (6) ...
Arbeitszeit wahrend der Arbeitsspitzen
§ 68

(1) Wahrend der Arbeitsspitzen darf die wdchentliche Normalarbeitszeit in
der Landwirtschaft um drei Stunden verldngert werden; sie ist in der arbeits-
schwachen Zeit so zu verkirzen, daf die im § 67 Abs. 2 festgelegte wdchentli-
che Normalarbeitszeit im Jahresdurchschnitt nicht tberschritten wird.

(2) bis (4) ...
Gleitende Arbeitszeit
869
(1) bis (3) ...
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rangegangen ist, gebiihrende Monatsentgelt, im Fall der Z 3 das fir den letzten
Kalendermonat vor dem neuerlichen Eintritt des Beschaftigungsverbotes geblih-
rende volle Monatsentgelt heranzuziehen.

(5) und (6) ...

Begleitung von schwerst erkrankten Kindern
§ 50q

1)..

(2) Abweichend von § 50p Abs. 1 kann die MaRnahme zunéchst fiir einen
bestimmten, flinf Monate nicht (bersteigenden Zeitraum verlangt werden. Bei
einer Verlangerung der MaRnahme darf die Gesamtdauer der MaRRnahme neun
Monate nicht Uberschreiten. Wurde die MaBBnahme bereits voll ausgeschopft,
kann diese hochstens zweimal in der Dauer von jeweils hochstens neun Monaten

verlangt werden, wenn die Malnahme anlésslich einer weiteren medizinisch
notwendigen Therapie fir das schwerst erkrankte Kind erfolgen soll.

Arbeitszeit
8§67
@ ...

(2) Die wdchentliche Normalarbeitszeit darf 40 Stunden nicht tberschrei-
ten, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt wird.

(3) bis (6) ...
Arbeitszeit wahrend der Arbeitsspitzen
§ 68

(1) Wéhrend der Arbeitsspitzen darf die wichentliche Normalarbeitszeit um
drei Stunden verlangert werden; sie ist in der arbeitsschwachen Zeit so zu ver-
kirrzen, dal’ die im § 67 Abs. 2 festgelegte wochentliche Normalarbeitszeit im
Jahresdurchschnitt nicht tberschritten wird.

(2) bis (4) ...
Gleitende Arbeitszeit
869
(1) bis (3) ...



(4) Die tagliche Normalarbeitszeit darf zehn Stunden nicht Uberschreiten.
Die wochentliche Normalarbeitszeit darf innerhalb der Gleitzeitperiode die wo-
chentliche Normalarbeitszeit gemé&R & 67 Abs 2 im Durchschnitt nur soweit
uiberschreiten, als Ubertragungsmaglichkeiten von Zeitguthaben nach der Gleit-
zeitvereinbarung vorgesehen sind.

Uberstundenarbeit
§72

(1) Uberstundenarbeit liegt vor, wenn die Grenzen der nach den 8§ 67 bis
71 zuldssigen wochentlichen Normalarbeitszeit oder tdglichen Normalarbeits-
zeit, die sich aus einer zuldssigen Verteilung der wochentlichen Normalarbeits-
zeit auf die einzelnen Arbeitstage ergibt, (iberschritten werden.

(2) Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt wird, diirfen

1. an einem Wochentag héchstens zwei,

2. an einem sonst arbeitsfreien Werktag hdchstens acht,

3. insgesamt in einer Arbeitswoche hochstens zwolf Uberstunden geleistet
werden. Die im § 72a festgelegten Hochstgrenzen der Wochenarbeits-
zeit durfen jedoch nicht Uberschritten werden.

(3) Besteht eine Arbeitszeiteinteilung nach § 68 Abs 1, durfen wahrend der
Zeit der Arbeitsspitzen durch hochstens 13 Wochen innerhalb des Kalenderjah-
res

1. an einem Wochentag hdchstens drei,

2. an einem sonst arbeitsfreien Werktag hdchstens neun,

3. insgesamt in einer Arbeitswoche hochstens 17 Uberstunden geleistet

werden. Die im § 72a Abs 2 festgelegte durchschnittliche Hochstgrenze
der Wochenarbeitszeit darf jedoch nicht tberschritten werden.

(4) Ist eine Arbeitszeiteinteilung nach 8 68 Abs 1 zuléssig, machen aber
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(4) Die tagliche Normalarbeitszeit darf zehn Stunden nicht uberschreiten.
Eine Verlangerung der taglichen Normalarbeitszeit auf bis zu zwolf Stunden ist
zuldssig, wenn die Gleitzeitvereinbarung vorsieht, dass ein Zeitguthaben ganzté-
gig verbraucht werden kann und ein Verbrauch in Zusammenhang mit einer
wochentlichen Ruhezeit nicht ausgeschlossen ist. Die wdchentliche Normalar-
beitszeit darf innerhalb der Gleitzeitperiode die wochentliche Normalarbeitszeit
gemal § 67 Abs 2 im Durchschnitt nur insoweit Gberschreiten, als Ubertra-
gungsmdglichkeiten von Zeitguthaben nach der Gleitzeitvereinbarung vorgese-
hen sind.

(5) Ordnet der Dienstgeber Arbeitsstunden an, die Uber die Normalarbeits-
zeit gemal’ § 67 Abs 2 und 3 hinausgehen, gelten diese als Uberstunden.

Uberstundenarbeit
§72

(1) Uberstundenarbeit liegt vor, wenn

1. die Grenzen der nach den 8§ 67 bis 71 zulé&ssigen wdchentlichen Nor-
malarbeitszeit oder

2. die tagliche Normalarbeitszeit Uberschritten wird, die sich aus der Ver-
teilung dieser wdchentlichen Normalarbeitszeit gemaR den 8§ 67 bis 71
ergibt.

(2) Am Ende einer Gleitzeitperiode bestehende Zeitguthaben, die nach einer
Gleitzeitvereinbarung in die nachste Gleitzeitperiode Ubertragen werden kénnen,
sowie am Ende eines Durchrechnungszeitraumes bestehende Zeitguthaben, die
gemal § 67a Abs 1 letzter Satz in den nachsten Durchrechnungszeitraum tber-
tragen werden konnen, gelten nicht als Uberstunden.

(3) Dienstnenmer diirfen zur Uberstundenarbeit nur dann herangezogen
werden, wenn diese nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zugelassen ist und
beriicksichtigungswiirdige Interessen des Dienstnehmers der Uberstundenarbeit
nicht entgegenstehen. Die Leistung von Uberstunden iber die normale Arbeits-
zeit darf nicht verweigert werden, wenn aufergewdhnliche Umstande, wie dro-
hende Wetterschldge und sonstige Elementarereignisse, ferner Gefahren fir das
Vieh oder drohendes Verderben der Produkte sowie Gefahrdung des Waldbe-
standes eine Verlangerung der Arbeitszeit dringend notwendig machen.



landwirtschaftliche Betriebe davon keinen Gebrauch, dirfen wahrend der Zeit
der Arbeitsspitzen durch hochstens 13 Wochen innerhalb des Kalenderjahres

1. an einem Wochentag hdchstens vier,
2. an einem sonst arbeitsfreien Werktag hdchstens zehn,

3. insgesamt in einer Arbeitswoche héchstens 20 Uberstunden geleistet
werden. Die im § 72a Abs 2 festgelegte durchschnittliche Hochstgrenze
der Wochenarbeitszeit darf jedoch nicht Gberschritten werden.

(5) Die Leistung von Uberstunden iiber die normale Arbeitszeit darf nicht
verweigert werden, wenn auBergewdhnliche Umstande, wie drohende Wetter-
schlage und sonstige Elementarereignisse, ferner Gefahren fiir das Vieh oder
drohendes Verderben der Produkte sowie Gefédhrdung des Waldbestandes eine
Verléngerung der Arbeitszeit dringend notwendig machen.

(6) Am Ende einer Gleitzeitperiode bestehende Zeitguthaben, die nach einer
Gleitzeitvereinbarung in die nachste Gleitzeitperiode Ubertragen werden kénnen,
gelten nicht als Uberstunden.

Hdéchstgrenze der Wochenarbeitszeit
8§ 72a

(1) Die Wochenarbeitszeit darf einschlieRlich der Uberstunden 52 Stunden,
in den Féllen des § 72 Abs. 3 oder 4 einschlieRlich der Uberstunden 60 Stunden
nicht Uberschreiten. Diese Hochstgrenze darf auch beim Zusammentreffen einer
anderen Verteilung der wichentlichen Normalarbeitszeit mit Arbeitszeitverlan-
gerungen keinesfalls Uberschritten werden.

(2) Die Wochenarbeitszeit darf einschlieRlich Uberstunden in einem Zeit-
raum von vier Monaten im Durchschnitt 48 Stunden nicht iberschreiten.

(3) Abweichend von Abs. 1 und 2 darf bei Verlangerung der Arbeitszeit bei
Arbeitsbereitschaft gemaR § 67 Abs. 5 die Wochenarbeitszeit 60 Stunden nicht
Uberschreiten.
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Hdéchstgrenze der Arbeitszeit
§72a

(1) Die Tagesarbeitszeit darf einschlieBlich Uberstunden elf Stunden, wéh-
rend der Arbeitsspitzen sowie bei Gleitzeitvereinbarungen nach 8 69 Abs 4
zweiter Satz zwolf Stunden nicht Uberschreiten.

(2) Die Wochenarbeitszeit darf einschlieBlich Uberstunden 52 Stunden,
wahrend der Arbeitsspitzen sowie bei Gleitzeitvereinbarungen nach § 69 Abs 4
zweiter Satz 60 Stunden nicht tiberschreiten.

(3) Die Wochenarbeitszeit darf einschlieRlich Uberstunden in einem Zeit-
raum von vier Monaten im Durchschnitt 48 Stunden nicht iberschreiten.

(4) Abweichend von Abs 1 bis 3 darf bei Verlangerung der Arbeitszeit bei
Arbeitsbereitschaft geméal § 67 Abs 6 die Tagesarbeitszeit zwolf Stunden und
die Wochenarbeitszeit 60 Stunden und im Fall des § 71 Abs 2 die Tagesarbeits-
zeit zwdlf Stunden nicht iberschreiten.

(5) Fur Dienstnehmer nach 8266 Abs4a Z3, Abs4b und 4c darf ein-
schlieBlich Uberstunden die Tagesarbeitszeit zwolf Stunden und die Wochenar-
beitszeit 60 Stunden nicht Uberschreiten. Abs 3 ist nicht anzuwenden.



Mindestruhezeit
8§73
(1) und (2) ...
(3) Die Nachtruhe kann ausnahmsweise aus den im § 72 angefiihrten Griin-

den verkirzt werden. Die Verkiirzung hat jedoch durch eine entsprechend lange-
re Ruhezeit wahrend der néchstfolgenden Tage ihren Ausgleich zu finden.

Arbeitspausen
8§74

Dem Dienstnehmer sind wahrend der Arbeitszeit fir die Einnahme der
Mahlzeiten angemessene Arbeitspausen im Gesamtausmal} von mindestens einer
Stunde téglich zu gewéhren. Die Arbeitspausen werden in die Arbeitszeit nicht
eingerechnet.
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(6) Diese Hochstgrenzen diirfen auch beim Zusammentreffen einer anderen
Verteilung der wéchentlichen Normalarbeitszeit mit Arbeitszeitverlangerungen
nicht Uberschritten werden.

Mindestruhezeit
8§73
() und (2) ...

(3) Die Nachtruhe kann ausnahmsweise aus den im § 72 Abs 3 letzter Satz
angefiihrten Grinden verkirzt werden. Die Verkirzung hat jedoch durch eine
entsprechend langere Ruhezeit wahrend der néchstfolgenden Tage ihren Aus-
gleich zu finden.

Ruhepause
8§74

Betragt die Gesamtdauer der Tagesarbeitszeit mehr als sechs Stunden, so ist
die Arbeitszeit durch eine Ruhepause von mindestens einer halben Stunde zu
unterbrechen. Wenn es im Interesse der Dienstnehmer des Betriebes gelegen
oder aus betrieblichen Grinden notwendig ist, kdnnen anstelle einer halbstiindi-
gen Ruhepause zwei Ruhepausen von je einer Viertelstunde gewahrt werden.
Durch Kollektivvertrag, soweit dieser keine Regelung trifft durch Betriebsver-
einbarung, kann eine andere Teilung der Ruhepause zugelassen werden.

Wédchentliche Ruhezeit und Feiertagsruhe
§ 74a

(1) Der Dienstnehmer hat in jeder Kalenderwoche Anspruch auf eine unun-
terbrochene Ruhezeit von 35 Stunden, in die der Sonntag zu fallen hat (Wochen-
endruhe). Die Wochenendruhe beginnt spatestens am Samstag um 17 Uhr. Wah-
rend dieser Zeit darf der Dienstnehmer nur beschaftigt werden, wenn dies auf
Grund des § 74b Abs 1 oder des § 75 zul&ssig ist.

(2) Der Dienstnehmer, der nach der fur ihn geltenden Arbeitszeiteinteilung
wahrend der Zeit der Wochenendruhe beschéftigt wird, hat in jeder Kalenderwo-
che an Stelle der Wochenendruhe Anspruch auf eine ununterbrochene Ruhezeit
von 35 Stunden (Wochenruhe). Die Wochenruhe hat einen ganzen Wochentag
einzuschlieRen.

(3) Folgende Feiertage sind gesetzliche Ruhetage: 1.Janner (Neujahr),
6. Janner (Heilige Drei Konige), Ostermontag, 1. Mai (Staatsfeiertag), Christi
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Himmelfahrt, Pfingstmontag, Fronleichnam, 15. August (Maria Himmelfahrt),
26. Oktober (Nationalfeiertag), 1. November (Allerheiligen), 8. Dezember (Ma-
ria Empfangnis), 25. Dezember (Christtag), 26. Dezember (Stephanstag). Der
Dienstnehmer hat fiir Feiertage Anspruch auf eine ununterbrochene Ruhezeit
von mindestens 24 Stunden.

Sonderfalle der wochentlichen Ruhezeit
§74b

(1) Der Kollektivvertrag kann fir die Almbewirtschaftung (Sennerei,
Bergweidewirtschaft und Almausschank) im Sinn des § 39 Abs2 Z 1 lita des
Bewertungsgesetzes 1955 bei Vorliegen von objektiven arbeitsorganisatorischen
Grunden zulassen, dass die wdchentliche Ruhezeit in einzelnen Wochen 35
Stunden unterschreitet oder ganz unterbleibt, wenn die betroffenen Dienstneh-
mer gleichwertige Ruhezeiten oder in Ausnahmeféllen, in denen die Gewdahrung
gleichwertiger Ruhezeiten aus objektiven Griinden nicht mdglich ist, einen an-
gemessenen Schutz erhalten.

(2) Zur Ermoglichung der Schichtarbeit kann im Schichtplan die wéchentli-
che Ruhezeit abweichend von § 74a Abs 1 und 2 geregelt werden.

(3) Das Ausmal der wochentlichen Ruhezeit kann in den Fallen des Abs 2
bis auf 24 Stunden gekiirzt werden. In einem Durchrechnungszeitraum von vier
Wochen muss dem Dienstnehmer eine durchschnittliche wochentliche Ruhezeit
von 35 Stunden gesichert sein. Zur Berechnung dirfen nur mindestens 24-
stiindige Ruhezeiten herangezogen werden.

(4) Der Kollektivvertrag kann fur Dienstnehmer in verantwortlicher Funkti-
on bei der Erntelibernahme zulassen, dass die wochentliche Ruhezeit in hdchs-
tens sechs Wochen pro Kalenderjahr, jedoch in nicht mehr als drei aufeinander-
folgenden Wochen, auf 24 Stunden reduziert wird, wenn die betroffenen Dienst-
nehmer gleichwertige Ruhezeiten oder in Ausnahmeféllen, in denen die Gewéh-
rung gleichwertiger Ruhezeiten aus objektiven Griinden nicht moglich ist, einen
angemessenen Schutz erhalten.

Sonn- und Feiertagsruhe Ausnahmen von der Sonn- und Feiertagsruhe
875 §75
(1) Gesetzliche Ruhetage sind: (1) Wéhrend der Wochenend- und Feiertagsruhe diirfen Dienstnehmer mit
1. die Sonntage; folgenden Arbeiten beschéftigt werden:
2. die folgenden Feiertage: 1. Janner (Neujahr), 6. Janner (Heilige Drei 1. Viehpflege, Melkung und unaufschiebbare Arbeiten im Haushalt, wobei

Konige), Ostermontag, 1. Mai (Staatsfeiertag), Christi Himmelfahrt, ein Sonn- oder gesetzlicher Feiertag im Monat arbeitsfrei zu sein hat;



Pfingstmontag, Fronleichnam, 15. August (Maria Himmelfahrt), 26. Ok-
tober (Nationalfeiertag), 1. November (Allerheiligen), 8. Dezember
(Maria Empfangnis), 25. Dezember (Christtag), 26. Dezember (Ste-
phanstag);

3. der Karfreitag fir die Angehdrigen der evangelischen Kirchen AB und
HB, der Altkatholischen Kirche und der Methodistenkirche.

(2) Die Sonntagsruhe beginnt spatestens am Samstag um 17:00 Uhr und
darf nicht friiher als Montag 6:00 Uhr friih enden.

(3) Viehpflege, Melkung und unaufschiebbare Arbeiten im Haushalt sind
von den hiezu bestimmten Dienstnehmern auch an Sonn- und Feiertagen nach
MaRgabe der nachstehenden Bestimmungen zu leisten, wobei jedoch ein Sonn-
oder gesetzlicher Feiertag im Monat arbeitsfrei zu sein hat:

a) Den im § 70 Abs 1 genannten Dienstnehmern gebuihrt fir Arbeiten an
einem Sonn- oder gesetzlichen Feiertag bis zu zwei Stunden ein Frei-
zeitausgleich im Verhéltnis 1:1,5 innerhalb eines Monats. Wenn die-
ser Freizeitausgleich nicht gewahrt wird, ist fur diese Mehrarbeiten
eine besondere Vergltung zu leisten, deren Ausmal durch Kollektiv-
vertrag bestimmt werden kann.

b) Den ausschliellich mit der Viehpflege, Melkung und regelméaRigen
Verrichtung im Haushalt beschéftigten Dienstnehmern gebihrt fir
jeden Sonn- und gesetzlichen Feiertag, an dem sie diese Arbeiten ver-
richtet haben, ein freier Werktag.

(4) Sonn- und Feiertagsarbeit ist zu verrichten, wenn die rasche Einbrin-
gung der Ernte mit Riicksicht auf die Witterung dringend geboten ist, ebenso bei
Elementarereignissen; auch sonstige fir die Aufrechterhaltung des Betriebes
erforderliche unaufschiebbare Arbeiten sind zu leisten.

(5) Den Dienstnehmern ist an Sonn- und Feiertagen die zur Erflllung reli-
gidser Pflichten erforderliche Zeit freizugeben.

(6) Verrichtet ein Dienstnehmer geméaR Abs 3 oder 4 Arbeiten oder wird die
Sonntagsruhe gemal diesen Bestimmungen verkirzt, muss dem Dienstnehmer
innerhalb eines jeden Zeitraumes von sieben Tagen eine durchgehende Min-
destruhezeit von 24 Stunden gewahrt bleiben.
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2. Arbeiten im Rahmen einer Almausschank im Sinn des § 2 Abs4 Z 10
GewO 1994 oder einer Buschenschank im Sinn des § 2 Abs1 Z 5 und
§ 111 Abs 2 Z 5 GewO 1994;

3. Tatigkeiten, die im Hinblick auf wéhrend der Wochenend- oder Feier-
tagsruhe hervortretende Freizeit- und Erholungsbedirfnisse und Erfor-
dernisse des Fremdenverkehrs notwendig sind.

(2) Wahrend der wochentlichen Ruhezeit und der Feiertagsruhe dirfen
Dienstnehmer beschaftigt werden, wenn die rasche Einbringung der Ernte mit
Rucksicht auf die Witterung dringend geboten ist, ebenso bei Elementarereignis-
sen und bei sonstigen fiir die Aufrechterhaltung des Betriebes erforderlichen
unaufschiebbaren Arbeiten.

(3) Der Kaollektivvertrag kann weitere Ausnahmen von der Wochenend-
und Feiertagsruhe zulassen, wenn dies zur Verhinderung eines wirtschaftlichen
Nachteils sowie zur Sicherung der Beschéftigung erforderlich ist.

(4) Soweit dies nach der Art der Tatigkeit zweckmaRig ist, hat der Kollek-
tivvertrag die nach Abs 3 zuldssigen Arbeiten einzeln anzufiihren und das fir die
Durchfiihrung notwendige ZeitausmaR festzulegen.

(5) Den Dienstnehmern ist an Sonn- und Feiertagen die zur Erfillung reli-
gioser Pflichten erforderliche Zeit freizugeben.



Entlohnung der Uberstunden und der Sonn- und Feiertagsarbeit
876
@) ..

(2) Fiir jede Uberstunde gebiihrt eine besondere Entlohnung, die mindestens
50 % hdoher ist als der Stundenlohn. Bei deren Berechnung sind neben den Geld-
beziigen auch die Naturalbeziige zu beriicksichtigen. Fir die Bewertung der
Naturalbeziige gelten die fir Zwecke der Sozialversicherung festgesetzten Be-
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Ausgleichsruhe
§ 75a

(1) Der Dienstnehmer, der wahrend seiner wochentlichen Ruhezeit (Wo-
chenendruhe oder Wochenruhe) beschaftigt wird, hat spatestens in der folgenden
Arbeitswoche Anspruch auf Ausgleichsruhe, die lediglich zur Berechnung der
Anspriiche nach Abs 6 auf seine Wochenarbeitszeit anzurechnen ist. Die Aus-
gleichsruhe ist im Ausmaf der wahrend der wdchentlichen Ruhezeit geleisteten
Avrbeit zu gewéhren, die innerhalb von 35 Stunden vor dem Arbeitsbeginn in der
néchsten Arbeitswoche erbracht wurde.

(2) Die Ausgleichsruhe hat unmittelbar vor dem Beginn der folgenden wo-
chentlichen Ruhezeit zu liegen, soweit vor Antritt der Arbeit, fur die Ausgleichs-
ruhe gebuhrt, nicht anderes vereinbart wurde.

(3) Wahrend der Ausgleichsruhe nach Abs 1 und 2 diirfen Dienstnehmer
nur im Rahmen des § 75 Abs 2 beschaftigt werden. Nach einer solchen Beschaf-
tigung ist diese Ausgleichsruhe im entsprechenden Ausmall zu einer anderen,
einvernehmlich festgesetzten Zeit nachzuholen.

(4) Wahrend der Ausgleichsruhe nach Abs 3 durfen Dienstnehmer nur zur
Abwendung einer unmittelbaren Gefahr fur die Sicherheit des Lebens oder fir
die Gesundheit von Menschen oder bei Notstand beschéftigt werden. In diesem
Fall gebuhrt keine weitere Ausgleichsruhe.

(5) Wird die Ausgleichsruhe nicht zu dem nach Abs 2 festgelegten Zeit-
punkt gewahrt, ist die nach Abs 1 ausgleichsruhepflichtige Zeit mit einem Zu-
schlag von 100 % abzugelten.

(6) Das fiktive Entgelt fir die durch die Ausgleichsruhe ausgefallene Ar-
beitszeit ist filr die Berechnung des Uberstundenzuschlages, der Entgeltfortzah-
lung im Krankheitsfall, fir sonstige, insbesondere einmalige Beziige im Sinn des
8 67 Abs 1 EStG 1988 und vergleichbare Anspriiche zu bertcksichtigen.

Entlohnung der Uberstunden und der Sonn- und Feiertagsarbeit
§76
1)..
(2) Firr jede Uberstunde gebiihrt eine besondere Entlohnung, die mindestens
50 % hoher ist als der Stundenlohn. Bei deren Berechnung sind neben den Geld-

beziigen auch die Naturalbezlige zu berticksichtigen. Fir die Bewertung der
Naturalbeziige gelten die fir Zwecke der Sozialversicherung festgesetzten Be-



wertungssétze. Fir Arbeiten wéhrend der Nachtruhezeit, an Sonntagen und an
fir Sonntagsarbeit gewéhrten Ersatzruhetagen gebihrt ein 100prozentiger Auf-
schlag zum Stundenlohn.

(3) Fur Feiertage, die gemafl 8 75 Abs 1 als Ruhetage gelten, ist das regel-
maRige Entgelt (§ 8 Abs 2) zu leisten. Wird an diesen Tagen gearbeitet, gebiihrt,
sofern die Arbeiten nicht zu den im § 75 Abs 3 verzeichneten z&hlen, auBer dem
regelméaBigen Entgelt das auf die geleistete Arbeit entfallende Entgelt.

@) ...
Allgemeine Pflichten der Dienstgeber
8 87
(1) bis (6) ...

Ermittlung und Beurteilung der Gefahren, Festlegung von Malinahmen
§88

(1) Dienstgeber sind verpflichtet, die fur die Sicherheit und Gesundheit der
Dienstnehmer bestehenden Gefahren zu ermitteln und zu beurteilen. Dabei sind
insbesondere zu berlicksichtigen:

1. die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstatte,
2. die Gestaltung und der Einsatz von Arbeitsmitteln,
3. die Verwendung von Arbeitsstoffen,

4. die Gestaltung der Arbeitsplatze,
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wertungssatze.

(2b) Abweichend von Abs 2 geblihrt fiir Arbeiten wahrend der Nachtruhe-
zeit, an Sonntagen und an freien Tagen nach § 74a Abs 2 ein Zuschlag zum
Stundenlohn von 100 %. Der Kollektivvertrag kann fir Normalarbeitszeit an
Sonntagen abweichende Regelungen vorsehen. Fir Arbeiten wahrend der Nacht-
ruhezeit kann der Kollektivvertrag abweichende Regelungen vorsehen, wobei
ein Uberstundenzuschlag nach Abs 2 unberiihrt bleiben muss.

(2c) Abweichende Regelungen in Kollektivvertragen, die vor Inkrafttreten
des 8 76 Abs 2b in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2019 in Kraft getreten
sind, bleiben aufrecht, soweit sie Abs 2b entsprechen.

(3) Fur Feiertage, die gemal 8 74a Abs 3 als Ruhetage gelten, ist das re-
gelméRige Entgelt (8 8 Abs 2) zu leisten. Wird an diesen Tagen gearbeitet, ge-
bihrt auRer dem regelméaRigen Entgelt das auf die geleistete Arbeit entfallende
Entgelt.

4) ...
Allgemeine Pflichten der Dienstgeber

§87

(1) und (2) ...

(2a) Unter Gesundheit ist physische und psychische Gesundheit zu verste-

hen.
(3) bis (6) ...
Ermittlung und Beurteilung der Gefahren, Festlegung von MalRnahmen
(Arbeitsplatzevaluierung)

§88

(1) Dienstgeber sind verpflichtet, die fur die Sicherheit und Gesundheit der
Dienstnehmer bestehenden Gefahren zu ermitteln und zu beurteilen (Arbeits-
platzevaluierung). Dabei sind die Grundsatze der Gefahrenverhiitung geman
8§ 91 anzuwenden. Insbesondere sind dabei zu beriuicksichtigen:

1. die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstatte,
2. die Gestaltung und der Einsatz von Arbeitsmitteln,
3. die Verwendung von Arbeitsstoffen,



5. die Gestaltung der Arbeitsverfahren und Arbeitsvorgdnge und deren
Zusammenwirken und

6. der Stand der Ausbildung und Unterweisung der Dienstnehmer.

(2) bis (6) ...

(7) Eine Uberpriifung und erforderlichenfalls eine Anpassung im Sinn des
Abs 6 hat inshesondere zu erfolgen:

1. nach Unféllen;

2. bei Auftreten von Erkrankungen, wenn der begriindete Verdacht besteht,
dass sie arbeitsbedingt sind;

3. bei sonstigen Umstanden oder Ereignissen, die auf eine Gefahr fur Si-
cherheit oder Gesundheit der Dienstnehmer schlieRen lassen;

4. bei Einflihrung neuer Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe oder Arbeitsverfahren;
. bei neuen Erkenntnissen im Sinn des § 87 Abs 2; und
6. auf begriindetes Verlangen der Land- und Forstwirtschaftsinspektion.

ol

(8) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und der Festlegung
der MaBBnahmen sind erforderlichenfalls geeignete Fachleute heranzuziehen. Mit
der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren kdnnen auch die Sicherheitsfach-
krafte und Arbeitsmediziner (Praventivdienste) beauftragt werden.

Einsatz der Dienstnehmer
8§90
(1) und (2) ...

(3) Dienstnehmer, von denen dem Dienstgeber bekannt ist, dass sie an kor-
perlichen Schwéchen oder an Gebrechen in einem Mal leiden, dass sie dadurch
bei bestimmten Arbeiten einer besonderen Gefahr ausgesetzt wéren oder andere
Dienstnehmer gefahrden kdnnten, dirfen mit Arbeiten dieser Art nicht beschaf-
tigt werden. Bei Beschaftigung von behinderten Dienstnehmern ist auf deren
kdrperlichen und geistigen Zustand jede mdgliche Riicksicht zu nehmen.
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4. die Gestaltung der Arbeitsplatze,

5. die Gestaltung der Arbeitsverfahren und Arbeitsvorgange und deren
Zusammenwirken,

6. die Gestaltung der Arbeitsaufgaben und die Art der Tatigkeiten, der
Arbeitsumgebung, der Arbeitsablédufe sowie der Arbeitsorganisation und

7. der Stand der Ausbildung und Unterweisung der Dienstnehmer.

(2) bis (6) ...

(7) Eine Uberpriifung und erforderlichenfalls eine Anpassung im Sinn des

Abs 6 hat insbesondere zu erfolgen:

1. nach Unféllen;

2. bei Auftreten von Erkrankungen, wenn der begriindete Verdacht besteht,
dass sie arbeitsbhedingt sind,;

3. nach Zwischenfallen mit erhohter arbeitsbedingter psychischer Fehlbe-
anspruchung;

4. bei sonstigen Umstanden oder Ereignissen, die auf eine Gefahr fiir Si-
cherheit oder Gesundheit der Dienstnehmer schlie3en lassen;

5. bei Einflihrung neuer Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe oder Arbeitsverfahren;
6. bei neuen Erkenntnissen im Sinn des § 87 Abs 3;
7. auf begriindetes Verlangen der Land- und Forstwirtschaftsinspektion.

(8) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und der Festlegung
der MaBnahmen sind erforderlichenfalls geeignete Fachleute heranzuziehen. Mit
der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren kénnen auch die Sicherheitsfach-
kréfte und Arbeitsmediziner sowie sonstige geeignete Fachleute wie Chemiker,
Toxikologen, Ergonomen, insbesondere auch Arbeitspsychologen, beauftragt
werden.

Einsatz der Dienstnehmer
§90

(1) und (2) ...

(3) Dienstnehmer, von denen dem Dienstgeber bekannt ist, dass sie an kor-
perlichen Schwéchen oder an Gebrechen in einem Mal3 leiden, dass sie dadurch
bei bestimmten Arbeiten einer besonderen Gefahr ausgesetzt waren oder andere
Dienstnehmer geféahrden koénnten, dirfen mit Arbeiten dieser Art nicht beschaf-

tigt werden. Dienstnehmer, von denen dem Dienstgeber bekannt ist, dass sie auf
Grund ihrer gesundheitlichen Verfassung bei bestimmten Arbeiten einer beson-



Grundsatze der Gefahrenverhitung
§01

(1) Unter Gefahrenverhitung sind sdémtliche Regelungen und MalRnahmen
zu verstehen, die zur Vermeidung oder Verringerung arbeitsbedingter Gefahren
vorgesehen sind.

(2) Dienstgeber haben bei der Gestaltung der Arbeitsstatten, Arbeitsplatze
und Arbeitsvorgénge, bei der Auswahl und Verwendung von Arbeitsmitteln und
Arbeitsstoffen, beim Einsatz der Dienstnehmer sowie bei allen Manahmen zum
Schutz der Dienstnehmer folgende allgemeine Grundsétze der Gefahrenverhi-
tung umzusetzen:

1. bis4. ...

5. Berticksichtigung des Standes der Technik;

6. Ausschaltung oder Verringerung von Gefahrenmomenten;

7. Planung der Gefahrenverhitung mit dem Ziel einer kohdrenten Ver-
kniipfung von Technik, Arbeitsorganisation, Arbeitsbedingungen, sozia-
len Beziehungen und Einfluss der Umwelt auf den Arbeitsplatz;

8. Vorrang des kollektiven Gefahrenschutzes vor individuellem Gefahren-
schutz;

9. Erteilung geeigneter Anweisungen an die Dienstnehmer.

Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen
8§94

(1) In jedem Betrieb im Sinn des 8 159 oder in jeder gleichgestellten Ar-
beitsstatte im Sinn des § 160, in dem/der dauernd mindestens zehn Dienstnehmer
beschéftigt werden, ist eine der Zahl der Dienstnehmer angemessene Anzahl von
Sicherheitsvertrauenspersonen, und zwar bis 50 Dienstnehmer eine und je weite-
re angefangene 50 Dienstnehmer eine weitere, zu bestellen.
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deren Gefahr ausgesetzt wéren oder andere Dienstnehmer gefahrden kdnnten,
dirfen mit Arbeiten dieser Art nicht beschaftigt werden.

Grundsatze der Gefahrenverhiitung
8§91

(1) Unter Gefahrenverhiitung sind samtliche Regelungen und MafRinahmen
zu verstehen, die zur Vermeidung oder Verringerung arbeitsbedingter Gefahren
vorgesehen sind. Unter Gefahren im Sinn dieses Gesetzes sind arbeitshedingte
physische und psychische Belastungen zu verstehen, die zu Fehlbeanspruchun-
gen fuhren.

(2) Dienstgeber haben bei der Gestaltung der Arbeitsstatten, Arbeitsplatze
und Arbeitsvorgénge, bei der Auswahl und Verwendung von Arbeitsmitteln und
Avrbeitsstoffen, beim Einsatz der Dienstnehmer sowie bei allen MalRnahmen zum
Schutz der Dienstnehmer folgende allgemeine Grundsétze der Gefahrenverhi-
tung umzusetzen:

1. bis 4. ...

5. Berlicksichtigung der Gestaltung der Arbeitsaufgaben und Art der Ta-
tigkeiten, der Arbeitsumgebung, der Arbeitsablaufe sowie der Arbeits-
organisation;

6. Berticksichtigung des Standes der Technik;

. Ausschaltung oder Verringerung von Gefahrenmomenten;

8. Planung der Gefahrenverhltung mit dem Ziel einer koharenten Ver-
knupfung von Technik, Tatigkeiten und Aufgaben, Arbeitsorganisation,
Arbeitsablaufen, Arbeitsbedingungen, Arbeitsumgebung, sozialen Be-
ziehungen und Einfluss der Umwelt auf den Arbeitsplatz;

9. Vorrang des kollektiven Gefahrenschutzes vor individuellem Gefahren-
schutz;

10. Erteilung geeigneter Anweisungen an die Dienstnehmer.

Bestellung von Sicherheitsvertrauenspersonen
8§94

(1) In jedem Betrieb im Sinn des 8 159 oder in jeder gleichgestellten Ar-
beitsstatte im Sinn des § 160, in dem/der dauernd mindestens zehn Dienstnehmer
beschéftigt werden, ist eine der Zahl der Dienstnehmer angemessene Anzahl von

Sicherheitsvertrauenspersonen, und zwar bis 50 Dienstnehmer eine und je weite-
re angefangene 50 Dienstnehmer eine weitere, zu bestellen. Sicherheitsvertrau-

~



(2) bis (7) ...

Nichtraucherschutz
§99h

(1) Dienstgeber haben dafiir zu sorgen, dass Nichtraucher vor den Einwir-
kungen von Tabakrauch am Arbeitsplatz geschiitzt sind, soweit dies nach der Art
des Betriebes moglich ist.

(2) Wenn aus betrieblichen Griinden Raucher und Nichtraucher gemeinsam
in einem Biroraum oder einem vergleichbaren Arbeitsraum arbeiten missen, der
nur durch Betriebsangehorige genutzt wird, ist das Rauchen am Arbeitsplatz
verboten.

(3) Durch geeignete technische oder organisatorische MalRnahmen ist dafir
zu sorgen, dass in allenfalls eingerichteten Aufenthalts- und Bereitschaftsrdumen
Nichtraucher vor den Einwirkungen von Tabakrauch geschiitzt sind.

(4) In Sanitarraumen und Umkleiderdumen ist das Rauchen verboten.

Arbeitsstoffe
§101

(1) Arbeitsstoffe im Sinn dieses Gesetzes sind alle Stoffe, Gemische, biolo-
gischen oder chemischen Agenzien, die bei der Arbeit verwendet werden. Als
»verwenden“ gilt auch das Gewinnen, Erzeugen, Anfallen, Entstehen, Gebrau-
chen, Verbrauchen, Bearbeiten, Verarbeiten, Abfillen, Umfillen, Mischen,
Beseitigen, Lagern, Aufbewahren, Bereithalten zur Verwendung und das inner-
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enspersonen sind Dienstnehmervertreter mit einer besonderen Funktion bei der
Sicherheit und beim Gesundheitsschutz der Dienstnehmer. Als Sicherheitsver-
trauenspersonen diirfen nur Dienstnehmer bestellt werden. Sie missen die fir
ihre Aufgaben notwendigen persdnlichen und fachlichen Voraussetzungen erfil-
len.

(2) bis (7) ...

(8) Sicherheitsfachkrafte oder Arbeitsmediziner dirfen, sofern sie Dienst-
nehmer sind, gleichzeitig auch als Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt sein.

Nichtraucherschutz
§ 99h

(1) Dienstgeber haben dafiir zu sorgen, dass nicht rauchende Dienstnehmer
vor den Einwirkungen von Tabakrauch am Arbeitsplatz geschitzt sind, soweit
dies nach der Art des Betriebes moglich ist.

(2) In Arbeitsstatten in Gebduden ist das Rauchen fir Dienstgeber und
Dienstnehmer verboten, sofern nicht rauchende Dienstnehmer in der Arbeitsstéat-
te beschaftigt werden.

(3) Ist eine ausreichende Zahl von Raumlichkeiten in der Arbeitsstétte vor-
handen, kann der Dienstgeber abweichend von Abs 2 einzelne Radume einrichten,
in denen das Rauchen gestattet ist, sofern es sich nicht um Arbeitsraume handelt
und gewahrleistet ist, dass der Tabakrauch nicht in die mit Rauchverbot belegten
Bereiche der Arbeitsstétte dringt und das Rauchverbot dadurch nicht umgangen
wird. Aufenthalts-, Bereitschafts-, Sanitéts- und Umkleiderdume dirfen nicht als
Raucherrdume eingerichtet werden.

(4) Abs 1 bis 3 gelten auch fiir die Verwendung von verwandten Erzeugnis-
sen und Wasserpfeifen im Sinn des Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw Nicht-
raucherschutzgesetzes.

Arbeitsstoffe
§101

(1) Arbeitsstoffe im Sinn dieses Gesetzes sind alle Stoffe, Gemische (Zube-
reitungen), biologischen oder chemischen Agenzien, die bei der Arbeit verwen-
det werden. Als ,Verwenden“ gilt auch das Gewinnen, Erzeugen, Anfallen,
Entstehen, Gebrauchen, Verbrauchen, Bearbeiten, Verarbeiten, Abfillen, Umful-
len, Mischen, Beseitigen, Lagern, Aufbewahren, Bereithalten zur Verwendung



betriebliche Beférdern.
(2) bis (9) ...
Arbeitsvorgénge und Arbeitsplatze
§102
@) ..
(2) Arbeitsvorgénge sind so zu gestalten, dass Belastungen durch Monoto-
nie, einseitige Belastung sowie Belastungen durch taktgebundene Arbeiten und

Zeitdruck moglichst gering gehalten und ihre gesundheitsschadigenden Auswir-
kungen abgeschwacht werden.

(3)und (4) ...

Eignungs- und Folgeuntersuchungen sowie sonstige Untersuchungen
§103

) ..

(2) Tatigkeiten im Sinn des Abs 1 sind insbesondere Téatigkeiten, bei denen
Dienstnehmer einer der nachstehenden Einwirkungen ausgesetzt sind, wobei bei
Fortdauer der Tatigkeit in den angefiihrten Zeitabstdnden Folgeuntersuchungen
durchzufiihren sind:

1. organische Phosphorverbindungen (6 Monate oder Ende der Saison);
2. Quecksilber und seine Verbindungen (6 Monate);

3. Benzol, Toluol, Xylol (6 Monate);

4. Halogenkohlenwasserstoffe (6 Monate);

5. Pech und RuB mit hohem Anteil an polycyclischen aromatischen Koh-
lenwasserstoffen (2 Jahre);

6. quarzhaltiger Staub (2 Jahre).

3) ...
(4) Die Abs 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
1. ..

2. wenn Dienstnehmer mit Téatigkeiten, bei denen sie einer Einwirkung
geméal Abs 2 ausgesetzt sind, nicht mehr als eine Stunde pro Arbeitstag
beschaftigt werden.
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und das innerbetriebliche Befordern.
(2) bis (9) ...
Arbeitsvorgénge und Arbeitsplatze

§102
@) ..
(2) Arbeitsvorgéange sind so zu gestalten, dass Zwangshaltungen méglichst
vermieden werden und Belastungen durch monotone Arbeitsablaufe, einseitige
Belastungen, Belastungen durch taktgebundene Arbeiten und Zeitdruck sowie

sonstige psychische Belastungen mdglichst gering gehalten und ihre gesund-
heitsschadigenden Auswirkungen abgeschwacht werden.

(3)und (4) ...

Eignungs- und Folgeuntersuchungen sowie sonstige Untersuchungen
§103

@)..

(2) Tatigkeiten im Sinn des Abs 1 sind insbesondere Tatigkeiten, bei denen
Dienstnehmer einer der nachstehenden Einwirkungen ausgesetzt sind, wobei bei
Fortdauer der Tétigkeit in den durch Verordnung der Landesregierung festzule-
genden Zeitabstdnden Folgeuntersuchungen durchzufiihren sind:

1. organische Phosphorverbindungen;
2. Benzol, Toluol, Xylol;

3. Halogenkohlenwasserstoffe;

4,

Pech und RuB mit hohem Anteil polycyclischen aromatischen Kohlen-
wasserstoffen;

5. gesundheitsgefahrdender Larm.

3) ..
(4) Die Abs 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
1. ..

2. wenn Dienstnehmer mit Téatigkeiten, bei denen sie einer Einwirkung
gemé&R Abs 2 ausgesetzt sind, nicht mehr als eine Stunde pro Arbeitstag
beschaftigt werden oder

3. wenn das durchschnittliche ExpositionsausmaR einen durch Verordnung



(5) bis (12) ...

Aufgaben, Information und Beiziehung der Sicherheitsfachkréafte
§ 104a

(1) bis (3) ...

(4) entfallen mit LGBI Nr 91/2013

(5) In die Praventionszeit der Sicherheitsfachkrafte darf nur die fiir folgende
Tatigkeiten aufgewendete Zeit eingerechnet werden:

1. bis4. ...

5. die Uberpriifung und Anpassung der nach diesem Gesetz erforderlichen
Ermittlungen und Beurteilungen der Gefahren und der festgelegten
MafRnahmen samt Anpassung der Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
dokumente,

6. bis 8. ...

(6) ...

(7) RegelméBige Begehungen durch eine Sicherheitsfachkraft und einen
Arbeitsmediziner haben nach Mdglichkeit gemeinsam zu erfolgen:

1. ..

2.in Arbeitsstatten mit 11 bis 50 Dienstnehmern mindestens einmal im

Kalenderjahr.

Diese Begehungen haben sich auf die Aufgaben der Préventivfachkréfte geméaR
Abs. 1 und § 105a Abs. 1 in der Arbeitsstétte einschlieRlich allen dazu gehdrigen
Flachen gemadl 8 99 Abs. 2 zu beziehen. Dartiber hinaus sind weitere Begehun-
gen je nach Erfordernis zu veranlassen.

(8) bis (14) ...
Aufgaben, Information und Beiziehung der Arbeitsmediziner
§ 105a
(1) bis (7) ...
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der Landesregierung festzulegenden Wert nicht Uberschreitet.
(5) bis (12) ...
Aufgaben, Information und Beiziehung der Sicherheitsfachkréfte
§ 104a
(1) bis (3) ...
(4) entfallen mit LGBI Nr 91/2013
(5) In die Praventionszeit der Sicherheitsfachkrafte darf nur die fur folgende
Tatigkeiten aufgewendete Zeit eingerechnet werden:
1. bis4. ...

5. die nach den Dienstnehmerschutzvorschriften erforderliche Ermittlung
und Beurteilung der Gefahren und Festlegung von Malinahmen samt
Dokumentation im Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument sowie
deren Uberpriifung und Anpassung,

6. bis 8. ...
(6) ...

(7) RegelméRige Begehungen durch eine Sicherheitsfachkraft und einen
Arbeitsmediziner haben nach Mdglichkeit gemeinsam zu erfolgen:
1. ..

2. in Arbeitsstatten mit 1 bis 10 Dienstnehmern, in denen nur Buroarbeits-
platze sowie Arbeitspladtze mit Biroarbeitspldtzen vergleichbaren Ge-
fahrdungen und Belastungen eingerichtet sind, mindestens einmal in
drei Kalenderjahren;

3. in Arbeitsstatten mit 11 bis 50 Dienstnehmern mindestens einmal im
Kalenderjahr.

Diese Begehungen haben sich auf die Aufgaben der Préaventivfachkrafte gemaR
Abs. 1 und § 105a Abs. 1 in der Arbeitsstatte einschlieRlich allen dazu gehérigen
Flachen gemal § 99 Abs. 2 zu beziehen. Dariiber hinaus sind weitere Begehun-
gen je nach Erfordernis zu veranlassen.

(8) bis (14) ...
Aufgaben, Information und Beiziehung der Arbeitsmediziner
§ 105a
(1) bis (7) ...



(8) In die Praventionszeit der Arbeitsmediziner darf nur die fir folgende
Tatigkeiten aufgewendete Zeit eingerechnet werden:
1. bis 5. ...
6. die Uberpriifung und Anpassung der nach diesem Gesetz erforderlichen
Ermittlungen und Beurteilungen der Gefahren und der festgelegten
MafRnahmen samt Anpassung der Sicherheits- und Gesundheitsschutz-

dokumente,
7. bis 10. ...
Zusammenarbeit
§ 105b
(1) bis (3) ...

Meldung von Missstanden
§ 105c

(1) Praventivfachkréfte haben die bei Erfillung ihrer Aufgaben festgestell-
ten Missstande auf dem Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes dem
Dienstgeber oder der sonst firr die Einhaltung der Dienstnehmerschutzvorschrif-
ten verantwortlichen Person sowie dem Betriebsrat mitzuteilen.

) ...

(3) Préaventivfachkréafte haben das Recht, sich an die Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion zu wenden, wenn sie der Auffassung sind, dass die vom
Dienstgeber getroffenen MalRnahmen und bereitgestellten Mittel nicht ausrei-
chen, um die Sicherheit und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sicherzu-

stellen, nachdem sie erfolglos vom Dienstgeber eine Beseitigung dieser Miss-
stande verlangt haben.

Besondere Bestimmungen fiir werdende und stillende Mutter
§112
) ..

(2) Werdende und stillende Mutter dirfen an Sonntagen und gesetzlichen
Feiertagen zu keiner Arbeit, auch nicht zu den im § 75 Abs 3 bezeichneten Ar-
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(8) In die Praventionszeit der Arbeitsmediziner darf nur die fur folgende
Tatigkeiten aufgewendete Zeit eingerechnet werden:

1. bis5. ...

6. die nach den Dienstnehmerschutzvorschriften erforderliche Ermittlung
und Beurteilung der Gefahren und Festlegung von Malinahmen samt
Dokumentation im Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument sowie
deren Uberpriifung und Anpassung,

7. bis 10. ...
Zusammenarbeit
§ 105b
(1) bis (3) ...

(4) Die Praventivfachkrafte haben den Organen der Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion auf deren Verlangen Einsicht in die Unterlagen, insbesondere
iber die von ihnen durchgefilhrten Besichtigungen und Untersuchungen sowie
die Ergebnisse zu gewéhren oder Kopien dieser Unterlagen zu tibermitteln.

Meldung von Mangeln
§ 105c

(1) Praventivfachkrafte haben die bei Erfillung ihrer Aufgaben festgestell-
ten Méngel auf dem Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes dem
Dienstgeber oder der sonst fiir die Einhaltung der Dienstnehmerschutzvorschrif-
ten verantwortlichen Person sowie dem Betriebsrat mitzuteilen.

) ..

(3) Préaventivfachkrafte haben das Recht, sich an die Land- und Forstwirt-
schaftsinspektion zu wenden, wenn sie der Auffassung sind, dass die vom
Dienstgeber getroffenen MalRnahmen und bereitgestellten Mittel nicht ausrei-
chen, um die Sicherheit und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sicherzu-

stellen, nachdem sie erfolglos vom Dienstgeber eine Beseitigung dieser Mangel
verlangt haben.

Besondere Bestimmungen fiir werdende und stillende Mtter
§112
@)..

(2) Werdende und stillende Mutter dirfen an Sonntagen und gesetzlichen
Feiertagen zu keiner Arbeit, auch nicht zu den im § 75 Abs 1 bezeichneten Ar-



beiten, herangezogen werden.
3) ...
Kundigungsschutz
§115
(1) bis (3) ...

Entlassungsschutz
§117

Dienstnehmerinnen kénnen wahrend der Schwangerschaft und bis zum Ab-
lauf von vier Monaten nach der Entbindung bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit
nur aus den im § 45 ausdriicklich angefiihrten Griinden nach Zustimmung des
Gerichts entlassen werden.

Entgeltfortzahlung
§118
@) ..
(2) Dienstnehmerinnen, die gemaB § 109 Abs. 3 nicht beschaftigt werden
dirfen, und Dienstnehmerinnen, fur die auf Grund der 8§ 108a, 110, 110a, 111
Abs. 3 oder des § 112 Abs. 1 keine Beschaftigungsmdglichkeit im Betrieb be-

steht, haben Anspruch auf ein Entgelt, fir dessen Berechnung Abs. 1 sinngemaf
anzuwenden ist.

(3) und (4) ...
Karenz fir Matter
§119
(1) und (1a) ...

(2) Die Karenz muss mindestens zwei Monate betragen. Die Dienstnehme-
rin hat Beginn und Dauer der Karenz dem Dienstgeber bis zum Ende der Frist
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beiten, herangezogen werden.

3) ..
Kindigungsschutz
§115

@ ..

(1a) Eine Kiindigung ist bis zum Ablauf von vier Wochen nach einer er-
folgten Fehlgeburt rechtsunwirksam. Auf Verlangen des Dienstgebers hat die
Dienstnehmerin eine drztliche Bescheinigung Uiber die Fehlgeburt vorzulegen.

(2) und (3) ...

Entlassungsschutz
§ 117

Dienstnehmerinnen kdénnen wahrend der Schwangerschaft und bis zum Ab-
lauf von vier Monaten nach der Entbindung sowie bis zum Ablauf von vier Wo-
chen nach einer erfolgten Fehlgeburt bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit nur aus
den im § 45 ausdricklich angefiihrten Griinden nach Zustimmung des Gerichtes
entlassen werden.

Entgeltfortzahlung
§118

@)..

(2) Dienstnehmerinnen, die gemaR § 109 Abs 3 nicht beschaftigt werden
dirfen, und Dienstnehmerinnen, firr die auf Grund der 88 108a, 110, 110a, 111
Abs 3 oder des § 112 Abs 1 keine Beschaftigungsmdglichkeit im Betrieb be-
steht, haben Anspruch auf ein Entgelt, fir dessen Berechnung Abs 1 mit der
Mafgabe anzuwenden ist, dass im Fall des § 109 Abs 3 der Durchschnittsver-
dienst nach den letzten 13 Wochen vor Eintritt des Beschéftigungsverbotes zu
berechnen ist.

(3) und (4) ...

Karenz fir Mutter
8119
(1) und (1a) ...

(2) Die Karenz muss mindestens zwei Monate betragen. Die Dienstnehme-
rin hat Beginn und Dauer der Karenz dem Dienstgeber bis zum Ende der Frist



des § 111 Abs 1 bekannt zu geben. Die Dienstnehmerin kann ihrem Dienstgeber
spatestens drei Monate oder, wenn die Karenz weniger als drei Monate dauert,
spatestens zwei Monate vor dem Ende ihrer Karenz bekannt geben, dass und bis
zu welchem Zeitpunkt sie die Karenz verladngert. Unbeschadet des Ablaufs die-
ser Fristen kann Karenz nach Abs 1 vereinbart werden.

(3) Wird Karenz nach Abs 1 und 2 in Anspruch genommen, erstreckt sich
der Kindigungs- und Entlassungsschutz nach den 8§ 115 und 117 bis zum Ab-
lauf von vier Wochen nach Beendigung der Karenz. Bei Inanspruchnahme einer
Karenz im 2. Lebensjahr des Kindes kann eine Kiindigung bis vier Wochen nach
Ende der Karenz nur nach vorheriger Zustimmung des Gerichtes ausgesprochen
werden, wenn die Klage auf Zustimmung zur Kiindigung nach Ablauf des 1.
Lebensjahres des Kindes eingebracht worden ist und der Dienstgeber den Nach-
weis erbringt, dass die Kindigung durch Umstdnde, die in der Person der
Dienstnehmerin gelegen sind und die betrieblichen Interessen nachteilig ber(h-
ren, oder durch betriebliche Erfordernisse, die einer Weiterbeschaftigung der
Dienstnehmerin entgegenstehen, begriindet ist und die Aufrechterhaltung des
Dienstverhéltnisses dem Dienstgeber unzumutbar ist. Die Dienstnehmerin kann
im 2. Lebensjahr des Kindes bis vier Wochen nach Ende der Karenz nur aus den
im 8 45 ausdriicklich angefilhrten Griinden nach Zustimmung des Gerichtes
entlassen werden.

Karenz der Adoptiv- oder Pflegemutter
§119c

(1) Eine Dienstnehmerin hat Anspruch auf Karenz, wenn sie ein Kind, mit
dem sie im gemeinsamen Haushalt lebt und das das 2. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat,

1. an Kindes statt angenommen hat (Adoptivmutter) oder
2. in der Absicht, es an Kindes statt anzunehmen, in unentgeltliche Pflege
genommen hat (Pflegemutter).

(2) Die 88 119 bis 119b sind mit folgenden Abweichungen anzuwenden:
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des § 111 Abs 1 bekannt zu geben. Die Dienstnehmerin kann ihrem Dienstgeber
spatestens drei Monate, dauert die Karenz jedoch weniger als drei Monate, spa-
testens zwei Monate vor dem Ende ihrer Karenz, bekannt geben, dass sie die
Karenz verlangert und bis wann. Hat der andere Elternteil keinen Anspruch auf
Karenz, kann die Dienstnehmerin Karenz auch zu einem spateren Zeitpunkt in
Anspruch nehmen. In diesem Fall hat sie ihrem Dienstgeber Beginn und Dauer
der Karenz spéatestens drei Monate vor dem Antritt der Karenz bekannt zu geben.
Unbeschadet des Ablaufs dieser Fristen kann Karenz nach Abs 1 vereinbart
werden.

(3) Wird Karenz nach Abs 1 und 2 in Anspruch genommen, erstreckt sich
der Kundigungs- und Entlassungsschutz nach den §§ 115 und 117 bis zum Ab-
lauf von vier Wochen nach Beendigung der Karenz. Bei Inanspruchnahme einer
Karenz im 2. Lebensjahr des Kindes kann eine Kiindigung bis vier Wochen nach
Ende der Karenz nur nach vorheriger Zustimmung des Gerichtes ausgesprochen
werden, wenn die Klage auf Zustimmung zur Kindigung nach Ablauf des 1.
Lebensjahres des Kindes eingebracht worden ist und der Dienstgeber den Nach-
weis erbringt, dass die Kindigung durch Umsténde, die in der Person der
Dienstnehmerin gelegen sind und die betrieblichen Interessen nachteilig berih-
ren, oder durch betriebliche Erfordernisse, die einer Weiterbeschaftigung der
Dienstnehmerin entgegenstehen, begriindet ist und die Aufrechterhaltung des
Dienstverhéltnisses dem Dienstgeber unzumutbar ist. Die Dienstnehmerin kann
im 2. Lebensjahr des Kindes bis vier Wochen nach Ende der Karenz nur aus den
im 8 45 ausdriicklich angeflihrten Grunden nach Zustimmung des Gerichtes
entlassen werden. Hat der andere Elternteil keinen Anspruch auf Karenz und
nimmt die Dienstnehmerin Karenz zu einem spéteren Zeitpunkt in Anspruch, so
beginnt der Kiindigungs- und Entlassungsschutz mit der Bekanntgabe, friihes-
tens jedoch vier Monate vor Antritt der Karenz.

Karenz der Adoptiv- oder Pflegemutter
§119c

(1) Eine Dienstnehmerin, die ein Kind, welches das 2. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat,

1. an Kindes Statt angenommen hat (Adoptivmutter) oder

2. ein Kind in unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegemutter)
und die mit dem Kind im selben Haushalt lebt, hat Anspruch auf Karenz.

(2) Die 88 119 bis 119b sind mit folgenden Abweichungen anzuwenden:



1. Die Karenz nach den 8§88 119 und 119a beginnt mit dem Tag der An-
nahme an Kindes statt oder der Ubernahme in unentgeltliche Pflege oder
im Anschluss an eine Karenz des anderen Elternteils, Adoptiv- oder
Pflegeelternteils.

2. bis 4. ...

(3) Nimmt die Dienstnehmerin ein Kind nach Ablauf des 2. Lebensjahres,
jedoch vor Ablauf des 7. Lebensjahres des Kindes an Kindes statt an oder nimmt
sie es in der Absicht, es an Kindes statt anzunehmen, in unentgeltliche Pflege,
hat die Dienstnehmerin Anspruch auf Karenz in der Dauer von sechs Monaten.
Die Karenz beginnt mit dem Tag der Annahme an Kindes statt oder der Uber-
nahme in unentgeltliche Pflege oder im Anschluss an eine Karenz des anderen
Elternteils, Adoptiv- oder Pflegeelternteils.

4) ...
Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung
§120

(1) Die Dienstnehmerin hat einen Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung
langstens bis zum Ablauf des 7. Lebensjahres oder einem spéteren Schuleintritt
des Kindes, wenn

1. das Dienstverhaltnis zum Zeitpunkt des Antritts der Teilzeitbeschéfti-
gung ununterbrochen drei Jahre gedauert hat und
2. die Dienstnehmerin zu diesem Zeitpunkt in einem Betrieb (8 159) mit
mehr als 20 Dienstnehmern und Dienstnehmerinnen beschéftigt ist.
Wiéhrend eines Lehrverhéltnisses besteht kein Anspruch auf Teilzeitbeschafti-
gung. Beginn, Dauer, AusmaR und Lage der Teilzeitbeschéftigung sind mit dem
Dienstgeber zu vereinbaren, wobei die betrieblichen Interessen und die Interes-
sen der Dienstnehmerin zu berlcksichtigen sind.

(2) bis (4) ...
Vereinbarte Teilzeitbeschéaftigung
§ 120a

Eine Dienstnehmerin, die keinen Anspruch auf Teilzeitbeschéftigung nach
8 120 Abs. 1 oder 4 hat, kann mit dem Dienstgeber eine Teilzeitbeschaftigung
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1. Die Karenz nach den 8§ 119 und 119a beginnt mit dem Tag der An-
nahme an Kindes Statt oder der Ubernahme in unentgeltliche Pflege o-
der im Anschluss an eine Karenz des anderen Elternteils, Adoptiv- oder
Pflegeelternteils, im Fall des § 119 Abs 2 vierter Satz auch zu einem
spateren Zeitpunkt.

2. bis 4. ...

(3) Nimmt die Dienstnehmerin ein Kind nach Ablauf des 2. Lebensjahres,
jedoch vor Ablauf des 7. Lebensjahres des Kindes an Kindes Statt an oder in
unentgeltliche Pflege, hat die Dienstnehmerin Anspruch auf Karenz in der Dauer
von sechs Monaten. Die Karenz beginnt mit dem Tag der Annahme an Kindes
Statt oder der Ubernahme in unentgeltliche Pflege oder im Anschluss an eine
Karenz des anderen Elternteils, Adoptiv- oder Pflegeelternteils, im Fall des §
119 Abs 2 vierter Satz auch zu einem spéateren Zeitpunkt.

4) ..
Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung
§120

(1) Die Dienstnehmerin hat einen Anspruch auf Teilzeitbeschéftigung
langstens bis zum Ablauf des 7. Lebensjahres oder einem spateren Schuleintritt
des Kindes, wenn

1. das Dienstverhaltnis zum Zeitpunkt des Antritts der Teilzeitbeschafti-
gung ununterbrochen drei Jahre gedauert hat,
2. die Dienstnehmerin zu diesem Zeitpunkt in einem Betrieb (§ 159) mit
mehr als 20 Dienstnehmern und Dienstnehmerinnen beschéftigt ist und
3. die wdchentliche Normalarbeitszeit um mindestens 20 vH reduziert wird
und zwdlf Stunden nicht unterschreitet (Bandbreite).
Beginn, Dauer, Ausmal und Lage der Teilzeitbeschaftigung sind mit dem
Dienstgeber zu vereinbaren, wobei die betrieblichen Interessen und die Interes-
sen der Dienstnehmerin zu beriicksichtigen sind. Dienstnehmerinnen haben
wahrend eines Lehrverhaltnisses keinen Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung.

(2) bis (4) ...
Vereinbarte Teilzeitbeschaftigung
§ 120a

Die Dienstnehmerin, die keinen Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung nach
8 120 Abs 1 oder 4 hat, kann mit dem Dienstgeber eine Teilzeitbeschéftigung



einschlieBlich deren Beginn, Dauer, Ausmaf und Lage l&ngstens bis zum Ablauf
des 4. Lebensjahres des Kindes vereinbaren.

Gemeinsame Bestimmungen zur Teilzeitbeschéftigung
8 120b

@) ..
(2) Die Dienstnehmerin kann die Teilzeitbeschaftigung fir jedes Kind nur

einmal in Anspruch nehmen. Die Teilzeitbeschaftigung muss mindestens zwei
Monate dauern.

(3) und (4) ...

(5) Die Dienstnehmerin kann sowohl eine Anderung der Teilzeitbeschafti-
gung (Verlangerung, Anderung des AusmaRes oder der Lage) als auch eine vor-
zeitige Beendigung jeweils nur einmal verlangen. Sie hat dies dem Dienstgeber
schriftlich spéatestens drei Monate oder, wenn die Teilzeitbeschaftigung weniger
als drei Monate dauert, spatestens zwei Monate vor der beabsichtigten Anderung
oder Beendigung bekannt zu geben.

(6) Der Dienstgeber kann sowohl eine Anderung der Teilzeitbeschaftigung
(Anderung des AusmaRes oder der Lage) als auch eine vorzeitige Beendigung
jeweils nur einmal verlangen. Er hat dies der Dienstnehmerin schriftlich spates-
tens drei Monate oder, wenn die Teilzeitbeschaftigung weniger als drei Monate
dauert, spatestens zwei Monate vor der beabsichtigten Anderung oder Beendi-
gung bekannt zu geben.

(7) bis (9) ...

Verfahren bei Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung
§ 120c

(1) In Betrieben, in denen ein fir die Dienstnehmerin zustindiger Betriebs-
rat errichtet ist, ist dieser auf Verlangen der Dienstnehmerin den Verhandlungen
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einschlieBlich Beginn, Dauer, Ausmal} und Lage l&ngstens bis zum Ablauf des 4.
Lebensjahres des Kindes vereinbaren, bei der die wochentliche Normalarbeits-
zeit um mindestens 20 vH reduziert wird und zwglf Stunden nicht unterschreitet
(Bandbreite).

Gemeinsame Bestimmungen zur Teilzeitbeschéftigung
§ 120b

@ ..

(2) Die Dienstnehmerin kann die Teilzeitbeschéftigung fir jedes Kind nur
einmal in Anspruch nehmen. Dieses Recht wird durch das Zurlickziehen eines
Teilzeitantrages nach 8 120 Abs 1 oder § 120a nicht verwirkt. Die Teilzeitbe-
schéftigung muss mindestens zwei Monate dauern.

(3)und (4) ...

(5) Die Dienstnehmerin kann sowohl eine Anderung der Teilzeitbeschéfti-
gung (Verlangerung, Anderung des AusmaBes oder der Lage) innerhalb der
Bandbreite nach § 120 Abs 1 Z 3 oder § 120a als auch eine vorzeitige Beendi-
gung jeweils nur einmal verlangen. Sie hat dies dem Dienstgeber schriftlich
spatestens drei Monate, dauert die Teilzeitbeschaftigung jedoch weniger als drei
Monate, spétestens zwei Monate vor der beabsichtigten Anderung oder Beendi-
gung bekannt zu geben.

(6) Der Dienstgeber kann sowohl eine Anderung der Teilzeitbeschaftigung
(Anderung des AusmafRes oder der Lage) innerhalb der Bandbreite nach § 120
Abs 1 Z 3 oder 8 120a als auch eine vorzeitige Beendigung jeweils nur einmal
verlangen. Er hat dies der Dienstnehmerin schriftlich spétestens drei Monate
oder, wenn die Teilzeitbeschaftigung weniger als drei Monate dauert, spatestens
zwei Monate vor der beabsichtigten Anderung oder Beendigung bekannt zu
geben.

(7) bis (9) ...

(10) Kommt es zu einer Vereinbarung Uber ein Teilzeitmodell auRerhalb
der Bandbreite, liegt dennoch eine Teilzeitbeschéftigung im Sinn des § 120 oder
§ 120a vor.

Verfahren bei Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung
§ 120c

(1) In Betrieben, in denen ein fir die Dienstnehmerin zustandiger Betriebs-
rat errichtet ist, ist dieser auf Verlangen der Dienstnehmerin den Verhandlungen



Uber Beginn, Dauer, Ausmal} oder Lage der Teilzeitbeschaftigung beizuziehen.
Kommt binnen zwei Wochen ab Bekanntgabe keine Einigung zu Stande, kdnnen
im Einvernehmen zwischen Dienstnehmerin und Dienstgeber Vertreter der ge-
setzlichen Interessenvertretungen der Dienstnehmer und der Dienstgeber den
Verhandlungen beigezogen werden. Der Dienstgeber hat das Ergebnis der Ver-
handlungen schriftlich aufzuzeichnen. Die Aufzeichnung ist sowohl vom
Dienstgeber als auch von der Dienstnehmerin zu unterfertigen; eine Ablichtung
davon ist der Dienstnehmerin auszuhdndigen.

(2) bis (5) ...
Verfahren bei vereinbarter Teilzeitbeschaftigung
§ 120d

(1) In Betrieben, in denen ein fir die Dienstnehmerin zustandiger Betriebs-
rat errichtet ist, ist dieser auf Verlangen der Dienstnehmerin den Verhandlungen
zur Vereinbarung einer Teilzeitbeschaftigung, Uber deren Beginn, Dauer, Lage
und Ausmal’ beizuziehen.

(2) bis (4) ...

Karenz und Teilzeitbeschaftigung fur Vater Anspruch auf Karenz
§124

(1) bis (4) ...

(5) Nimmt der Dienstnehmer Karenz zum frihest moglichen Zeitpunkt
(Abs. 2 oder 3) in Anspruch, hat er seinem Dienstgeber spétestens acht Wochen
nach der Geburt Beginn und Dauer der Karenz bekannt zu geben. Der Dienst-
nehmer kann seinem Dienstgeber spatestens drei Monate oder, wenn die Karenz
weniger als drei Monate dauert, spatestens zwei Monate vor dem Ende seiner
Karenz bekannt geben, dass und bis zu welchem Zeitpunkt er die Karenz verlan-
gert.

Karenz des Adoptiv- oder Pflegevaters
§127

(1) Anspruch auf Karenz unter den in den 8§88 124 bis 126 angefiihrten Vo-
raussetzungen und Bedingungen hat, soweit im Folgenden nicht Anderes be-
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tber Beginn, Dauer, Ausmal} oder Lage der Teilzeitbeschéftigung nach § 120
Abs 1 beizuziehen. Kommt binnen zwei Wochen ab Bekanntgabe keine Eini-
gung zu Stande, koénnen im Einvernehmen zwischen Dienstnehmerin und
Dienstgeber Vertreter der gesetzlichen Interessenvertretungen der Dienstnehmer
und der Dienstgeber den Verhandlungen beigezogen werden. Der Dienstgeber
hat das Ergebnis der Verhandlungen schriftlich aufzuzeichnen. Die Aufzeich-
nung ist sowohl vom Dienstgeber als auch von der Dienstnehmerin zu unterfer-
tigen; eine Ablichtung davon ist der Dienstnehmerin auszuhandigen.

(2) bis (5) ...
Verfahren bei vereinbarter Teilzeitbeschaftigung
§120d

(1) In Betrieben, in denen ein flr die Dienstnehmerin zustdndiger Betriebs-
rat errichtet ist, ist dieser auf Verlangen der Dienstnehmerin den VVerhandlungen
Uber die Teilzeitbeschéaftigung nach § 120a, deren Beginn, Dauer, Lage und
Ausmal beizuziehen.

(2) bis (4) ...

Karenz und Teilzeitbeschaftigung fir Vater Anspruch auf Karenz
§124

(1) bis (4) ...

(5) Nimmt der Dienstnehmer Karenz zum friihestmdéglichen Zeitpunkt (Abs
2 oder 3) in Anspruch, hat er seinem Dienstgeber spétestens acht Wochen nach
der Geburt Beginn und Dauer der Karenz bekannt zu geben. Der Dienstnehmer
kann seinem Dienstgeber spatestens drei Monate, dauert die Karenz jedoch we-
niger als drei Monate, spatestens zwei Monate vor dem Ende seiner Karenz
bekannt geben, dass er die Karenz verlédngert und bis wann. Hat die Mutter kei-
nen Anspruch auf Karenz, kann der Dienstnehmer Karenz auch zu einem spéte-
ren Zeitpunkt in Anspruch nehmen. In diesem Fall hat er seinem Dienstgeber
Beginn und Dauer der Karenz spétestens drei Monate vor dem Antritt der Ka-
renz bekannt zu geben. Unbeschadet des Ablaufs dieser Fristen kann Karenz
nach Abs 1 vereinbart werden.

Karenz des Adoptiv- oder Pflegevaters
§127

(1) Anspruch auf Karenz unter den in den §8 124 bis 126 genannten Vo-
raussetzungen und Bedingungen hat, sofern im Folgenden nicht anderes be-



stimmt ist, auch ein Dienstnehmer, der ein Kind, welches das 2. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat,

1. an Kindes statt angenommen hat (Adoptivvater) oder

2. in der Absicht, es an Kindes statt anzunehmen, in unentgeltliche Pflege
genommen hat (Pflegevater).

(2) Bei Annahme an Kindes statt oder Ubernahmg_in unentgeltliche Pflege
beginnt die Karenz mit dem Tag der Annahme, der Ubernahme oder im An-
schluss an eine Karenz des anderen Elternteils.

3) ...

(4) Nimmt ein Dienstnehmer ein Kind nach Ablauf des 18. Lebensmonates,
jedoch vor Vollendung des 2. Lebensjahres an Kindes statt an oder nimmt er es
in der Absicht, es an Kindes statt anzunehmen, in unentgeltliche Pflege, kann er
Karenz im Ausmald bis zu sechs Monaten auch tber das 2. Lebensjahr des Kin-
des hinaus in Anspruch nehmen.

(5) Nimmt ein Dienstnehmer ein Kind nach Ablauf des 2. Lebensjahres, je-
doch vor Vollendung des 7. Lebensjahres des Kindes an Kindes statt an oder
nimmt er es in der Absicht, es an Kindes statt anzunehmen, in unentgeltliche
Pflege, hat er aus Anlass der Adoption oder Ubernahme in unentgeltliche Pflege
Anspruch auf Karenz im Ausmaf von sechs Monaten. Im Ubrigen gelten die §§
124 und 125.

(6) ...
Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung
§129

(1) Der Dienstnehmer hat einen Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung langs-
tens bis zum Ablauf des 7. Lebensjahres oder einem spéteren Schuleintritt des
Kindes, wenn

1. das Dienstverhdltnis zum Zeitpunkt des Antritts der Teilzeitbeschéfti-
gung ununterbrochen drei Jahre gedauert hat und
2. der Dienstnehmer zu diesem Zeitpunkt in einem Betrieb (§ 159) mit
mehr als 20 Dienstnehmern und Dienstnehmerinnen beschéftigt ist.
Wiéhrend eines Lehrverhéltnisses besteht kein Anspruch auf Teilzeitbeschafti-
gung. Beginn, Dauer, Ausmal} und Lage der Teilzeitbeschaftigung sind mit dem
Dienstgeber zu vereinbaren, wobei die betrieblichen Interessen und die Interes-
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stimmt ist, auch ein Dienstnehmer, der ein Kind, welches das 2. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat,

1. an Kindes Statt angenommen hat (Adoptivvater);
2. in unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegevater).

(2) Bei Annahme an Kindes Statt oder der Ubernahme in unentgeltliche
Pflege beginnt die Karenz mit dem Tag der Annahme, der Ubernahme oder im
Anschluss an eine Karenz des anderen Elternteils, Adoptiv- oder Pflegeeltern-
teils, im Fall des § 124 Abs 5 dritter Satz auch zu einem spéteren Zeitpunkt.

3) ..

(4) Nimmt ein Dienstnehmer ein Kind nach Ablauf des 18. Lebensmonates,
jedoch vor Vollendung des 2. Lebensjahres an Kindes Statt an oder in unentgelt-
liche Pflege, kann er Karenz im Ausmal bis zu sechs Monaten auch Uber das 2.
Lebensjahr des Kindes in Anspruch nehmen.

(5) Nimmt ein Dienstnehmer ein Kind nach Ablauf des 2. Lebensjahres, je-
doch vor Vollendung des 7. Lebensjahres an Kindes Statt an oder in unentgeltli-
che Pflege, hat er aus Anlass der Adoption oder Ubernahme in unentgeltliche
Pflege Anspruch auf Karenz im AusmaR von sechs Monaten. Im Ubrigen gelten
die 8§ 124 und 125.

(6) ...
Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung
§129

(1) Der Dienstnehmer hat einen Anspruch auf Teilzeitbeschéftigung langs-
tens bis zum Ablauf des 7. Lebensjahres oder bis zu einem spéteren Schuleintritt
des Kindes, wenn

1. das Dienstverhaltnis zum Zeitpunkt des Antritts der Teilzeitbeschafti-
gung ununterbrochen drei Jahre gedauert hat,
2. der Dienstnehmer zu diesem Zeitpunkt in einem Betrieb (§ 159) mit
mehr als 20 Dienstnehmern und Dienstnehmerinnen beschaftigt ist und
3. die wdchentliche Normalarbeitszeit um mindestens 20 vH reduziert wird
und zwolf Stunden nicht unterschreitet (Bandbreite).
Beginn, Dauer, Ausmal und Lage der Teilzeitbeschéftigung sind mit dem



sen des Dienstnehmers zu berticksichtigen sind.

(2) bis (4) ...
Vereinbarte Teilzeitbeschéaftigung
§ 129a

Der Dienstnehmer, der keinen Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung nach §
129 Abs. 1 oder 4 hat, kann mit dem Dienstgeber eine Teilzeitbeschaftigung
einschlieBlich Beginn, Dauer, Ausmal und Lage langstens bis zum Ablauf des 4.
Lebensjahres des Kindes vereinbaren.

Gemeinsame Bestimmungen zur Teilzeitbeschaftigung
§129b

) ...

(2) Der Dienstnehmer kann die Teilzeitbeschaftigung fur jedes Kind nur
einmal in Anspruch nehmen. Die Teilzeitbeschaftigung muss mindestens zwei
Monate dauern.

(3) und (4) ...

(5) Der Dienstnenmer kann sowohl eine Anderung der Teilzeitbeschafti-
gung (Verlangerung, Anderung des AusmaRes oder der Lage) als auch eine vor-
zeitige Beendigung jeweils nur einmal verlangen. Er hat dies dem Dienstgeber
schriftlich spatestens drei Monate oder, wenn die Teilzeitbeschaftigung weniger
als drei Monate dauert, spatestens zwei Monate vor der beabsichtigten Anderung
oder Beendigung bekannt zu geben.

(6) Der Dienstgeber kann sowohl eine Anderung der Teilzeitbeschéftigung
(Anderung des AusmaRes oder der Lage) als auch eine vorzeitige Beendigung
jeweils nur einmal verlangen. Er hat dies dem Dienstnehmer schriftlich spates-
tens drei Monate oder, wenn die Teilzeitbeschaftigung weniger als drei Monate
dauert, spatestens zwei Monate vor der beabsichtigten Anderung oder Beendi-
gung bekannt zu geben.
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Dienstgeber zu vereinbaren, wobei die betrieblichen Interessen und die Interes-
sen des Dienstnehmers zu beriicksichtigen sind. Dienstnehmer haben wéhrend
eines Lehrverhéltnisses keinen Anspruch auf Teilzeitbeschéftigung.

(2) bis (4) ...
Vereinbarte Teilzeitbeschaftigung
§ 129a

Der Dienstnehmer, der keinen Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung nach
8129 Abs 1 oder 4 hat, kann mit dem Dienstgeber eine Teilzeitbeschaftigung
einschlieBlich Beginn, Dauer, Ausmal} und Lage langstens bis zum Ablauf des 4.
Lebensjahres des Kindes vereinbaren, bei der die wéchentliche Normalarbeits-
zeit um mindestens 20 vH reduziert wird und zwolf Stunden nicht unterschreitet
(Bandbreite).

Gemeinsame Bestimmungen zur Teilzeitbeschaftigung
§129b

1)..

(2) Der Dienstnehmer kann die Teilzeitbeschaftigung fur jedes Kind nur
einmal in Anspruch nehmen. Dieses Recht wird durch das Zuriickziehen eines
Teilzeitantrages nach § 129 Abs 1 oder § 129a nicht verwirkt. Die Teilzeitbe-
schéftigung muss mindestens zwei Monate dauern.

(3) und (4) ...

(5) Der Dienstnehmer kann sowohl eine Anderung der Teilzeitbeschafti-
gung (Verlangerung, Anderung des AusmaRes oder der Lage) innerhalb der
Bandbreite nach § 129 Abs 1 Z 3 oder § 129a als auch eine vorzeitige Beendi-
gung jeweils nur einmal verlangen. Er hat dies dem Dienstgeber schriftlich spa-
testens drei Monate oder, wenn die Teilzeitbeschaftigung weniger als drei Mona-
te dauert, spatestens zwei Monate vor der beabsichtigten Anderung oder Beendi-
gung bekannt zu geben.

(6) Der Dienstgeber kann sowohl eine Anderung der Teilzeitbeschaftigung
(Anderung des AusmaRes oder der Lage) innerhalb der Bandbreite nach § 129
Abs 1 Z 3 oder 8 129a als auch eine vorzeitige Beendigung jeweils nur einmal
verlangen. Er hat dies dem Dienstnehmer schriftlich spatestens drei Monate
oder, wenn die Teilzeitbeschaftigung weniger als drei Monate dauert, spatestens
zwei Monate vor der beabsichtigten Anderung oder Beendigung bekannt zu
geben.



(7) bis (9) ...

Verfahren bei Anspruch auf Teilzeitbeschéaftigung
§ 129c

(1) In Betrieben, in denen ein fiir den Dienstnehmer zustandiger Betriebsrat
errichtet ist, ist dieser auf Verlangen des Dienstnehmers den Verhandlungen
Uber Beginn, Dauer, Ausmal} oder Lage der Teilzeitbeschaftigung beizuziehen.
Kommt binnen zwei Wochen ab Bekanntgabe keine Einigung zu Stande, kénnen
im Einvernehmen zwischen Dienstnehmer und Dienstgeber Vertreter der gesetz-
lichen Interessenvertretungen der Dienstnehmer und der Dienstgeber den Ver-
handlungen beigezogen werden. Der Dienstgeber hat das Ergebnis der Verhand-
lungen schriftlich aufzuzeichnen. Die Aufzeichnung ist sowohl vom Dienstgeber
als auch vom Dienstnehmer zu unterfertigen; eine Ablichtung davon ist dem
Dienstnehmer auszuhé&ndigen.

(2) bis (5) ...
Verfahren bei vereinbarter Teilzeitbeschaftigung
§129d

(1) In Betrieben, in denen ein fiir den Dienstnehmer zustandiger Betriebsrat
errichtet ist, ist dieser auf Verlangen des Dienstnehmers den Verhandlungen
Uber die Teilzeitbeschaftigung, deren Beginn, Dauer, Lage und AusmaR beizu-
ziehen.

(2) bis (4) ...
Schutz der Jugendlichen
§131
(1) bis (4) ...
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(7) bis (9) ...

(10) Kommt es zu einer Vereinbarung Uber ein Teilzeitmodell auRerhalb
der Bandbreite, liegt dennoch eine Teilzeitbeschéftigung im Sinn des § 129 oder
§ 129a vor.

Verfahren bei Anspruch auf Teilzeitbeschaftigung
§129c

(1) In Betrieben, in denen ein fiir den Dienstnehmer zustandiger Betriebsrat
errichtet ist, ist dieser auf Verlangen des Dienstnehmers den Verhandlungen
tber Beginn, Dauer, Ausmall oder Lage der Teilzeitbeschéftigung nach § 129
Abs 1 beizuziehen. Kommt binnen zwei Wochen ab Bekanntgabe keine Eini-
gung zu Stande, kénnen im Einvernehmen zwischen Dienstnehmer und Dienst-
geber Vertreter der gesetzlichen Interessenvertretungen der Dienstnehmer und
der Dienstgeber den Verhandlungen beigezogen werden. Der Dienstgeber hat
das Ergebnis der Verhandlungen schriftlich aufzuzeichnen. Die Aufzeichnung ist
sowohl vom Dienstgeber als auch vom Dienstnehmer zu unterfertigen; eine
Ablichtung davon ist dem Dienstnehmer auszuh&ndigen.

(2) bis (5) ...
Verfahren bei vereinbarter Teilzeitbeschaftigung
§129d

(1) In Betrieben, in denen ein flr den Dienstnehmer zustandiger Betriebsrat
errichtet ist, ist dieser auf Verlangen des Dienstnehmers den Verhandlungen
Uber die Teilzeitbeschaftigung nach § 129a, deren Beginn, Dauer, Lage und
Ausmal beizuziehen.

(2) bis (4) ...

Schutz der Jugendlichen
§131
(1) und (2) ...

(2a) Die Arbeitszeit kann in den einzelnen Wochen eines mehrwéchigen
Durchrechnungszeitraumes ausgedehnt werden, wenn innerhalb dieses Durch-
rechnungszeitraumes die Wochenarbeitszeit im Durchschnitt 40 Stunden nicht
libersteigt und

1. der Kollektivvertrag dies zuldsst,

2. fur vergleichbare erwachsene Dienstnehmer des Betriebes eine solche



(5) Wahrend jedes Zeitraumes von 24 Stunden ist

1. Personen unter 15 Jahren eine ununterbrochene Ruhezeit von mindes-
tens 14 Stunden zu gewahren;

2. den Gbrigen Jugendlichen eine ununterbrochene Ruhezeit von mindes-
tens zwolf Stunden zu gewahren. Fir Jugendliche, die mit der Viehpfle-
ge und Melkung (Stallarbeit) beschaftigt sind, kann die Ruhezeit ab
Vollendung des 16. Lebensjahres auf zehn Stunden verkiirzt werden, so-
fern innerhalb von drei Wochen eine Ruhezeit oder Wochenfreizeit ent-
sprechend verléngert wird.

(6) ...
(7) Jugendliche durfen in der Zeit zwischen 19:00 Uhr und 5:00 Uhr nicht
beschéaftigt und zur Uberstundenarbeit (§ 72) nicht herangezogen werden.

(8) ...

(9) Jugendliche diirfen an Samstagen und Sonntagen nicht beschéaftigt wer-
den. Fir Jugendliche, die in Betrieben gemal § 5 Abs 4 erster Satz beschaftigt
werden, hat die Wochenfreizeit am Samstag spétestens um 13:00 Uhr zu begin-
nen. Bei Beschéaftigung am Samstag durfen diese Jugendlichen am Montag in
der darauf folgenden Kalenderwoche nicht beschaftigt werden. Ist der Montag
Berufsschultag, ist eine Beschaftigung dieser Jugendlichen am Samstag nicht
zulassig.

(10) Wahrend der Arbeitsspitzen muss die Wochenfreizeit mindestens 41
aufeinander folgende Stunden, in die der Sonntag zu fallen hat, betragen. Arbei-
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Arbeitszeiteinteilung besteht und

3. eine abweichende Arbeitszeiteinteilung fiir Jugendliche dem Dienstge-
ber nicht zugemutet werden kann.

(2b) Bei einer Verteilung der Arbeitszeit nach Abs 2a darf die Tagesarbeits-
zeit neun Stunden und die Arbeitszeit in den einzelnen Wochen des Durchrech-
nungs- bzw Einarbeitungszeitraumes 45 Stunden nicht tberschreiten.

(3) und (4) ...

(5) Wahrend jedes Zeitraumes von 24 Stunden ist

1. Personen unter 15 Jahren eine ununterbrochene Ruhezeit von mindes-
tens 14 Stunden zu gewéhren;
2. den Ubrigen Jugendlichen eine ununterbrochene Ruhezeit von mindes-
tens zwolf Stunden zu gewéhren.
Fur Jugendliche, die mit der Viehpflege und Melkung (Stallarbeit) beschéaftigt
sind, kann die Ruhezeit ab Vollendung des 16. Lebensjahres auf elf Stunden
verkdirzt werden, sofern innerhalb von drei Wochen eine Ruhezeit oder Wochen-
freizeit entsprechend verléngert wird.

(6) ...

(7) Jugendliche diirfen in der Zeit zwischen 19:00 Uhr und 5:00 Uhr nicht
beschaftigt und zur Uberstundenarbeit (§ 72) nicht herangezogen werden. Der
Kollektivvertrag kann die Beschéftigung von Jugendlichen lber 16 Jahre bis 22
Uhr zulassen, wenn dies wegen der Art der Tétigkeit erforderlich ist.

3) ...

(9) Den Jugendlichen ist wdchentlich eine ununterbrochene Freizeit von
zwei Kalendertagen zu gewdhren. Diese Wochenfreizeit hat den Sonntag zu
umfassen. Fur Jugendliche, die an einem Samstag beschéftigt werden, hat die
Wochenfreizeit am Samstag spatestens um 13 Uhr zu beginnen. Bei Beschafti-
gung am Samstag dirfen diese Jugendlichen in der darauffolgenden Kalender-
woche

1. am Montag nicht beschéftigt werden,

2. von Dienstag bis Freitag neun Stunden beschéftigt werden.

Ist der Montag Berufsschultag, ist eine Beschéftigung dieser Jugendlichen am
Samstag nicht zulassig.

(10) Wahrend der Arbeitsspitzen muss die Wochenfreizeit mindestens 41
aufeinander folgende Stunden, in die der Sonntag zu fallen hat, betragen. Arbei-



ten wéahrend der Wochenfreizeit und an Feiertagen sind nur in besonders dringli-
chen Féllen (§ 75 Abs 4) zuléssig.

(11) ...
Lehrvertrag
§ 150

) ..

(2) Der Lehrvertrag bedarf der Schriftform. Er ist vor Antritt der Lehre zwi-
schen dem Lehrberechtigten einerseits und dem Lehrling andererseits abzu-
schlieRen. Ist der Lehrling minderjahrig, ist der Lehrvertrag fiir den Lehrling von
seinem gesetzlichen Vertreter (Vormund) abzuschlieen; in diesem Fall bedarf
der Abschlul des Lehrvertrages gemaR § 128 LAG nicht der Einwilligung des
Vormundschaftsgerichtes.

(3) bis (6) ...

Pflichten des Lehrberechtigten
§ 152
(1) bis (3) ...

(4) Dem Lehrling ist die zum Besuch der Berufsschule oder der vorge-
schriebenen Fachkurse notwendige freie Zeit ohne Schmélerung des Entgelts zu
gewahren. Der Lehrberechtigte hat den Lehrling zum regelméRigen Besuch des
Unterrichts anzuhalten.

(5) bis (9) ...
Aufzeichnungspflichten
§ 266

(1) Uber die im § 84 bestimmten Aufzeichnungspflichten hinaus hat der
Dienstgeber Aufzeichnungen zu fiihren tber
1. ..
2. die Beschaftigung an Sonn- und Feiertagen und den gewdhrten Freizeit-
ausgleich geméaR § 70 Abs 1 und § 75 Abs 3 lit a.
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ten wahrend der Wochenfreizeit und an Feiertagen sind nur in besonders dringli-
chen Féllen (8§ 75 Abs 2) zuléssig.

(11) ...
Lehrvertrag
§ 150

@)..

(2) Der Lehrvertrag bedarf der Schriftform. Er ist vor Antritt der Lehre zwi-
schen dem Lehrberechtigten einerseits und dem Lehrling andererseits abzu-
schlieBen. Der Abschluss des Lehrvertrages von minderjahrigen Lehrlingen
bedarf der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters des Lehrlings; in diesem Fall
bedarf der Abschluss des Lehrvertrages gemél § 128 des Landarbeitsgesetzes
1984 nicht der Genehmigung des Pflegschaftsgerichtes.

(3) bis (6) ...
Pflichten des Lehrberechtigten
§ 152
(1) bis (3) ...

(4) Dem Lehrling ist die zum Besuch der Berufsschule oder der vorge-
schriebenen Fachkurse notwendige freie Zeit ohne Schmélerung des Entgelts zu
gewdahren. Der Lehrberechtigte hat den Lehrling zum regelméaRigen Besuch des
Unterrichts anzuhalten. Die Lehrberechtigten haben die Kosten der Unterbrin-
gung und Verpflegung, die durch den Aufenthalt der Lehrlinge in einem fur die
Schiler der Berufsschule bestimmten Schulerheim zur Erfillung der Berufs-
schulpflicht entstehen (Internatskosten), zu tragen. Bei Unterbringung in einem
anderen Quartier sind ebenso die bei Unterbringung in einem Schilerheim ent-
stehenden Kosten zu tragen.

(5) bis (9) ...
Aufzeichnungspflichten
8§ 266

(1) Uber die im § 84 bestimmten Aufzeichnungspflichten hinaus hat der
Dienstgeber Aufzeichnungen zu fiihren Gber
1. ..
2. die Beschéftigung an Sonn- und Feiertagen und den gewéhrten Freizeit-
ausgleich geméaR § 70 Abs 1 und 8 75a.



(1a) bis (5) ...

Strafbestimmungen
§313

(1) Ubertretungen der Vorschriften der §8 67 bis 75, 84, 87 Abs 3, 4 und 5,
88 bis 90, 92 bis 94 Abs 6, 94a Abs 4 bis 7, 95 bis 95b, 96 Abs 1 bis 5, 97, 98
bis 104, 104a Abs 2 bis 7, 11 und 15, 104b Abs 4 und 5, 105, 105a Abs 2 bis 7,
105e, 105f, 106, 108a, 109 Abs 1, 3und 5, 110 Abs 1 und 2, 110a Abs 2, 111 bis
114, 131 bis 134, 136 Abs 3, 137 Z 2, 138 Abs 3, 152 Abs 2, 264 und 266 sind,
wenn die Tat nicht nach anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt,
mit Geldstrafe bis zu 1.100 € zu ahnden.

(2) bis (6) ...
Verweisungen auf Bundesrecht
§314

(1) Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen auf bundesrechtliche
Vorschriften gelten, soweit nicht ausdriicklich anderes bestimmt wird, als Ver-
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(1a) bis (4) ...
(4a) Far
1. Dienstnehmer, die die Lage ihrer Arbeitszeit oder ihren Arbeitsort weit-
gehend selbst bestimmen kénnen,
2. Dienstnehmer, die ihre Tétigkeit in ihrer Wohnung ausiiben, fur jene
Tage, an denen dies durchgehend erfolgt, und
3. Dienstnehmer in Leitungsfunktion, denen mal3gebliche Fihrungsaufga-
ben selbstverantwortlich tbertragen sind,
sind ausschlieBlich Aufzeichnungen tber die Dauer der Tagesarbeitszeit zu fiih-
ren.

(4b) Fir Angestellte, die mit der maRgeblichen Flhrung des gesamten
landwirtschaftlichen oder forstwirtschaftlichen Betriebs betraut sind, besteht
keine Pflicht zur Fihrung von Arbeitszeitaufzeichnungen.

(4c) Fiur Angestellte, denen maligebliche selbstdndige Entscheidungsbefug-
nis Ubertragen ist und deren gesamte Arbeitszeit auf Grund der besonderen
Merkmale der Tatigkeit nicht gemessen oder im Voraus festgelegt wird, besteht
keine Pflicht zur Fuhrung von Arbeitszeitaufzeichnungen. Der Personenkreis ist
im Kollektivvertrag festzulegen.

) ..
Strafbestimmungen
§313

(1) Ubertretungen der Vorschriften der 88 67 bis 75a, 84, 87 Abs 3, 4 und 5,
88 bis 90, 92 bis 94 Abs 6, 94a Abs 4 bis 7, 95 bis 95b, 96 Abs 1 bis 5, 97, 98
bis 104, 104a Abs 2 bis 7, 11 und 15, 104b Abs 4 und 5, 105, 105a Abs 2 bis 7,
105e, 105f, 106, 108a, 109 Abs 1, 3und 5, 110 Abs 1 und 2, 110a Abs 2, 111 bis
114, 131 bis 134, 136 Abs 3, 137 Z 2, 138 Abs 3, 152 Abs 2, 264 und 266 sind,
wenn die Tat nicht nach anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt,
mit Geldstrafe bis zu 1.100 € zu ahnden.

(2) bis (6) ...
Verweisungen auf Bundesrecht
§314

(1) Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen auf bundesrechtliche
Vorschriften gelten, soweit nicht ausdricklich anderes bestimmt wird, als Ver-



weisungen auf die letztzitierte Fassung:

1.

2.

3

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

Abfallwirtschaftsgesetz 2002 — AWG 2002, BGBI | Nr 102; Gesetz
BGBI | Nr 163/2015;

Aktiengesetz — AktG , BGBI Nr 98/1965; Gesetz BGBI | Nr 20/2017;

. Allgemeines biirgerliches Gesetzbuch — ABGB, JGS Nr 946/1811; Ge-

setz BGBI | Nr 43/2016;

. Allgemeines Pensionsgesetz — APG, BGBI | Nr 142/2004; Gesetz BGBI

I Nr 38/2017;

. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz — ASVG, BGBI Nr 189/1955;

Gesetz BGBI | Nr 53/2017;

. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 — AVG, BGBI Nr 51;

Gesetz BGBI | Nr 161/2013;

. Angestelltengesetz, BGBI Nr 292/1921; Gesetz BGBI | Nr 152/2015;
. Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz — ASchG, BGBI Nr 450/1994; Gesetz

BGBI | Nr 40/2017;

. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 — AIVG, BGBI Nr 609; Gesetz

BGBI | Nr 38/2017;

Arbeitsmarktférderungsgesetz — AMFG, BGBI Nr 31/1969; Gesetz
BGBI | Nr 71/2013;

Arbeitsmarktservicegesetz — AMSG, BGBI Nr 313/1994; Gesetz BGBI |
Nr 31/2017;

Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 — APSG, BGBI Nr 683; Gesetz
BGBI | Nr 114/20186;

Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz — ASGG, BGBI Nr 104/1985; Gesetz
BGBI | Nr 44/2016;

Arbeitsverfassungsgesetz — ArbVG, BGBI Nr 22/1974; Gesetz BGBI |
Nr 37/2017;

Arztegesetz 1998 — ArzteG 1998, BGBI | Nr 169; Gesetz BGBI | Nr
26/2017;

Bauern-Sozialversicherungsgesetz — BSVG, BGBI Nr 559/1978; Gesetz
BGBI | Nr 53/2017;

Behinderteneinstellungsgesetz — BEinstG, BGBI Nr 22/1970; Gesetz
BGBI | Nr 40/2017;

Betriebliches Mitarbeiter- und Selbstdndigenvorsorgegesetz — BMSVG,
BGBI | Nr 100/2002; Gesetz BGBI | Nr 36/2017;

37 von 40

weisungen auf die letztzitierte Fassung:

1

2.

3

10.

11.

12.

13.

14

15.

16.

17.

18.

. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 — AWG 2002, BGBI | Nr 102; Gesetz

BGBI | Nr 73/2018;
Aktiengesetz — AktG, BGBI Nr 98/1965; Gesetz BGBI | Nr 76/2018;

. Allgemeines burgerliches Gesetzbuch — ABGB, JGS Nr 946/1811; Ge-

setz BGBI | Nr 100/2018;

. Allgemeines Pensionsgesetz — APG, BGBI | Nr 142/2004; Gesetz BGBI

I Nr 38/2017;

. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz — ASVG, BGBI Nr 189/1955;

Gesetz BGBI | Nr 23/2019;

. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 — AVG, BGBI Nr 51;

Gesetz BGBI | Nr 58/2018;

. Angestelltengesetz, BGBI Nr 292/1921; Gesetz BGBI | Nr 100/2018;
. ArbeitnehmerlInnenschutzgesetz — ASchG, BGBI Nr 450/1994; Gesetz

BGBI | Nr 100/2018;

. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 — AIVG, BGBI Nr 609; Gesetz

BGBI | Nr 100/2018;

Arbeitsmarktférderungsgesetz — AMFG, BGBI Nr 31/1969; Gesetz
BGBI | Nr 71/2013;

Arbeitsmarktservicegesetz — AMSG, BGBI Nr 313/1994; Gesetz BGBI |
Nr 100/2018;

Avrbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 — APSG, BGBI Nr 683; Gesetz
BGBI | Nr 126/2017;

Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz — AGG, BGBI | Nr 111/2010; Gesetz
BGBI | Nr 100/2018;

. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz — ASGG, BGBI Nr 104/1985; Gesetz

BGBI | Nr 44/2016;

Avrbeitsverfassungsgesetz — ArbVG, BGBI Nr 22/1974; Gesetz BGBI |
Nr 104/2017;

Arztegesetz 1998 — ArzteG 1998, BGBI | Nr 169; Gesetz BGBI | Nr
20/2019;

Bauern-Sozialversicherungsgesetz — BSVG, BGBI Nr 559/1978; Gesetz
BGBI | Nr 7/2019;

Behinderteneinstellungsgesetz — BEinstG, BGBI Nr 22/1970; Gesetz
BGBI | Nr 32/2018;



19.

20.

21.

22.

23.

24,

25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

33.

34.

35.

36.

Betriebspensionsgesetz — BPG, BGBI Nr 282/1990; Gesetz BGBI | Nr
44/2016;

Biozidproduktegesetz — BiozidprodukteG, BGBI | Nr 105/2013; Gesetz
BGBI | Nr 109/2015;

Bundesgesetz Uber die Spaltung von Kapitalgesellschaften — SpaltG,
BGBI Nr 304/1996; Gesetz BGBI | Nr 112/2015;

Bundespflegegeldgesetz — BPGG, BGBI Nr 110/1993; Gesetz BGBI |
Nr 116/2016;

Chemikaliengesetz 1996 — ChemG 1996, BGBI | Nr 53/1997; Gesetz
BGBI | Nr 58/2017;

Einkommensteuergesetz 1988 — EStG 1988, BGBI Nr 400; Kundma-
chung BGBI | Nr 34/2017;

Entwicklungszusammenarbeitsgesetz — EZA-G, BGBI | Nr 49/2002;
Gesetz BGBI | Nr 65/2003;

Exekutionsordnung — EO, RGBI Nr 79/1896; Gesetz BGBI | Nr
100/2016;

Gebihrenanspruchsgesetz — GebAG, BGBI Nr 136/1975; Gesetz BGBI
| Nr 71/2014;

Gesetz Uber Gesellschaften mit beschrankter Haftung — GmbHG, RGBI
Nr 58/1906; Gesetz BGBI | Nr 20/2017;

Gewerbeordnung 1994 — GewO 1994, BGBI Nr 194; Gesetz BGBI | Nr
82/2016;

Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz — GSVG, BGBI Nr 560/1978;
Gesetz BGBI | Nr 53/2017;

Gutsangestelltengesetz, BGBI
152/2015;

Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, BGBI Nr 235/1962; Gesetz
BGBI | Nr 100/2002;

Heimarbeitsgesetz 1960, BGBI Nr 105/1961; Gesetz BGBI | Nr
40/2017;

Landarbeitsgesetz 1984 — LAG, BGBI Nr 287; Gesetz BGBI | Nr
36/2017;

Land- und forstwirtschaftliches Berufsaushildungsgesetz — LFBAG,
BGBI Nr 298/1990; Gesetz BGBI | Nr 157/2013;

Mutter-Kind-Pass-Verordnung 2002 - MuKiPassV, BGBI Il Nr

Nr 538/1923; Gesetz BGBI | Nr

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

30.

3L

32.

33.

34.

35.

36.
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Betriebliches Mitarbeiter- und Selbstdndigenvorsorgegesetz — BMSVG,
BGBI | Nr 100/2002; Gesetz BGBI | Nr 25/2019;

Betriebspensionsgesetz — BPG, BGBI Nr 282/1990; Gesetz BGBI | Nr
100/2018;

Bewertungsgesetz 1955 — BewG 1955, BGBI Nr 148; Gesetz BGBI | Nr
77/2016;

Biozidproduktegesetz — BiozidprodukteG, BGBI | Nr 105/2013; Gesetz
BGBI | Nr 109/2015;

Bundesgesetz Uber die Spaltung von Kapitalgesellschaften — SpaltG,
BGBI Nr 304/1996; Gesetz BGBI | Nr 107/2017;

Bundespflegegeldgesetz — BPGG, BGBI Nr 110/1993; Gesetz BGBI |
Nr 59/2018;

Chemikaliengesetz 1996 — ChemG 1996, BGBI | Nr 53/1997; Gesetz
BGBI | Nr 44/2018;

Einkommensteuergesetz 1988 — EStG 1988, BGBI Nr 400; Gesetz
BGBI | Nr 98/2018;

Entwicklungszusammenarbeitsgesetz — EZA-G, BGBI | Nr 49/2002;
Gesetz BGBI | Nr 37/2018;

Exekutionsordnung — EO, RGBI Nr 79/1896; Gesetz BGBI | Nr
32/2018;

Gebiihrenanspruchsgesetz — GebAG, BGBI Nr 136/1975; Gesetz BGBI
I Nr 71/2014;

Gesetz ber Gesellschaften mit beschrankter Haftung — GmbHG, RGBI
Nr 58/1906; Gesetz BGBI | Nr 71/2018;

Gewerbeordnung 1994 — GewO 1994, BGBI Nr 194; Gesetz BGBI | Nr
112/2018;

Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz — GSVG, BGBI Nr 560/1978;
Gesetz BGBI | Nr 7/2019;

Gutsangestelltengesetz, BGBI
100/2018;

Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, BGBI Nr 235/1962; Gesetz
BGBI | Nr 100/2018;

Heimarbeitsgesetz 1960, BGBI Nr 105/1961; Gesetz BGBI | Nr
61/2018;

Landarbeitsgesetz 1984 — LAG, BGBI Nr 287; Gesetz BGBI | Nr

Nr 538/1923; Gesetz BGBI | Nr



37.
38.

39.

40.
41.

42.

43.

44,

45,

46.

47.

48.

470/2001; Verordnung BGBI 11 Nr 420/2013;
Opferfirsorgegesetz, BGBI Nr 183/1947; Gesetz BGBI | Nr 16/2017;

Pensionskassengesetz — PKG, BGBI Nr 281/1990; Gesetz BGBI | Nr
68/2015;

Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBI | Nr 10; Gesetz BGBI | Nr
163/2015;

SCE-Gesetz — SCEG, BGBI | Nr 104/2006; Gesetz BGBI | Nr 43/2016;

Schulorganisationsgesetz, BGBI Nr 242/1962; Gesetz BGBI | Nr
56/2016;

Schulunterrichtsgesetz — SchUG, BGBI Nr 472/1986; Gesetz BGBI | Nr
56/2016;

Unternehmensgesetzbuch — UGB, dRGBI S 219/1897; Gesetz BGBI |
Nr 20/2017;

Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 — VAG 2016, BGBI | Nr 34/2015;
Gesetz BGBI | Nr 118/2016;

Wehrgesetz 2001 — WG 2001, BGBI | Nr 146; Gesetz BGBI | Nr
65/2015;

Zivildienstgesetz 1986 — ZDG, BGBI Nr 679; Gesetz BGBI | Nr
146/2015;

Zivilprozessordnung — ZPO, RGBI Nr 113/1895; Gesetz BGBI | Nr
59/2017;

Zivilrechts-Mediations-Gesetz — ZivMediatG, BGBI | Nr 29/2003.

@) ..

1.

Umsetzungshinweis

§ 315
bis 29. ...

38.

39.
40.

41.

42.
43.

44,

45,

46.

47.

48.

49.

50.

51.
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16/2019;

. Land- und forstwirtschaftliches Berufsausbildungsgesetz — LFBAG,

BGBI Nr 298/1990; Verordnung BGBI Il Nr 59/2014;

Mutter-Kind-Pass-Verordnung 2002 - MuKiPassV, BGBI Il Nr
470/2001; Verordnung BGBI 11 Nr 420/2013;

Opferfursorgegesetz, BGBI Nr 183/1947; Gesetz BGBI | Nr 100/2018;

Pensionskassengesetz — PKG, BGBI Nr 281/1990; Gesetz BGBI | Nr
81/2018;

Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBI | Nr 10; Gesetz BGBI | Nr
163/2015;

SCE-Gesetz — SCEG, BGBI I Nr 104/2006; Gesetz BGBI | Nr 69/2018;

Schulorganisationsgesetz, BGBI Nr 242/1962; Gesetz BGBI | Nr
35/2019;

Schulunterrichtsgesetz — SchUG, BGBI Nr 472/1986; Gesetz BGBI | Nr
35/2019;

Unternehmensgesetzbuch — UGB, dRGBI S 219/1897; Gesetz BGBI |
Nr 58/2018;

Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw Nichtraucherschutzgesetz -
TNRSG, BGBI Nr 431/1995; Gesetz BGBI | Nr 37/2018;

Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 — VAG 2016, BGBI | Nr 34/2015;
Gesetz BGBI | Nr 26/2019;

Wehrgesetz 2001 — WG 2001, BGBI | Nr 146; Gesetz BGBI | Nr
61/2018;

Zivildienstgesetz 1986 — ZDG, BGBI Nr 679; Gesetz BGBI | Nr
107/2018;

Zivilprozessordnung — ZPO, RGBI Nr 113/1895; Gesetz BGBI | Nr
109/2018;

Zivilrechts-Mediations-Gesetz — ZivMediatG, BGBI | Nr 29/2003.

Q..

1.
21a. Richtlinie 2003/88/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom

Umsetzungshinweis

§ 315
bis 21. ...

4. November 2003 Uber bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung,
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ABI Nr L 299 vom 18. November 2003;
22. bis 24. ...

24a. Richtlinie 2009/148/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 30. November 2009 Uber den Schutz der Arbeitnehmer gegen Ge-
fahrdung durch Asbest am Arbeitsplatz, ABI Nr L 330 vom 16. Dezem-
ber 2009;

25. bis 29. ...

§ 324 §324
(1) bis (11) ... (1) bis (11) ...

(12) Die 88 3 Abs 4, 7a, 11 Abs 4b, 5 und 10, 11a bis 11e, 12 Abs 4, 15
Abs 5, 21 Abs 3, 26 Abs 3, 31a, 37, 43 Abs 3, 50d, 50h Abs 4, 50q Abs 2, 67
Abs 2, 68 Abs 1, 69 Abs 4 und 5, 72, 72a, 73 Abs 3, 74, 74a, 74b, 75, 75a, 76
Abs 2, 2b, 2c und 3, 87 Abs 2a, 88 Abs 1, 7 und 8, 90 Abs 3, 91 Abs 1 und 2, 94
Abs 1 und 8, 99h, 101 Abs 1, 102 Abs 2, 103 Abs 2 und 4, 104a Abs 5 und 7,
105a Abs 8, 105b Abs 4, 105¢ Abs 1 und 3, 112 Abs 2, 115 Abs 1a, 117, 118
Abs 2,119 Abs 2 und 3, 119¢c Abs 1, 2 und 3, 120 Abs 1, 120a, 120b Abs 2, 5, 6
und 10, 120c Abs 1, 120d Abs 1, 124 Abs 5, 127 Abs 1, 2, 4 und 5, 129 Abs 1,
129a, 129b Abs 2, 5, 6 und 10, 129¢ Abs 1, 129d Abs 1, 131 Abs 2a, 2b, 5,7, 9
und 10, 150 Abs 2, 152 Abs 4, 266 Abs 1, 4a, 4b und 4c, 313 Abs 1, 314 Abs 1
und 315 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2019 treten mit dem auf die
Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Monatsersten in Kraft.

(13) § 7a in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2019 gilt fir Pauscha-
lentgeltvereinbarungen, die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gemall Abs
12 neu abgeschlossen werden.

(14) Die 88 129 Abs 1, 129a, 129b Abs 5, 6 und 10, 129¢c Abs 1, 129d Abs
1 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2019 gelten fiir VVater (Adoptiv- oder
Pflegevéter) und die 8§ 120 Abs 1, 120a, 120b Abs 5, 6 und 10, 120c und 120d
in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr ..../2019 fur Mtter (Adoptiv- oder Pfle-
gemdtter), deren Kinder ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
gemaR Abs 12 geboren (adoptiert oder in unentgeltliche Pflege genommen)
werden.



	369
	Nr 369 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages
	(2. Session der 16. Gesetzgebungsperiode)
	1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Änderungen vorgenommen:
	1.1. Nach der den § 7 betreffenden Zeile wird eingefügt:
	1.2. Die den § 11a betreffende Zeile wird durch folgende Zeilen ersetzt:
	1.3. Nach der den § 31 betreffenden Zeile wird eingefügt:
	1.4. Die den § 72a betreffende Zeile lautet:
	1.5. Die die §§ 74 und 75 betreffenden Zeilen werden durch folgende Zeilen ersetzt:
	1.6. Die den § 88 betreffende Zeile lautet:
	1.7. Die den § 105c betreffende Zeile lautet:
	2. Im § 3 wird angefügt:
	3. Nach § 7 wird eingefügt:
	4. Im § 11 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	4.1. Im Abs 4b wird in der Z 2 die Verweisung „§ 72 Abs 6“ durch die Verweisung „§ 72 Abs 2“ und im Abs 5 die Verweisung „§ 72 Abs 5“ durch die Verweisung „§ 72 Abs 3 letzter Satz“ ersetzt.
	4.2. Nach Abs 9 wird angefügt:
	5. § 11a erhält die Bezeichnung „§ 11d“ und wird nach § 11 eingefügt:
	6. Nach § 11d (neu) wird eingefügt:
	7. Im § 12 wird angefügt:
	8. § 15 Abs 5 lautet:
	9. § 21 Abs 3 lautet:
	10. Im § 26 Abs 3 wird im ersten Satz die Verweisung „Abs 1“ durch die Verweisung „Abs 1 und 5“ ersetzt.
	11. Nach § 31 wird eingefügt:
	12. § 37 lautet:
	13. § 43 Abs 3 entfällt. Der bisherige Abs 4 erhält die Bezeichnung „(3)“.
	14. § 50d lautet:
	15. Im § 50h Abs 4 wird im ersten Satz die Verweisung „§ 120 Abs 1 Z 3 ASVG“ durch die Verweisung „§ 120 Z 3 ASVG“ ersetzt.
	16. Im § 50q Abs 2 wird angefügt: „Wurde die Maßnahme bereits voll ausgeschöpft, kann diese höchstens zweimal in der Dauer von jeweils höchstens neun Monaten verlangt werden, wenn die Maßnahme anlässlich einer weiteren medizinisch notwendigen Therapie...
	17. § 67 Abs 2 lautet:
	18. Im § 68 Abs 1 entfällt die Wortfolge „in der Landwirtschaft“.
	19. Im § 69 wird Abs 4 durch folgende Bestimmungen ersetzt:
	20. Die §§ 72 und 72a lauten:
	21. Im § 73 Abs 3 wird im ersten Satz die Verweisung „§ 72“ durch die Verweisung „§ 72 Abs 3 letzter Satz“ ersetzt.
	22. Die §§ 74 und 75 werden durch folgende Bestimmungen ersetzt:
	23. Im § 76 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	23.1. Im Abs 2 entfällt der letzte Satz.
	23.2. Abs 3 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
	24. Im § 87 wird nach Abs 2 eingefügt:
	25. Im § 88 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	25.1. Die Überschrift lautet:
	25.2. Abs 1 lautet:
	25.3. Die Abs 7 und 8 lauten:
	26. Im § 90 Abs 3 lautet der erste Satz: „Dienstnehmer, von denen dem Dienstgeber bekannt ist, dass sie auf Grund ihrer gesundheitlichen Verfassung bei bestimmten Arbeiten einer besonderen Gefahr ausgesetzt wären oder andere Dienstnehmer gefährden kön...
	27. Im § 91 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	27.1. Im Abs 1 wird angefügt: „Unter Gefahren im Sinn dieses Gesetzes sind arbeitsbedingte physische und psychische Belastungen zu verstehen, die zu Fehlbeanspruchungen führen.“
	27.2. Im Abs 2 werden die Z 5 bis 9 durch folgende Bestimmungen ersetzt:
	28. Im § 94 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	28.1. Im Abs 1 wird angefügt: „Sicherheitsvertrauenspersonen sind Dienstnehmervertreter mit einer besonderen Funktion bei der Sicherheit und beim Gesundheitsschutz der Dienstnehmer. Als Sicherheitsvertrauenspersonen dürfen nur Dienstnehmer bestellt we...
	28.2. Nach Abs 7 wird angefügt:
	29. § 99h lautet:
	30. Im § 101 Abs 1 lautet der erste Satz: „Arbeitsstoffe im Sinn dieses Gesetzes sind alle Stoffe, Gemische (Zubereitungen), biologischen oder chemischen Agenzien, die bei der Arbeit verwendet werden.“
	31. § 102 Abs 2 lautet:
	32. Im § 103 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	32.1. Abs 2 lautet:
	32.2. Im Abs 4 wird in der Z 2 der Punkt am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt und wird nach der Z 2 angefügt:
	33. Im § 104a werden folgende Änderungen vorgenommen:
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	52. Im § 129b werden folgende Änderungen vorgenommen:
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